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Erteilung eines Exequaturs;

Herr Vadym Kostiuk, Generalkonsul der Ukraine in Frankfurt am Main
Die Bundesregierung hat dem zum Leiter der berufskonsulari-
schen Vertretung in Frankfurt am Main ernannten Herrn Vadym

Kostiuk am 9. September 2020 das Exequatur als Generalkonsul
erteilt.

Der Konsularbezirk umfasst die Lander Hessen, Rheinland-Pfalz
und Saarland.

Das der bisherigen Generalkonsulin, Frau Alla Polyova, am
24. November 2014 erteilte Exequatur ist erloschen.

Wiesbaden, den 11. September 2020

Hessische Staatskanzlei
StAnz. 40/2020 S. 986

849

Erteilung eines Exequaturs;
Herr Suwapong Sirisorn, Generalkonsul des Konigreichs Thailand in
Frankfurt am Main

Die Bundesregierung hat dem zum Leiter der berufskonsulari-
schen Vertretung in Frankfurt am Main ernannten Herrn Suwa-
pong Sirisorn am 9. September 2020 das Exequatur als General-
konsul erteilt.

Der Konsularbezirk umfasst die Lander Hessen, Nordrhein-West-
falen, Rheinland-Pfalz, Saarland und Thiringen.

Das der bisherigen Generalkonsulin, Frau Pannabha Chandrara-
mya am 6. Oktober 2017 erteilte Exequatur ist erloschen.
Wiesbaden, den 10. September 2020

Hessische Staatskanzlei
StAnz. 40/2020 S. 986

HESSISCHES MINISTERIUM DES INNERN UND FUR SPORT

Polizeiliche Bekanntmachung des Polizeiprasidiums Frank-
furt am Main nach Nr. 43.4.2.4 VwWV-HSOG;

Aufforderung zur Anmeldung von Rechten an polizeilich sichergestell-
ten Sachen

Das Polizeiprasidium Frankfurt am Main hat am 3. April 2019 in
Frankfurt am Main folgenden Gegenstand zur Eigentumssiche-
rung (§ 40 Nr. 2 HSOG) sichergestellt und in polizeiliche Verwah-
rung genommen:

— 1 Apple IPhone, Farbe: Schwarz, IMEI: 352992090891765
Die Eigentimer oder sonstigen Berechtigten werden hiermit auf-
gefordert, bis zum 23. Oktober 2020 ihre Rechte beim Polizei-
prasidium Frankfurt am Main, Abteilung Verwaltung -V 12 —,
Adickesallee 70, 60322 Frankfurt am Main, Tel.: 069/755-0, an-
zumelden und in geeigneter Form glaubhaft zu machen.

Frankfurt am Main, den 15. September 2020

Polizeiprasidium Frankfurt am Main
V 12 —21a 02 — 205/19

StAnz. 40/2020 S. 986
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HESSISCHES MINISTERIUM
FUR WIRTSCHAFT, ENERGIE, VERKEHR UND WOHNEN

Richtlinie des Landes Hessen zur sozialen Mietwohnraum-
forderung
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1. Gegenstand der Forderung
1.1 Forderziel

Die soziale Wohnraumfdérderung dient Haushalten, die sich
am Markt nicht angemessen mit Wohnraum versorgen kén-
nen und auf Unterstlitzung angewiesen sind.

Zur Unterstlitzung von Haushalten bei der Versorgung mit
bezahlbarem Mietwohnraum werden vom Land Hessen ge-
meinsam mit der Wirtschafts- und Infrastrukturbank Hessen
(WIBank) Fordermittel bereitgestellt.

1.2 Forderfahige Mallnahmen

Forderfahig sind MaRnahmen im Mietwohnungsbau, bei
denen mindestens vier Wohneinheiten entstehen oder mo-
dernisiert werden. Die Férderung (Zuwendung) erfolgt als
Projektférderung im Wege einer Festbetragsfinanzierung;
davon ausgenommen ist die Férderung nach Nr. 7.

Die Wohnungen sind durch den Férdernehmer bezugsfertig
herzurichten. Nach schriftlicher Vereinbarung mit der Miete-
rin oder dem Mieter kann auf bestimmte, vorher festgelegte
Arbeiten, die den Ublichen Schonheitsreparaturen entspre-
chen, wie Malerarbeiten, Tapezierarbeiten, verzichtet wer-
den, wenn diese von der Mieterin oder vom Mieter erbracht
werden.

Neubau von Mietwohnungen

Die Fordermittel werden fir die Schaffung von Wohnraum,
der zur dauerhaften Fremdvermietung zweckbestimmt ist,
bereitgestellt; es werden nur vollstdndige Wohnungen und
keine Teile von Wohnungen geférdert. Der Wohnraum muss
eine selbststandige Haushaltsfihrung ermdéglichen und fur
die unter Nr. 1.1 genannte Zielgruppe geeignet sein.

Forderfahig ist auch der Ersterwerb von neu gebauten zur
Vermietung bestimmten Wohnungen.

Wohnraum wird geschaffen durch Neubau oder durch Bau-
maRnahmen im vorhandenen Gebaudebestand. Vorausset-
zung fir die Forderung ist, dass mit der BaumaRnahme ein
wesentlicher Bauaufwand verbunden ist.

Ein wesentlicher Bauaufwand setzt voraus, dass mindestens
ein Kostenaufwand in Hohe der Halfte eines vergleichbaren
Neubaus erreicht wird. Dabei bleiben Ausgaben auler Be-
tracht, die als MaRnahme bedingte Instandsetzung oder als
Luxusausstattung anzusehen sind.

1.2.2 Modernisierung von Mietwohnungen

Forderfahig ist die Modernisierung von Wohnungen durch
bauliche MaRRnahmen. Sofern die ModernisierungsmafR-
nahmen uberwiegen, sind auch die in Verbindung mit der
Modernisierung durchgefiihrten Instandsetzungsmafinah-
men forderfahig. Die Wohnungen miissen seit mindestens
20 Jahren bezugsfertig sein.

1.21
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1.3

1.4

1.5

1.6

Fir energetische MaRnahmen, die die KfW im Rahmen ihrer
Programme mit zinsverbilligten Darlehen férdert, kdnnen
keine Mittel nach dieser Richtlinie gewahrt werden.

Die forderfahigen Kosten sollen mindestens 5.000 Euro je
Wohneinheit betragen.

Fordervorrang

Ubersteigen die fiir die angemeldeten Vorhaben beantrag-
ten Zuwendungen die zur Verfligung stehenden Fordermit-
tel, werden unter den eingegangenen Anmeldungen die Vor-
haben ermittelt, die fur die Anfangshdchstmiete den hdchs-
ten prozentualen Abschlag im Vergleich zur ortsublichen
Vergleichsmiete anbieten. Hierbei werden auch der ortliche
Bedarf, die Lage und die Qualitat des Vorhabens berlck-
sichtigt.

Foérderberechtigte und Férdervoraussetzungen

Forderberechtigt sind naturliche und juristische Personen.
Bautrager, die Wohnraum mit dem Ziel der VerauRerung er-
richten, werden nicht gefordert.

Voraussetzung fir die Férderung im Mietwohnungsneubau
ist, dass ein geeignetes Baugrundstiick zur Verfligung steht
oder nachgewiesen wird, dass der Erwerb eines derartigen
Grundstiicks gesichert ist.

Im Hinblick auf die Finanzierung soll von der Bauherrschaft
eine angemessene Eigenleistung von mindestens 15 Pro-
zent der Gesamtausgaben erbracht werden. Die Eigenleis-
tung kann bei Malnahmen im Gebaudebestand mit Blick auf
den Wert des vorhandenen Grundstiicks und Gebaudes (ab-
zuglich bestehender Belastungen) entfallen.

Ist an dem Grundstlck ein Erbbaurecht bestellt oder dessen
Bestellung beabsichtigt, muss die Laufzeit des Erbbaurech-
tes die Dauer der Bindung und die planmaRige Darlehens-
laufzeit um mindestens zehn Jahre lberschreiten.

Bei der Modernisierung von Mietwohnungen ist nur die Eigen-
timerin oder der Eigentimer beziehungsweise die oder der
Erbbauberechtigte dieser Wohnung férderberechtigt.

Férderausschluss
Von der Forderung ausgeschlossen sind BaumalRnahmen,

— deren Ausfuhrung vor Aufnahme in ein Férderprogramm
begonnen wurde. Beim Ersterwerb von neugebauten
Wohnungen tritt an die Stelle des Baubeginns der Ab-
schluss des notariellen Kaufvertrags; der Vertragsab-
schluss darf bei der Anmeldung nicht langer als drei Mo-
naten zurickliegen.

— die bei einer nach dem Wohnrauminvestitionsprogramm-
gesetz (WIPG) in der jeweils geltenden Fassung 15-jah-
rigen Mietpreis- und Belegungsbindung nach dem
31. Dezember 2025 begonnen werden.

— fur die das Baurecht nicht gesichert ist.

— die zur Versorgung der Bauherrschaft oder ihrer Fami-
lienangehdrigen mit Wohnraum dienen.

— bei denen die ordnungsgemafle und wirtschaftliche
Durchfiihrung und eine ordnungsgemafe Verwaltung
des Wohnraums nicht gesichert ist oder

— bei denen die Bauherrschaft nicht die erforderliche Leis-
tungsfahigkeit und Zuverlassigkeit besitzt oder die Boni-
tat und gestellte Sicherheiten nicht ausreichen.

Rechtsgrundlagen

Die Forderung wird auf der Grundlage des Hessischen
Wohnraumférdergesetzes (HWoFG) vom 13. Dezem-
ber 2012 (GVBI. S. 600), zuletzt geandert durch Gesetz vom
23. Juni 2020 (GVBI. S. 430), des Wohnrauminvestitionspro-
grammgesetzes (WIPG) vom 23. Juni 2018 (GVBI. S. 332),
des Kommunalinvestitionsprogrammgesetzes (KIPG) vom
25. November 2015 (GVBI. S. 414), zuletzt geandert durch
Gesetz vom 30. Juni 2020 (GVBI. S. 462), des § 44 der Hes-
sischen Landeshaushaltsordnung (LHO) und der hierzu er-
lassenen Vorlaufigen Verwaltungsvorschriften (VV) sowie
des Hessischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (HVwVfG)
in der jeweils geltenden Fassung gewahrt.

§ 56 des Hessischen Gesetzes zur Regelung des Finanz-
ausgleichs (HFAG) in der jeweils geltenden Fassung findet
keine Anwendung.

Auf die Forderung finden die VV Nr. 1.3, 1.7.1, 4.2.4, 4.2.5,
6.1, 6.2, 7.2, 8.5, 13.1, 13.2, 13.5 bis 13.7 zu § 44 LHO,
Nr. 1.3 und 1.4, 2, 3.1, 5.1.1, 5.1.5 und 5.1.6, 6.1 bis 6.4, 6.6
und 6.9, 7.1 Satz 3, 8.3.1 und 8.5 der Allgemeinen Neben-
bestimmungen fiir Zuwendungen zur Projektférderung (AN-
Best-P) sowie Nr. 1.3, 2, 5.1.1, 5.1.5 und 5.1.6, 6.1, 6.3 bis
6.5, 7.1 Satz 3, 8.3.1 und 8.5 der Allgemeinen Nebenbestim-

2.2

31

mungen fur Zuwendungen an Gebietskorperschaften (AN-
Best-GK) keine Anwendung.

Nachfragepriifung und kommunale Beteiligung
Nachfrageprifung

Fordermittel zur Schaffung von Mietwohnraum werden nur
bereitgestellt, wenn aufgrund der 6rtlichen und regionalen
wohnungswirtschaftlichen Verhaltnisse und Zielsetzungen
nachhaltig Bedarf an preiswertem Wohnraum fur die unter
Nr. 1.1 Abs. 1 genannten Wohnungssuchenden besteht.

Fordermittel werden nur fir Bauvorhaben in Kommunen be-
reitgestellt, die einen Uberblick Uber die 6rtlichen wohnungs-
wirtschaftlichen Verhaltnisse haben. Ein fehlender Uberblick
wird insbesondere dann unterstellt, wenn die Zweckbestim-
mung der gefdérderten Wohnungsbestadnde, insbesondere
die Mietpreis- und Belegungsbindung, nicht ordnungsgeman
Uberwacht wird.

Kommunale Finanzierungsbeteiligung

Die Bereitstellung von Fordermitteln setzt grundsatzlich vor-
aus, dass sich auch die Kommune an der Finanzierung betei-
ligt. Die jeweilige Hohe der Beteiligung ist in Teil Il geregelt.

Mit der kommunalen Beteiligung kann sich die Kommune
Belegungs- und Benennungsrechte sichern. Wird Wohn-
raum von Genossenschaften ausschlieRlich zur Vermietung
an deren Mitglieder errichtet, kann auf eine kommunale Mit-
finanzierung verzichtet werden.

In besonders begrindeten Einzelfallen kann von einer finan-
ziellen Beteiligung der Kommune abgesehen werden, wenn ein
besonderer Wohnungsbedarf nachgewiesen wird. Uber den
Verzicht auf eine kommunale Beteiligung entscheidet im Ein-
zelfall das fur das Wohnungswesen zustandige Ministerium.

Bei den Kommunen, die die ,Partnerschaftsvereinbarung
Grof3er Frankfurter Bogen® unterzeichnet haben (vergleiche
Anlage 1), kann die kommunale Finanzierungsbeteiligung
im Rahmen dieser Richtlinie in Form eines Férderdarlehens
Ubernommen werden.

Voraussetzung fiir die Gewahrung der besonderen Kondi-
tionen fiur Kommunen des GroRen Frankfurter Bogens ist,
dass das zu fordernde Objekt nicht weiter als einen Kilome-
ter vom nachsten vorhandenen oder geplanten Schienenhal-
tepunkt entfernt ist. Sofern hier keine geeigneten Flachen
verfugbar sind, wird eine Entfernung von bis zu 1,5 km zuge-
lassen (Toleranzkorridor). Bei besonders innovativen, 6ko-
logischen und/oder sozialen Bauvorhaben kann von diesen
Entfernungskriterien abgewichen werden.

Die kommunale Beteiligung ersetzt nicht die unter Nr. 1.4
geforderte Eigenleistung in H6he von mindestens 15 Pro-
zent der Gesamtausgaben.

Bindungen

Die gefoérderten Wohnungen unterliegen Mietpreis- und Be-
legungsbindungen. Die Bindungen beginnen mit der Bezugs-
fertigkeit und enden mit Ablauf des Jahres des vereinbarten
Forderzeitraums. Im Fall der Modernisierung beginnen die
Bindungen mit Auszahlung der ersten Rate des Foérderdarle-
hens. Der Zeitpunkt des Beginns der Bindungen wird durch
die WIBank mitgeteilt. Mit der Darlehensnehmerin oder dem
Darlehensnehmer kann wahrend der Laufzeit des Darlehens
von der WIBank im Einvernehmen mit der Kommune und
dem flir das Wohnungswesen zustandigen Ministerium eine
Verlangerung der Bindungen sowie der in dieser Zeit zu zah-
lende Zinssatz vereinbart werden, wenn dies die ortlichen
Wohnungsmarktverhaltnisse erfordern. Bei freiwilliger vor-
zeitiger vollstadndiger Ruckzahlung des Darlehens besteht
fur die Bindungen eine gesetzliche Nachwirkungsfrist. Eine
freiwillige vorzeitige und vollstandige Riickzahlung des Dar-
lehens ist nach Ablauf von zehn Jahren nach dem vollstan-
digen Empfang des Darlehens unter Einhaltung einer Kundi-
gungsfrist von sechs Monaten zulassig.

Werden ausschlief3lich ModernisierungsmaRnahmen zur Be-
seitigung baulicher Hindernisse fir Menschen mit Behinde-
rungen auBlerhalb der Wohnung im naheren Wohnumfeld
gefordert, wird von Mietpreis- und Belegungsbindungen ab-
gesehen.

Belegungsbindung

Die Belegung der Wohnungen ist an die Hohe des Einkom-
mens der Mieter gebunden. Die H6he der zuldssigen Ein-
kommensgrenze richtet sich nach der gewahrten Forderung
nach Teil Il.

Die Einkommensgrenzen werden regelmafig tberpruft und
angepasst. Fir die Einkommensermittlung sind die §§ 6
und 7 HWoFG anzuwenden.
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3.2
3.21

3.2.2

3.2.3

3.2.4

3.2.5

3.2.6

3.3

Die Wohnungssuchende oder der Wohnungssuchende weist
seine Wohnberechtigung gegeniber der Vermieterin oder
dem Vermieter durch einen Wohnberechtigungsschein (§ 17
HWOoFG) nach, aus dem sich die mafgebliche Wohnungs-
grofRe nach Raumzahl und/oder Wohnflache ergibt.

Im Rahmen der Férderung Studentisches Wohnen nach
Nr. 6 oder Nr. 7 in Verbindung mit Nr. 6.1 erfolgt die Fest-
stellung der Wohnberechtigung und die Uberwachung der
zweckentsprechenden Vermietung durch die Empfangerin
oder den Empfanger der Férderung. Diese oder dieser pruft
die Wohnberechtigung der Bewerberin oder des Bewer-
bers vor Bezug des Wohnraums. Die Prifung erfolgt anhand
einer Selbstauskunft, der geeignete Belege als Nachweise
beizufligen sind. Bei Empfangerinnen oder Empféangern von
Leistungen nach dem Bundesausbildungsférderungsgesetz
entfallt die Uberprifung des Einkommens. Die Vorlage einer
Studienbescheinigung einer Hochschule in Hessen ist von
der Empfangerin oder dem Empfanger der Férderung ein-
mal pro Semester zu verlangen. Die Empféangerin oder der
Empfanger der Férderung hat jede Vermietung und etwaige
Leerstande dem o&rtlich zustandigen Studentenwerk mitzu-
teilen. Dieses erhalt insoweit ein Auskunftsrecht.

Besteht ein Belegungs- oder Benennungsrecht der Kommune
wird die Wohnberechtigung der oder des Wohnungssuchen-
den vor Belegung beziehungsweise Benennung geprift und
gilt mit der Belegung beziehungsweise Benennung als erfullt.

Mietpreisbindung

Bei der Férderung nach Nr. 4, 5 oder 6 darf bei der erstma-
ligen Vermietung keine hohere Miete als die dort jeweils ge-
nannte vereinbart werden. Die Angemessenheit der Miete
fur die jeweilige Zielgruppe ist zu beachten.

Bei der Férderung nach Nr. 4, 5 oder 6 ist die Miethdhe be-
zogen auf den m? Wohnflache und Monat von der Bauherr-
schaft mit der Anmeldung des Bauvorhabens bei dem fur
das Wohnungswesen zustandigen Ministerium verbindlich
zu erklaren. Die in der Anmeldung erklarte Miete kann vor
Bewilligung nach Nr. 3.2.3 angepasst werden; sie wird als
Einstiegsmiete in der Férderzusage festgelegt. Dabei kann
eine entsprechend geringere Miete je m? Wohnflache und
Monat festgelegt werden, wenn die tatsdchliche Wohnfla-
che einer Wohnung erheblich grofier ist als die forderfahige
Wohnflache (mehr als 5 m?).

Bei der Forderung nach Nr. 4, 5 oder 6 kénnen Vermieter
von den Mietern die Zustimmung zur Anpassung der unter
Teil Il genannten Einstiegsmiete unter Beachtung der Vor-
schriften des Burgerlichen Gesetzbuches (BGB) nur ent-
sprechend dem vom Statistischen Bundesamt ermittelten
Verbraucherpreisindex fur Deutschland verlangen, aller-
dings nicht Uber die ortslbliche Vergleichsmiete abziglich
des unter Teil Il jeweils genannten Abzugs hinaus. Bei der
Vereinbarung einer Indexmiete ist § 557b BGB zu beachten.
Im Falle einer Wiedervermietung darf hdchstens eine Miete
vereinbart werden, wie sie sich aufgrund der Fortschreibung
der Einstiegsmiete nach Nr. 3.2.2 ergibt.

Bei der Forderung einer Modernisierung nach Nr. 7 gelten
abweichende Regelungen zur Miethéhe (Nr. 7.3).

Die oder der Verfligungsberechtigte ist verpflichtet, die Mie-
terin oder den Mieter im Mietvertrag auf die Férderung und
die Dauer der Mietpreisbindung hinzuweisen und die Miet-
vertrdge nur mit unbestimmter Laufzeit abzuschlieRen. Bei
der Forderung von Wohnraum fur Studenten sollen befris-
tete Mietvertrage abgeschlossen werden. In der Férderzu-
sage ist vorzusehen, dass sich die Mieterin oder der Mieter
wegen der einzuhaltenden Mieth6he gegeniiber der Vermie-
terin oder dem Vermieter auf die Mietpreisbindung berufen
kann.

Unzulassig ist die Vereinbarung zusatzlicher Geld-, Sach-
oder Arbeitsleistungen der Mieterin oder des Mieters fur
die Wohnungsuberlassung. Maklerprovisionen dirfen nicht
zu Lasten der Mieterin oder des Mieters gehen. Die Verein-
barung einer Sicherheitsleistung (§ 551 BGB) der Mieterin
oder des Mieters ist zuldssig. Weiterhin ist bei Wohnungen
im Eigentum von Genossenschaften eine Vereinbarung zu-
lassig, wonach die Mieterin oder der Mieter sich verpflichtet,
an Stelle der Sicherheitsleistung mit der Uberlassung der
Wohnung Geschaftsanteile zu erwerben. Die Kosten des Er-
werbs von Geschaftsanteilen missen hinsichtlich der Ziel-
gruppe angemessen sein.

Wohnungen mit Betreuungsangebot

Werden Wohnungen flr altere und behinderte Menschen
mit Betreuungsangebot unter Berucksichtigung der Einkom-
mensgrenzen nach Teil |l geférdert, kann zusatzlich zum

3.4

Mietvertrag ein Vertrag Uber Betreuungsleistungen geschlos-
sen werden. Das Entgelt fur laufende Betreuungsleistungen
(Grundversorgung) darf dabei 20 Prozent der Netto-Kalt-
miete nicht Uberschreiten. Der Betreuungsvertrag ist geson-
dert neben dem Mietvertrag abzuschlieRen. Eine Kopplung
von Miet- und Betreuungsvertrag ist nicht zulassig.

Mittelbare Belegung und sonstige Gegenleistungen

Die WIBank kann im Einvernehmen mit dem fir das Woh-
nungswesen zustandigen Ministerium die mittelbare Bele-
gung der gefoérderten Wohnungen nach § 22 HWoFG zulas-
sen. Fur diese freigestellten Wohnungen ist gleichwertiger
Ersatzwohnraum bereitzustellen. Dazu werden gesonderte
Verfahrensregelungen getroffen.

Sonstige Gegenleistungen, die die Mietpreis- und Bele-
gungsbindungen ersetzen sollen, sind zuvor von der WIBank
mit dem fir das Wohnungswesen zustandigen Ministerium
und mit der 6rtlich zustadndigen Kommune abzustimmen. Die
Bauherrschaft soll bereits bei der Anmeldung von Bauvorha-
ben auf die beabsichtigte Ersetzung der Mietpreis- und Be-
legungsbindungen hinweisen.

Von den Mdglichkeiten der mittelbaren Belegung und der
sonstigen Gegenleistung ist die Férderung des Neubaus von
Wohnraum fir studentische Haushalte (Nr. 6) ausgenom-
men.

Teil Il Einzelbestimmungen

4.

41

4.2
4.21

Neubau von Mietwohnungen fiir Haushalte mit
geringem Einkommen

Wohnberechtigte Haushalte

Die Wohnungen sind bestimmt fir Haushalte, deren Einkom-
men die Einkommensgrenze nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 HWoFG

nicht Uberschreitet. Die Einkommensgrenze betragt danach
derzeit:

Fir einen Einpersonenhaushalt 16.351 Euro,
fUr einen Zweipersonenhaushalt 24.807 Euro,
zuzuglich fur jede weitere zum Haushalt

rechnende Person 5.639 Euro.

Fir jedes zum Haushalt rechnende Kind im Sinne des § 32
Abs. 1 bis 5 des Einkommensteuergesetzes erhoht sich die
Einkommensgrenze um weitere 650 Euro jahrlich.

Eine Anpassung der Einkommensgrenze erfolgt alle drei
Jahre, die nachste zum 1. Januar 2023.

Art und Héhe der Férderung
Darlehen

Die Foérderung wird in Form eines zinsgunstigen Baudarle-
hens gewahrt. Fur die Dauer der ersten Zinsfestschreibung
Ubernimmt das Land Hessen die Zinsen in voller Héhe in
Form von Zinszuschiissen (Nr. 14.3).

Nach Beendigung der ersten Zinsfestschreibung soll die
dann flr entsprechende Kapitalmarktmittel marktubliche
Verzinsung verlangt werden.

Die Darlehenshéhe ist von den Baukosten unabhangig und
pauschaliert. Folgende pauschalierte Darlehensbetrage je
m? Wohnflache differenziert nach den ortlichen Bodenprei-
sen werden bereitgestellt:

Grundstiickswert je Quadratmeter Darlehen je
Boden einschlieRlich ErschlieBungs- | Quadratmeter
kosten, Grunderwerbsteuer und Wohnflache
Kosten der Herrichtung des Grund- | Grundbetrag
stlicks

unter 200 Euro 1.200 Euro
200 Euro bis unter 250 Euro 1.300 Euro
250 Euro bis unter 300 Euro 1.400 Euro
300 Euro bis unter 350 Euro 1.500 Euro
350 Euro bis unter 400 Euro 1.600 Euro
400 Euro bis unter 450 Euro 1.700 Euro
450 Euro bis unter 500 Euro 1.800 Euro
ab 500 Euro 1.900 Euro

Zuschlage je Quadratmeter férderfahiger Wohnflache:
Rollstuhlgerechte Wohnung (DIN 18040 Teil 2
mit ,R“-Anforderungen)

Passivhaus'

150 Euro,
150 Euro.

1 Passivhausstandard nach dem Passivhaus-Projektierungspaket
(PHPP) oder einem gleichwertigen Verfahren auf der Grundlage der
DIN EN 832 in der jeweils geltenden Fassung.
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Forderfahig ist die tatsachliche Wohnflache, héchstens je-
doch die Regelwohnflache nach Nr. 4.4.

Wird in Verbindung mit der BaumaRnahme ein Gemein-
schaftsraum errichtet, kann das Gesamtdarlehen um
500 Euro je Quadratmeter der Flache des Gemeinschafts-
raumes erhoht werden. Gemeinschaftsraume missen Auf-
enthaltsraumqualitat besitzen, beheizbar sein, innerhalb des
Gebaudes liegen und in sich abgeschlossen sein.

Fir den Einbau eines Aufzugs wird ein Zusatzdarlehen in
Hohe von 3.000 Euro je geférderter Wohnung, héchstens je-
doch 40.000 Euro pro Aufzug gewahrt.

Bei MalRnahmen nach § 4 Abs. 4 Nr. 2 bis 4 HWoFG (Besei-
tigung von Schaden, Nutzungsanderung, Erweiterung, An-
passung an veranderte Wohnbedurfnisse) ist das Gesamt-
darlehen auf 70 Prozent der durch die baulichen Mafinah-
men verursachten Kosten begrenzt. Dabei dirfen die in der
vorstehenden Tabelle angegebenen Pauschalbetrage fir die
Foérderung je m? Wohnflache nicht Gberschritten werden.

Werden der Bauherrschaft von Bund oder Land kostenlose
oder verbilligte Grundstlicke zur Verfligung gestellt, gelten
die der Bauherrschaft in Verbindung damit entstehenden
Kosten als Grundstuckswert.

Finanzierungszuschuss und Dauer der ersten Zinsfest-
schreibung

Es stehen drei Finanzierungszuschussvarianten zur Wahl.

Variante 1 bis 20 Prozent Finanzierungszuschuss?

Das Land gewahrt in Verbindung mit einer 15-jahrigen Miet-
preis- und Belegungsbindung einen Finanzierungszuschuss
in Hohe von 20 Prozent des Forderdarlehens. Die Dauer der
ersten Zinsfestschreibung endet 15 Jahre nach Darlehens-
zusage.

Variante 2 bis 30 Prozent Finanzierungszuschuss

Das Land gewahrt in Verbindung mit einer 20-jahrigen Miet-
preis- und Belegungsbindung einen Finanzierungszuschuss
in Héhe von 30 Prozent des Férderdarlehens. Die Dauer der
ersten Zinsfestschreibung endet mit dem Ablauf der Miet-
preis- und Belegungsbindung.

Variante 3 bis 40 Prozent Finanzierungszuschuss

Das Land gewahrt in Verbindung mit einer 25-jahrigen Miet-
preis- und Belegungsbindung einen Finanzierungszuschuss
in Héhe von 40 Prozent des Férderdarlehens. Die Dauer der
ersten Zinsfestschreibung endet mit dem Ablauf der Miet-
preis- und Belegungsbindung.

Zulassige Miete

Bei der erstmaligen Vermietung darf keine héhere Miete
(ohne Betriebskosten) als die ortsiibliche Vergleichsmiete im
Sinne von § 558 BGB abzuiglich 20 Prozent vereinbart wer-
den. Ist fur die Kommune ein Mietspiegel nach § 558c BGB
oder ein qualifizierter Mietspiegel nach § 558d BGB oder
eine Mieterdatenbank nach § 558e BGB vorhanden, so gilt
als Hochstmiete der darin fir die entsprechende Wohnung
ausgewiesene Wert beziehungsweise mittlere Wert abzig-
lich der jeweiligen Reduktion. Wird darin nach Wohnlagen
differenziert, ist héchstens von mittleren Wohnlagen auszu-
gehen.

Bei Bauvorhaben, die in Passivhausbauweise erstellt wer-
den, kann dieser Betrag um bis zu 0,30 Euro je m? Wohnfla-
che und Monat erhéht werden.

Foérderfahige Wohnflache

Die férderfahige Wohnflache (Regelwohnflache) betragt

— bei Wohnungen fiir 1 Person bis 45 Quadratmeter,

— bei Wohnungen fiir 2 Personen bis 60 Quadratmeter und
— fir jede weitere Person 12 Quadratmeter mehr.

Die Wohnflache ist nach der Verordnung zur Berechnung
der Wohnflache (Wohnflachenverordnung — WoFIV) in der
jeweils geltenden Fassung zu ermitteln.

Bei Wohnungen mit drei Zimmern zuzilglich Bad und Kiiche
ist die forderfahige Wohnflache unabhangig von der beab-
sichtigten Belegung auf 72 Quadratmeter begrenzt.

Die férderfahige Wohnflache kann in begriindeten Fallen bei
MaRnahmen im Geb&audebestand oder bei Baullickenschlie-
Rungen erhéht werden. Bei Wohnraum, der nach der DIN
18040 Teil 2 mit ,R"*-Anforderungen ausgefiihrt wird, kann
die forderfahige Wohnflache ohne besondere Begriindung
um 16 Prozent erh6ht werden.

2 Bei Variante 1 erfolgt die Bereitstellung der Férdermittel auf Grundlage
des WIPG oder des KIPG. Hier sind die Regelungen unter Nr. 14.1.2 zu
beachten.

4.5

5.1

5.2
5.2.1

Die maximal forderfahige Flache eines Gemeinschafts-
raums ist im Einzelfall mit der WIBank abzustimmen.

Die Wohnflache einer Wohnung soll 35 Quadratmeter nicht
unterschreiten.

Kommunale Finanzierungsbeteiligung

Die Bereitstellung von Férdermitteln setzt voraus, dass sich
auch die Kommune mit mindestens 10.000 Euro je Wohnein-
heit an der Finanzierung beteiligt, und zwar bei einer nach-
rangigen Sicherung im Grundbuch und zu Konditionen, die
gegenuber dem Darlehen nach diesen Richtlinien nicht un-
gunstiger sind. Beteiligt sich eine Kommune durch die ver-
billigte Bereitstellung von Bauland, muss die Verbilligung
mindestens einem Wert von 10.000 Euro je Wohneinheit
entsprechen. Stellt die Kommune ein Grundstlick in Form
des Erbbaurechts bereit, wird eine angemessene Finanzie-
rungsbeteiligung angenommen, wenn der Erbbauzins fur
die Dauer der Belegungs- und Mietpreisbindung héchstens
1 Prozent des Grundstlickswertes betragt. An Stelle einer fi-
nanziellen Beteiligung kann die Kommune auch eine Aus-
fallblrgschaft fir den rangletzten Teilbetrag des Darlehens
nach dieser Richtlinie in Héhe von mindestens 20.000 Euro
je Wohneinheit Gbernehmen.

Neubau von Mietwohnungen fiir Haushalte mit
mittlerem Einkommen

Wohnberechtigte Haushalte

Die Wohnungen sind bestimmt fir Haushalte, deren Ein-
kommen die Einkommensgrenze nach der Verordnung zur
Bestimmung abweichender Einkommensgrenzen bei der
Wohnraumférderung vom 3. August 2015 (GVBI. S. 331) in
der jeweils geltenden Fassung nicht Uberschreitet. Die Ein-
kommensgrenze betragt danach derzeit:

Fir einen Einpersonenhaushalt 19.621 Euro,
fur einen Zweipersonenhaushalt 29.768 Euro,
zuzuglich fir jede weitere zum Haushalt

rechnende Person 6.767 Euro.

Fir jedes zum Haushalt rechnende Kind im Sinne des § 32
Abs. 1 bis 5 des Einkommensteuergesetzes erhoht sich die
Einkommensgrenze um weitere 650 Euro jahrlich.

Eine Anpassung der Einkommensgrenze erfolgt alle drei
Jahre, die nédchste zum 1. Januar 2023.

Art und Héhe der Férderung
Darlehen

Die Forderung wird in Form eines zinsglinstigen Baudarle-
hens gewahrt. Fur die Dauer der ersten Zinsfestschreibung
Ubernimmt das Land Hessen die Zinsen in voller Héhe in
Form von Zinszuschissen (Nr. 14.3).

Nach Beendigung der ersten Zinsfestschreibung soll die
dann flir entsprechende Kapitalmarktmittel marktibliche
Verzinsung verlangt werden.

Die Darlehenshéhe ist von den Baukosten unabhangig und
pauschaliert. Folgende pauschalierte Darlehensbetrage je
m? Wohnflache differenziert nach den 6rtlichen Bodenprei-
sen werden bereitgestellt:

Grundstuckswert je Quadratmeter Darlehen je
Boden einschlieRlich ErschlieBungs- | Quadratmeter
kosten, Grunderwerbsteuer und Wohnflache
Kosten der Herrichtung des Grund- | Grundbetrag
stlicks

unter 200 Euro 700 Euro
200 Euro bis unter 250 Euro 800 Euro
250 Euro bis unter 300 Euro 900 Euro
300 Euro bis unter 350 Euro 1.000 Euro
350 Euro bis unter 400 Euro 1.100 Euro
400 Euro bis unter 450 Euro 1.200 Euro
450 Euro bis unter 500 Euro 1.300 Euro
ab 500 Euro 1.400 Euro

Zuschlage je Quadratmeter férderfahiger Wohnflache:

Rollstuhlgerechte Wohnung (DIN 18040 Teil 2
mit ,R“-Anforderungen)
Passivhaus?®

150 Euro,
150 Euro.

3 Passivhausstandard nach dem Passivhaus-Projektierungspaket
(PHPP) oder einem gleichwertigen Verfahren auf der Grundlage der
DIN EN 832 in der jeweils geltenden Fassung.
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Forderfahig ist die tatsachliche Wohnflache, hdchstens je-
doch die Regelwohnflache nach Nr. 5.4.

Wird in Verbindung mit der BaumaRnahme ein Gemeinschafts-
raum errichtet, kann das Gesamtdarlehen um 500 Euro je Qua-
dratmeter der Flache des Gemeinschaftsraumes erhéht wer-
den. Gemeinschaftsraume missen Aufenthaltsraumqualitat
besitzen, beheizbar sein, innerhalb des Gebaudes liegen und
in sich abgeschlossen sein.

Fir den Einbau eines Aufzugs wird ein Zusatzdarlehen in
Hohe von 3.000 Euro je geférderter Wohnung, héchstens je-
doch 40.000 Euro pro Aufzug gewahrt.

Bei MalRnahmen nach § 4 Abs. 4 Nr. 2 bis 4 HWoFG (Besei-
tigung von Schaden, Nutzungsanderung, Erweiterung, An-
passung an veranderte Wohnbedurfnisse) ist das Gesamt-
darlehen auf 70 Prozent der durch die baulichen Mafnah-
men verursachten Kosten begrenzt. Dabei dirfen die in der
vorstehenden Tabelle angegebenen Pauschalbetrage fir die
Forderung je m? Wohnflache nicht Gberschritten werden.

Werden der Bauherrschaft von Bund oder Land kostenlose
oder verbilligte Grundstlicke zur Verfigung gestellt, gelten
die der Bauherrschaft in Verbindung damit entstehenden
Kosten als Grundstlickswert.

Finanzierungszuschuss und Dauer der ersten Zinsfestschrei-
bung

Es stehen drei Finanzierungszuschussvarianten zur Wahl.

Variante 1 bis 20 Prozent Finanzierungszuschuss*

Das Land gewahrt in Verbindung mit einer 15-jahrigen Miet-
preis- und Belegungsbindung einen Finanzierungszuschuss
in Héhe von 20 Prozent des Forderdarlehens. Die Dauer der
ersten Zinsfestschreibung endet 15 Jahre nach Darlehens-
zusage.

Variante 2 bis 25 Prozent Finanzierungszuschuss

Das Land gewahrt in Verbindung mit einer 20-jahrigen Miet-
preis- und Belegungsbindung einen Finanzierungszuschuss
in Héhe von 25 Prozent des Forderdarlehens. Die Dauer der
ersten Zinsfestschreibung endet mit dem Ablauf der Miet-
preis- und Belegungsbindung.

Variante 3 bis 30 Prozent Finanzierungszuschuss

Das Land gewahrt in Verbindung mit einer 25-jahrigen Miet-
preis- und Belegungsbindung einen Finanzierungszuschuss
in Hohe von 30 Prozent des Forderdarlehens. Die Dauer der
ersten Zinsfestschreibung endet mit dem Ablauf der Miet-
preis- und Belegungsbindung.

Zulassige Miete

Bei der erstmaligen Vermietung darf keine héhere Miete
(ohne Betriebskosten) als die ortsiibliche Vergleichsmiete im
Sinne von § 558 BGB abziiglich 15 Prozent vereinbart wer-
den. Ist fur die Kommune ein Mietspiegel nach § 558c BGB
oder ein qualifizierter Mietspiegel nach § 558d BGB oder
eine Mieterdatenbank nach § 558e BGB vorhanden, so gilt
als Hochstmiete der darin fir die entsprechende Wohnung
ausgewiesene Wert beziehungsweise mittlere Wert abzug-
lich der jeweiligen Reduktion. Wird darin nach Wohnlagen
differenziert, ist héchstens von mittleren Wohnlagen auszu-
gehen.

Bei Bauvorhaben, die in Passivhausbauweise erstellt wer-
den, kann dieser Betrag um bis zu 0,30 Euro je m? Wohnfla-
che und Monat erhéht werden.

Forderfahige Wohnflache

Die forderfahige Wohnflache (Regelwohnflache) betragt

— bei Wohnungen fiir 1 Person bis 45 Quadratmeter,

— bei Wohnungen fiir 2 Personen bis 60 Quadratmeter und
— fur jede weitere Person 12 Quadratmeter mehr.

Die Wohnflache ist nach der WoFI1V in der jeweils geltenden
Fassung zu ermitteln.

Bei Wohnungen mit drei Zimmern zuzuglich Bad und Kiiche
ist die forderfahige Wohnflache unabhangig von der beab-
sichtigten Belegung auf 72 Quadratmeter begrenzt.

Die foérderfahige Wohnflache kann in begriindeten Fallen bei
MaRnahmen im Gebaudebestand oder bei Baulliickenschlie-
Rungen erhoht werden. Bei Wohnraum, der nach der DIN
18040 Teil 2 mit ,R“-Anforderungen ausgefihrt wird, kann

4 Bei Variante 1 erfolgt die Bereitstellung der Férdermittel auf Grundlage
des WIPG oder des KIPG. Hier sind die Regelungen unter Nr. 14.1.2 zu
beachten.

5.5

5.6

6.1

6.2
6.21

die forderfahige Wohnflache ohne besondere Begriindung
um 16 Prozent erhoht werden.

Die maximal forderfahige Flache eines Gemeinschafts-
raums ist mit der WIBank abzustimmen.

Die Wohnflache einer Wohnung soll 35 Quadratmeter nicht
unterschreiten.

Kommunale Finanzierungsbeteiligung

Die Bereitstellung von Férdermitteln setzt voraus, dass sich
auch die Kommune mit mindestens 6.000 Euro je Wohn-
einheit an der Finanzierung beteiligt, und zwar bei einer
nachrangigen Sicherung im Grundbuch und zu Konditio-
nen, die gegentber der Férderung nach diesen Richtlinien
nicht unginstiger sind. Beteiligt sich eine Kommune durch
die verbilligte Bereitstellung von Bauland, muss die Ver-
billigung mindestens einem Wert von 6.000 Euro je Wohn-
einheit entsprechen. Stellt die Kommune ein Grundstick in
Form des Erbbaurechts bereit, wird eine angemessene Fi-
nanzierungsbeteiligung angenommen, wenn der Erbbauzins
fir die Dauer der Belegungs- und Mietpreisbindung héchs-
tens 1,4 Prozent des Grundstickswertes betragt. An Stelle
einer finanziellen Beteiligung kann die Kommune auch eine
Ausfallbirgschaft fir den rangletzten Teilbetrag des Dar-
lehens nach diesen Richtlinien in Héhe von mindestens
12.000 Euro je Wohneinheit ibernehmen.

Eingeschranktes Fordergebiet

Die Fordermittel werden nur fir die Schaffung von Wohn-
raum in Gemeinden bereitgestellt, die in der Anlage der Ver-
ordnung zur Bestimmung abweichender Einkommensgren-
zen bei der Wohnraumférderung vom 3. August 2015 (GVBI.
S. 331) in der jeweils geltenden Fassung genannt sind (ver-
gleiche Anlage 2).

Neubau von Mietwohnraum fiir studentische
Haushalte

Wohnberechtigte Haushalte

Der geférderte Wohnraum ist ausschlieBlich an Haushalte
zu vermieten, in denen mindestens ein Mitglied an einer
Hochschule in Hessen immatrikuliert ist. Auslandische Stu-
dierende, die sich nur voriibergehend im Geltungsbereich
des Grundgesetzes aufhalten, sind wohnberechtigt. Die
Dauer eines Mietverhaltnisses soll die Regelstudienzeit
nicht Ubersteigen.

Das Einkommen des studentischen Haushalts darf die Ein-
kommensgrenze nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 HWoFG nicht uber-
schreiten. Die Einkommensgrenze betragt danach derzeit:

Fur einen Einpersonenhaushalt 16.351 Euro,
fUr einen Zweipersonenhaushalt 24.807 Euro,
zuzuglich fur jede weitere zum Haushalt

rechnende Person 5.639 Euro.

Fir jedes zum Haushalt rechnende Kind im Sinne des § 32
Abs. 1 bis 5 des Einkommensteuergesetzes erhdht sich die
Einkommensgrenze um weitere 650 Euro jahrlich.

Bei der Belegung sollen Empfanger von Leistungen nach
dem Bundesausbildungsférderungsgesetz sowie Studie-
rende mit Kind bevorzugt werden. Gleiches gilt fir Studie-
rende mit Behinderung.

Kann mangels ortlichen Bedarfs nicht mehr an Studierende
vermietet werden, ist dies von der Empfangerin oder vom
Empféanger der Forderung der WiBank, der Kommune und
dem ortlich zustandigen Studentenwerk anzuzeigen. Eine
Vermietung hat dann nach den fur den sozialen Mietwoh-
nungsbau Ublichen Regeln zu erfolgen.

Eine Anpassung der Einkommensgrenze erfolgt alle drei
Jahre, die nachste zum 1. Januar 2023.

Art und Héhe der Férderung
Darlehen

Die Forderung wird in Form eines zinsglinstigen Baudar-
lehens gewahrt. Fir die Dauer der ersten Zinsfestschrei-
bung Ubernimmt das Land Hessen die Zinsen in voller Hohe
(Nr. 14.3).

Nach Beendigung der Belegungs- und Mietpreisbindung soll
die dann firr entsprechende Kapitalmarktmittel markttbliche
Verzinsung verlangt werden.

Die Darlehenshéhe ist von den Baukosten unabhangig und
pauschaliert. Folgende pauschalierte Darlehensbetrage
je m? Wohnflache differenziert nach den 6rtlichen Boden-
preisen werden bereitgestellt:
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6.2.2

6.3

6.4

6.5

6.6
6.6.1

6.6.2

6.6.3

Grundstuckswert je Quadratmeter Darlehen je m?
Boden einschlieRlich Erschliefungs- | Wohnflache
kosten, Grunderwerbsteuer und Grundbetrag
Kosten der Herrichtung des Grund-

stlicks

unter 250 Euro 1.600 Euro
250 Euro bis unter 350 Euro 1.700 Euro
350 Euro bis unter 450 Euro 1.800 Euro
ab 450 Euro 1.900 Euro

Bei MalRnahmen nach § 4 Abs. 4 Nr. 2 bis 4 HWoFG (Besei-
tigung von Schaden, Nutzungsanderung, Erweiterung, An-
passung an veranderte Wohnbedirfnisse) ist das Gesamt-
darlehen auf 70 Prozent der durch die baulichen Mafnah-
men verursachten Kosten begrenzt. Dabei dirfen die in der
vorstehenden Tabelle angegebenen Pauschalbetrage fur die
Forderung je m? Wohnflache nicht Gberschritten werden.

Werden der Bauherrschaft von Bund oder Land kostenlose
oder verbilligte Grundstlicke zur Verfligung gestellt, gelten
die der Bauherrschaft in Verbindung damit entstehenden
Kosten als Grundstlickswert.

Finanzierungszuschuss und Dauer der ersten Zinsfest-
schreibung

Es stehen zwei Finanzierungszuschussvarianten zur Wahl:

Variante 1 bis 20 Prozent Finanzierungszuschuss

Das Land gewahrt in Verbindung mit einer 20-jahrigen Miet-
preis- und Belegungsbindung einen Finanzierungszuschuss
in Héhe von 20 Prozent des Férderdarlehens.

Variante 2 bis 40 Prozent Finanzierungszuschuss

Das Land gewahrt in Verbindung mit einer 40-jahrigen Miet-
preis- und Belegungsbindung einen Finanzierungszuschuss
in Héhe von 40 Prozent des Férderdarlehens.

Die erste Zinsfestschreibung endet mit Ablauf der jeweiligen
Mietpreis- und Belegungsbindung.

Zulassige Miete

Die Nettokaltmiete muss immer mindestens 15 Prozent unter
der sonst flr vergleichbaren Studentischen Wohnraum am
ortlichen Wohnungsmarkt verlangten Miete liegen. Sie soll
10,60 Euro je m? Wohnflache im Monat nicht Uberschrei-
ten; dieser Einstiegswert von 10,60 Euro erhoht sich jahr-
lich entsprechend dem vom Statistischen Bundesamt ermit-
telten Verbraucherpreisindex fur Deutschland. Als Zuschlag
far Moblierung und Schoénheitsreparaturen sind hdchstens
zwei Euro je m? Wohnflache im Monat zulassig. Neben der
Nettokaltmiete und dem genannten Zuschlag darf die Bau-
herrschaft im Rahmen einer Pauschalmietvereinbarung Be-
triebs- und Heizkosten verlangen, die an den tatsachlichen
Verbrauchen im Forderobjekt auszurichten sind.

Insgesamt darf eine Miete fir héchstens 25 m? je Wohnplatz
berechnet werden. Im Ubrigen gilt Teil | Nr. 3.2.
Forderfahige Wohnflache

Die forderfahige Wohnflache (einschliellich anteiliger Ge-
meinschaftsrdume) betrégt bis zu 25 m? je Wohnplatz. Bei
der Berechnung der Wohnflache ist die WoFIV in der jeweils
geltenden Fassung anzuwenden.

Kommunale Finanzierungsbeteiligung

Im Rahmen dieser Forderung ist eine kommunale Finanzie-
rungsbeteiligung nicht erforderlich.

Technische Vorgaben

Bei der Férderung von Wohnungen zu einer gemeinschaft-
lichen Nutzung darf die GroRe der Individualrdume 12 m?
nicht unterschreiten. Bei der Foérderung von Einzelappar-
tements darf deren GroRe 18 m? nicht unterschreiten. Die
Wohnflache muss fir Studierende angemessen sein.

Ein Wohnplatz ist bezugsfertig herzurichten. Dabei muss fol-
gende Ausstattung in angemessener Zahl vorhanden sein:

- WC,

— Bad/Dusche,

— Kiuche/Kochgelegenheit (mobliert, Herd, Kihlschrank),
— Waschmaschine und

— Zugang ins Internet.

Gemeinschaftsrdume sollen vorgesehen werden. Gemein-
schaftsraume missen Aufenthaltsraumqualitat besitzen, be-
heizbar sein, innerhalb des Gebaudes liegen und in sich ab-
geschlossen sein.

7.
7.1

7.2
7.21

7.2.2

7.3

7.4

7.5

ModernisierungsmaBnahmen
Wohnberechtigte Haushalte

Die Wohnungen sind bestimmt fir Haushalte nach Nr. 4.1
und 6.1.

Art und Hohe der Forderung
Darlehen

Die Foérderung wird in Form eines zinsglinstigen Darlehens
in Hohe von bis zu 80 Prozent der anerkannten Ausgaben
gewahrt.

Fir die Dauer der ersten Zinsfestschreibung tbernimmt das
Land Hessen die Zinsen in voller Héhe in Form von Zinszu-
schissen (Nr. 14.3). Fur die Restlaufzeit kann eine marktiib-
liche Verzinsung entsprechender erststelliger Kapitalmarkt-
mittel verlangt werden.

Der Zeitraum der Bindungen betragt zehn Jahre ab erster
Auszahlung des Darlehens. Wenn die Wohnungen bereits
Belegungsbindungen von noch mindestens zehn Jahren auf-
grund friherer Férderung unterliegen, verlangert sich die
Dauer der Belegungsbindung nicht.

Finanzierungszuschuss und Dauer der ersten Zinsbindungs-
frist

Das Land gewahrt in Verbindung mit dem Darlehen nach
Nr. 7.2.1 einen Finanzierungszuschuss in Hohe von 20 Pro-
zent des Forderdarlehens.

Die Dauer der ersten Zinsbindungsfrist beginnt ab ers-
ter Auszahlung und betragt mindestens 15 Jahre bis zum
nachsten regularen Zahlungstermin (31. Marz beziehungs-
weise 30. September).

Zulassige Miete

Die durch die Modernisierung bedingte Mieterh6hung ist auf

hoéchstens 2,00 Euro je m? Wohnflache und Monat begrenzt.

Bis zum Ablauf von finf Jahren nach Abschluss der Moder-

nisierung sind daneben keine weiteren Mieterh6hungen zu-

gelassen. Ab dem sechsten Jahr gelten die mietrechtlichen

Regelungen des Biirgerlichen Gesetzbuchs.

Bei der Modernisierung von Wohnraum fir Studenten gelten

abweichende Regelungen. Eine Anhebung der Miete ist nur

bis zu der nach Nr. 6.3 vorgegebenen Miete zulassig. Wei-
tere Mietanpassungen sind nach Nr. 3.2.3 vorzunehmen.

Zuwendungsfahige Ausgaben

Zu den zuwendungsfahigen Ausgaben zahlen solche zur

Verbesserung

— des Wohnungszuschnittes, zum Beispiel durch Zusam-
menlegung kleiner Wohnungen zu einer groften Woh-
nung fir kinderreiche Familien,

— der Wohnqualitat, insbesondere durch den Anbau von
Balkonen,

— der naturlichen Belichtung und Beliftung,

— der energetischen Eigenschaften, falls die Vorhaben nicht
im Rahmen der Programme der KfW finanziert werden
kénnen,

— der Energieversorgung, der Wasserversorgung (Ver-
brauchsreduzierung, Messung des Trinkwasserverbrauchs),

— der sanitaren Einrichtungen, der Entwasserung und des
Feuchtigkeitsschutzes,

— des Schallschutzes,

— der baulichen Eignung einer Wohnung fir altere Men-
schen oder Menschen mit Behinderungen,

— der unmittelbaren Umgebung des Wohngebaudes (Griin-
flachen, Kinderspielplatze) und

— Ausgaben fir modernisierungsbedingte Instandsetzungen.

Forderfahig ist auch die in zeitlicher Verbindung mit der Mo-

dernisierung durchgefihrte Instandsetzung. Dabei missen

jedoch die ModernisierungsmalRnahmen tberwiegen.

Kommunale Finanzierungsbeteiligung

Im Rahmen dieser Forderung ist eine kommunale Finanzie-

rungsbeteiligung nicht erforderlich.

Modellprojekte

Modellprojekte, die unter anderem das Ziel haben, neue
Konzepte hinsichtlich

— kostengunstigen Bauens,
— flexibler Grundrisse,
— Reduktion von Nebenkosten des Wohnens,

— Anreize zur Reduzierung des personlichen Wohnfla-
chenkonsums,
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— Aufstockungen, Ausbau von Dachgeschossen und Um-
bau und

— gemeinschaftlicher Wohnformen

zu testen, sind forderfahig, sofern sie den Zielgruppen die-
ser Richtlinie dienen.

Bei Modellprojekten wird eine zusatzliche Darlehenspauschale
von 50 Euro je m? Wohnflache gewahrt. Eine erhdhte Forde-
rung wird nur gewahrt, wenn investive Mehrkosten in mindes-
tens gleicher Hohe nachgewiesen werden kénnen, die auf den
Modellcharakter des Bauprojekts zurtickzufuhren sind.

Nicht-investive Mehrausgaben (zum Beispiel wissenschaft-
liche Begleitforschung, architektonische Wettbewerbe) kon-
nen mit bis zu 50 Prozent der Hohe der Ausgaben bezu-
schusst werden. Der Zuschuss fur nicht-investive Mehraus-
gaben ist pro Modellprojekt auf 30.000 Euro begrenzt.

Das fir das Wohnungswesen zustandige Ministerium ent-
scheidet Uber die Anerkennung von Modellprojekten und
nicht-investiver Ausgaben.

Teil lll Verfahren

9.

10.

1.

Antragsverfahren

Bauvorhaben, die geférdert werden sollen, sind vor Vorha-
benbeginn beziehungsweise im Falle des Ersterwerb von
neugebauten Wohnungen bis zu drei Monate nach Abschluss
des notariellen Kaufvertrags mit einer verbindlichen Erkla-
rung Uber die beabsichtigte Einstiegsmiete je m? Wohnflache
bei der zustéandigen Wohnraumforderungsstelle anzumelden.
Zustéandig ist in Stadten mit mehr als 50.000 Einwohnern der
Magistrat, im Ubrigen der Kreisausschuss des Landkreises,
in dessen Gebiet die Mallnahme errichtet werden soll.

Der Finanzierungs- und der Zinszuschuss sind mit dem Dar-
lehen zu beantragen. Die Héhe des Finanzierungszuschus-
ses wird mit der Férderzusage (Nr. 11) mitgeteilt.

Die Wohnraumforderungsstelle leitet die Anmeldung fir das
Foérderprogramm mit einer Stellungnahme der Kommune
zum ortlichen Bedarf an Wohnraum, zu Lage und Art des
Bauvorhabens sowie zur vorgesehenen Einstiegsmiete an
das fur das Wohnungswesen zustandige Ministerium weiter.
Dieses entscheidet auf Grundlage der eingegangenen An-
meldungen Uber die Aufnahme in das Férderprogramm.

Eine Bauherrschaft, deren Anmeldung aus Mangel an For-
dermitteln nicht in ein Férdergramm aufgenommen wer-
den kann, ist hieriber von der Wohnraumférderungsstelle
schriftlich zu informieren und gegebenenfalls auf Nachfolge-
programme zu verweisen.

Nach Bestatigung Uber die Aufnahme in das Forderpro-
gramm hat die Bauherrschaft umgehend einen férmlichen
Forderantrag (Zuwendungsantrag) mit allen erforderlichen
Unterlagen uber die Wohnraumforderungsstelle bei der WI-
Bank einzureichen. Die Antrage sind von der Wohnraumfor-
derungsstelle vorzuprifen. Férderantrage kdnnen mit Zu-
stimmung der Wohnraumférderungsstelle und der WIBank
dieser auch direkt vorgelegt werden.

Bewilligungsstelle ist:

Wirtschafts- und Infrastrukturbank Hessen ,WIBank*
Neue Mainzer Str. 52-58

60311 Frankfurt am Main

www.wibank.de

Im Falle der Ablehnung eines Forderantrags durch die WI-
Bank ist von ihr das Einvernehmen mit der Wohnraumfor-
derungsstelle einzuholen. Sofern kein Einvernehmen erzielt
wird, ist das fur das Wohnungswesen zustandige Ministe-
rium zu beteiligen.

Prifung der technischen Vorgaben

Die technischen Vorgaben werden durch die Magistrate der
Stadte/Kreisausschisse der Landkreise vorgepruft (Nr. 9).
Sie kénnen von den nicht zwingenden Anforderungen
(Soll-Anforderungen) im Einzelfall Abweichungen zulassen,
wenn eine andere, gleichwertige, den Wohnwert nicht her-
absetzende Lésung gefunden wird und Missstande fur die
Bewohner nicht zu erwarten sind oder wenn es sich um ge-
ringfiigige Abweichungen handelt.

Forderzusage

Die WIBank erteilt die Foérderzusagen durch getrennte Zuwen-
dungsbescheide fur das Darlehen, den Finanzierungs- und den
Zinszuschuss. Sie enthalten die genaue Bezeichnung der Zu-
wendungsempfangerin oder des Zuwendungsempfangers und
des Zuwendungszwecks, die Art und die Héhe der Zuwen-
dung, die einzuhaltenden Bindungen sowie die Regelungen

12.

13.

14.

141

zu Rechtsfolgen eines Eigentumswechsels an dem geférder-
ten Objekt. Die Férderzusagen weisen ferner auf die Moglich-
keit von Sanktionen im Fall der Nichteinhaltung der zur bestim-
mungsgemalen Nutzung der Wohnungen erforderlichen Um-
stande und Bedingungen bis zum Ende der Bindungsdauer hin.
Weiterhin wird die Dauer der Gewahrung, die Verzinsung und
Tilgung des Darlehens sowie die Hohe des Finanzierungszu-
schusses in den jeweiligen Férderzusagen aufgefiihrt.

Auf Basis der Forderzusage fur das Darlehen schlief3t die
WIBank einen privatrechtlichen Darlehensvertrag ab (zwei-
stufiges Zuwendungsverfahren).

Bearbeitungsentgelt

Die WIBank ist berechtigt, fir die Zusage des Darlehens ein
einmaliges Bearbeitungsentgelt in Ho6he von 1 Prozent des
Darlehensbetrages beim Férdernehmer zu erheben.

Die WIBank ist berechtigt, fir die Zusage des Finanzie-
rungszuschusses ein einmaliges Bearbeitungsentgelt in
Hohe von 0,5 Prozent des Zuschussbetrages beim Forder-
nehmer zu erheben.

Sicherung des Darlehens

Die Empfanger einer Forderung haben sich als Schuldner
zu verpflichten. Die Mittel sind durch ein von allen Schuld-
nern abzugebendes selbststdndiges Schuldversprechen
nach § 780 BGB (personliche Haftungsiibernahme), durch
eine Grundschuld in der Regel an dem geférderten Bauob-
jekt sowie etwaigen weiteren von der WIBank bezeichne-
ten Pfandobjekten in der Regel nachrangig zu sichern. Die
Schuldner haben sich der sofortigen Zwangsvollstreckung
nach § 794 der Zivilprozessordnung (ZPO) zu unterwerfen;
vom Eigentimer ist dariber hinaus die Unterwerfung unter
die sofortige Zwangsvollstreckung nach § 800 ZPO zu ver-
langen. AuRerdem sind die Rickgewahrsanspruche in Be-
zug auf vor- und gleichrangige Grundschulden abzutreten;
die Grundschuldglaubiger, die ebenfalls an der Finanzierung
beteiligt sind, haben eine Einmalvalutierungserklarung nach
einem vorgegebenen Muster der WIBank abzugeben.

Bei Anstalten und Koérperschaften des 6ffentlichen Rechts
kann auf eine dingliche Sicherung verzichtet werden. Dies
gilt ebenso fur kommunal verbiirgte Darlehen.

Auszahlung und Tilgung des Darlehens, des
Finanzierungs- und des Zinszuschusses

Darlehen

14.1.1 Grundsatzliche Vorgaben

Das Baudarlehen wird in der Regel in folgenden Raten aus-
gezahlt:

— 25 Prozent der Darlehenssumme nach Fertigstellung der
Kellerdecke;

— 25 Prozent der Darlehenssumme nach Fertigstellung des
Rohbaus gegen Nachweis der Brand-, Sturm- und Lei-
tungswasserversicherung;

— 40 Prozent der Darlehenssumme nach Bezugsfertigstel-
lung;

— die restlichen 10 Prozent der Darlehenssumme nach Ge-
samtfertigstellung einschlieBlich Auflenputz und AulRen-
anlagen.

Bei nicht unterkellerten Gebauden, MaBnahmen im Bestand
und dem erstmaligen Erwerb von neu gebauten Wohnungen
sind Abweichungen méglich.

Im Falle der Modernisierung wird das Darlehen in Raten
nach Baufortschritt ausgezahlt. Die letzte Rate wird nach
Vorlage der Kostenaufstellung (Nr. 16) ausgezahlt.

Die Auszahlungsantrage sind an die WIBank zu richten. Den
Antragen sind die geforderten Nachweise beizufligen.

Die Zins- und Tilgungsleistungen sind grundsétzlich in halb-
jahrlichen Leistungsraten zu zahlen. Die Tilgung betragt in
der Regel 2 Prozent. Abweichende Tilgungsraten kénnen im
Einzelfall mit der WIBank vereinbart werden.

14.1.2 Regelungen fur Darlehen nach dem WIPG oder dem KIPG bei

15-jahrigen Mietpreis- und Belegungsbindungen
Die Laufzeit des Darlehens betragt bis zu 30 Jahre. Es wird
vom Land fir die Dauer der Laufzeit verburgt.

Der Tilgungssatz betragt 3,33 Prozent je Jahr. Der Zins-
satz wird bei Bewilligung fir die Dauer von 15 Jahren festge-
schrieben. Rechtzeitig vor Ende der Zinsbindungsfrist tber-
sendet die WIBank ein Prolongationsangebot.

Zins- und Tilgungsleistungen sind in jahrlichen Betragen je-
weils im Monat der Bewilligung zum 15. des Monats zu be-
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14.2

14.3

15.

16.

17.

18.

zahlen. Zu diesem Zeitpunkt erfolgt auch die Tilgungsver-
rechnung.

Finanzierungszuschuss

Der Finanzierungszuschuss wird mit der letzten Rate des
Forderdarlehens in einer Summe ausbezahlt. Er dient nicht
der Reduzierung des Eigenanteils.

Im Falle einer freiwilligen vorzeitigen und vollstandigen
Rickzahlung des Forderdarlehens vor Ablauf der Mietpreis-
und Belegungsbindung ist der Finanzierungszuschuss voll-
standig zurlickzuzahlen. Das Gleiche gilt bei einer Ruckfor-
derung des Darlehens (Nr. 17).

Zinszuschuss

Fir die Dauer der ersten Zinsbindungsfrist tragt das Land
Hessen die Darlehens- sowie moglicherweise anfallende
Bereitstellungszinsen (Zinszuschuss) in voller Héhe.

Die Zuwendung erfolgt in Form eines nicht riickzahlbaren
Zuschusses und als Festbetragsfinanzierung im Wege der
Projektférderung.

Die vom Land zu tragenden Betrage erhalt die WIBank di-
rekt vom Land (verkirzter Zahlungsweg). Die Zahlung er-
folgt nachschiissig zu den festgelegten Leistungsterminen.

Im Falle einer freiwilligen vorzeitigen und vollstandigen
Ruckzahlung des Fdrderdarlehens vor Ablauf der Mietpreis-
und Belegungsbindung ist der Zinszuschuss vollstandig zu-
rickzuzahlen. Das Gleiche gilt bei einer Rickforderung des
Darlehens (Nr. 17).

Biirgschaft

Nach MaRgabe des Haushaltsgesetzes und den Richtlinien
des Landes Hessen fiir die Ubernahme von Biirgschaften
zur Sicherung von Investitionen in Wohngebauden und Ge-
bauden mit sozialen Einrichtungen in der jeweils geltenden
Fassung kénnen vom Land Darlehen nach dieser Richtlinie
verblrgt werden.

Darlehen, die auf Grundlage des WIPG oder des KIPG be-
reitgestellt werden, sind vom Land fir die Dauer der Lauf-
zeit verburgt.

Verwendungsnachweis

Der WIBank ist der einfache Verwendungsnachweis spates-
tens innerhalb von neun Monaten nach Bezugsfertigkeit be-
ziehungsweise Abschluss der Modernisierungsmafnahme
vorzulegen. Auf Verlangen sind der WIBank weitere Unter-
lagen vorzulegen.

Die WIBank pruft den Verwendungsnachweis und stellt fest,
ob die MalRnahmen nach dem Antrag auf Gewahrung von
Fordermitteln fertiggestellt wurden und zweckentsprechend
genutzt werden.

Riicknahme und Widerruf der Forderzusage liber das
Darlehen, Kiindigung des Darlehensvertrages

Bei Verstoflen gegen die Férderzusage Uber das Darlehen
und/oder gegen Regelungen des Darlehensvertrages, oder
bei Einleitung eines Zwangsvollstreckungs-, Zwangsverstei-
gerungs- oder Insolvenzverfahrens, kann

— die weitere Auszahlung des Darlehens unterbleiben,

— ein ausgezahltes Darlehen zuriickgefordert und ab dem
Zeitpunkt des VerstoRes riuckwirkend mit 5 Prozentpunk-
ten Uber dem Basiszinssatz jahrlich verzinst werden.

Bezogen auf die Férderzusage Uber das Darlehen wird zu-
dem auf die gesetzlichen Regelungen der §§ 48 bis 49a
HVwV{G, § 44 LHO und die hierzu erlassenen VV sowie die
Bestimmungen des Hessischen Verwaltungskostengesetzes
(HVwKostG) in der jeweils geltenden Fassung verwiesen.

Riicknahme und Widerruf der Forderzusage liber den
Finanzierungs- und den Zinszuschuss

Die Forderzusage Uber den Finanzierungszuschuss bezie-
hungsweise Zinszuschuss kann zurickgenommen oder wi-
derrufen werden, wenn die WIBank von Tatsachen Kenntnis
erhalt, welche die Ricknahme oder den Widerruf der For-
derzusage rechtfertigen.

Fir die Ricknahme oder den Widerruf der Férderzusage,
die Erstattung der gewahrten Zuwendung (Férderung) und
die Verzinsung gelten die §§ 48 bis 49a HVwV{G, der § 44
LHO und die hierzu erlassenen VV sowie die Bestimmungen
des HVwKostG in der jeweils geltenden Fassung.

Nach § 4 Abs. 4 Satz 2 HVwKostG sind grundsatzlich Ge-

blhren zu erheben, wenn aus Griinden, die die Antragstel-
lerin oder der Antragsteller zu vertreten hat, die Férderzu-

sage — auch teilweise — aufgehoben, zuriickgenommen oder
widerrufen werden muss.

Ricknahme und Widerruf sind der Kommune mitzuteilen.

Teil IV Schlussbestimmungen

19.

20.

21.

22.

Kein Rechtsanspruch

Ein Rechtsanspruch auf Forderung besteht nicht. Die Ent-
scheidung wird nach pflichtgemaRem Ermessen im Rahmen
der verfigbaren Haushaltsmittel getroffen.

Beihilferechtliche Bewertung: Dienstleistung von
allgemeinem wirtschaftlichen Interesse

Die Bereitstellung von bezahlbarem Wohnraum wird auf dem
freien Wohnungsmarkt nicht in ausreichendem MaRe ge-
leistet. Dieses Marktversagen soll durch die Forderung des
Landes Hessen korrigiert werden.

Die Foérderung nach diesen Richtlinien ist eine Ausgleichs-
leistung fir die Erbringung von Dienstleistungen von allge-
meinem wirtschaftlichem Interesse bei der Wohnraumver-
sorgung gering verdienender Haushalte und keine staatli-
che Beihilfe im Sinne des EU-Beihilferechtes. Die Férderung
nach diesen Richtlinien erfillt die vier sogenannten ,Alt-
markkriterien” des Europaischen Gerichtshofs (EuGH):

1. Das begunstigte Unternehmen muss tatsachlich mit der
Erfillung gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen betraut
sein, und diese Verpflichtungen missen klar definiert
sein. Die Verpflichtungen nach diesen Richtlinien wer-
den durch die Férderzusage konkret definiert und die
tatsachliche Erfillung wird durch die WIBank und die
Stadte und Kommunen tuberwacht. Bei Nichterfullung
sind Sanktionen vorgesehen.

2. Die Parameter, anhand deren der Ausgleich berechnet
wird, missen zuvor objektiv und transparent aufgestellt
werden. Die H6he der Férderung und die Konditionen
sind objektiv und in diesen Richtlinien transparent fest-
gelegt. Sie gelten fir alle Empfanger gleichermalien.

3. Der Ausgleich darf nicht Gber das hinausgehen, was er-
forderlich ist, um die Kosten der Erflllung der gemeinwirt-
schaftlichen Verpflichtungen unter Berlicksichtigung der
dabei erzielten Einnahmen und eines angemessenen Ge-
winns aus der Erfullung dieser Verpflichtungen ganz oder
teilweise zu decken. Diese Anforderungen sind bei den in
Teil Il genannten Darlehenskonditionen gepruft und erfllt.
Die Zinsverbilligung des Darlehens schafft einen angemes-
senen Ausgleich fiir die Hohe der Mietverbilligung gegen-
Uber der Marktmiete und die Begrenzung der Vermietung
an benachteiligte wohnungssuchende Haushalte.

4. Die Wahl eines Unternehmens, das mit der Erfillung ge-
meinwirtschaftlicher Verpflichtungen betraut werden soll,
erfolgt im konkreten Fall im Rahmen eines Verfahrens zur
Vergabe o6ffentlicher Auftrage, das die Auswahl desjenigen
Bewerbers ermdglicht, der diese Dienste zu den gerings-
ten Kosten fir die Allgemeinheit erbringen kann. Mit dem
HWoFG und diesen Richtlinien ist ein Verfahren zur Ver-
gabe offentlicher Auftrage festgelegt, das die Dienstleis-
tungen nach diesen Richtlinien zu den geringsten Kosten
fur die Allgemeinheit erbringen kann. Die jahrlichen Bau-
programme nach diesen Richtlinien werden jeweils 6ffent-
lich bekannt gemacht. Pressemitteilungen und Veréffentli-
chungen im Staatsanzeiger fir das Land Hessen erganzen
die Bekanntmachungen. Es steht jeder natirlichen und ju-
ristischen Person, auch mit Sitz auerhalb der Bundes-
republik Deutschland, offen, sich fir die Erbringung einer
Dienstleistung nach diesen Richtlinien zu bewerben.

Ausschreibung und Vergabe

Die Durchfihrung der Bau- und anderweitigen Beschaf-
fungsmallnahmen sind nicht zwingend nach MaRgabe der
Vergabe- und Vertragsordnung flir Bauleistungen (VOB/A)
und der Vergabe- und Vertragsordnung fiir Leistungen
(VOL/A) auszufiihren. Satz 1 findet keine Anwendung fir
kommunale Zuwendungsempfanger; sie haben das fur sie
geltende Vergaberecht anzuwenden. Eine freiwillige Durch-
fihrung ist fur die Férderung erwinscht. Die Vergabe der
Bau- und Lieferleistungen an Generallibernehmer oder Ge-
neralunternehmer ist nicht ausgeschlossen.

Sollte aufgrund anderer Regelungen eine Verpflichtung zur
Anwendung der Vergabevorschriften bestehen, bleiben
diese unberthrt.

Priifungsrecht

Der Hessische Rechnungshof und die WIBank sind berech-
tigt, die Verwendung der gewahrten Férdermittel durch Ein-
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23.

24,

25.

26.

27.

sichtnahme in Blcher, Belege und sonstige Geschaftsunter-
lagen sowie durch ortliche Erhebungen zu prifen oder durch
Beauftragte prifen zu lassen. Die Antragstellerin oder der
Antragsteller hat auf Verlangen Auskunft zu erteilen, Ein-
sicht zu gewahren und die Unterlagen vorzulegen.

Subventionserhebliche Angaben

Das Hessische Subventionsgesetz vom 18. Mai 1977
(GVBI. | S.199) in Verbindung mit dem Subventionsgesetz
vom 29. Juli 1976 (BGBI. | S. 2037) ist zu beachten. Die fir
die Festsetzung und Belassung der Férdermittel maRigebli-
chen Angaben im Antrag sowie Tatsachen, von denen die
Bewilligung, Gewahrung, Ruckforderung, Weitergewahrung
oder das Belassen der Zuwendung abhangig sind, sind sub-
ventionserheblich im Sinne von § 264 des Strafgesetzbu-
ches. Subventionserhebliche Tatsachen, die sich im Laufe
der Abwicklung des Vorhabens andern, sind der WIBank
mitzuteilen.

Kumulierungsverbot

Fir geférderte Malnahmen dirfen grundsatzlich keine an-
deren Wohnungsbau- oder anderweitige Férdermittel des
Bundes oder des Landes in Anspruch genommen werden.

Zuldssig ist die gleichzeitige Inanspruchnahme von Mitteln
der KfW. Ebenfalls zulassig ist die gleichzeitige Inanspruch-
nahme von Mitteln der Denkmalpflege, der Stadtebauférde-
rungsprogramme, des Dorferneuerungsprogramms und des
Landesprogramms ,Energieeffizienz im Mietwohnungsbau®.
Eine Inanspruchnahme von Fordermitteln des Bundes zur
Forderung spezieller Modellprojekte ist grundsatzlich ge-
stattet. Dabei ist eine Uberfinanzierung auszuschlief3en.

Es ist zulassig, in einem Objekt Wohnungen der in Teil Il ge-
nannten Fordertatbestdande zu kombinieren. Die einzelne
abgeschlossene Wohnung innerhalb des geférderten Ob-
jekts muss jedoch fest einem der Fordertatbestande zuge-
ordnet sein.

Ausnahmen

Das fur das Wohnungswesen zustandige Ministerium kann
im Einzelfall Ausnahmen von dieser Richtlinie zulassen.
Das Hessische Ministerium der Finanzen ist zu beteiligen,
wenn haushaltsrechtliche Belange oder die vom Land uber-
nommenen Blrgschaften von den Abweichungen betroffen
sind.

Datenschutz

Die Zuwendungsempfangerin oder der Zuwendungsemp-
fanger erklart sich mit Antragstellung damit einverstanden,
dass zum Zwecke der Vorhabenprifung und zur Durchfih-
rung des Bewilligungsverfahrens die erforderlichen perso-
nenbezogenen Angaben (zum Beispiel Name, Anschrift) so-
wie die erforderlichen Angaben zum Vorhaben selbst und
Uber die Hohe des Zuschusses in geeigneter Form erfasst
und an die am Bewilligungs- oder Prufungsverfahren betei-
ligten Institutionen zur Abwicklung des Férderverfahrens so-
wie zur Information der Offentlichkeit uber vorbildliche For-
derprojekte weitergegeben werden kénnen. Wird diese Ein-
willigung nicht erklart oder widerrufen, fuhrt dies dazu, dass
keine Zuwendung gewahrt werden kann oder eine bereits
bewilligte Zuwendung zurlickgefordert wird.

Inkrafttreten, AuBerkrafttreten und Ubergangs-
regelung

Diese Richtlinie tritt mit der Veroffentlichung im Staatsanzei-
ger fur das Land Hessen in Kraft.

Sie ersetzt die Richtlinien des Landes Hessen zur sozialen
Mietwohnraumforderung vom 28. Juni 2018 (StAnz. S. 874)
und die Richtlinie ,Kommunalinvestitionsprogramm; hier:
Programmteil Wohnraum“ vom 27. Januar 2016 (StAnz.
S. 219), geandert durch Erlass vom 4. Dezember 2018
(StAnz. S. 1506).

Auf formlosen Antrag der Antragsteller kdbnnen Férderan-
trage, die auf der Grundlage der im zweiten Absatz genann-
ten Richtlinien ins Programm aufgenommen wurden und
noch nicht bewilligt sind, nach diesen Richtlinien geférdert
werden.

Wiesbaden, den 9. September 2020

Hessisches Ministerium fiir Wirtschaft,
Energie, Verkehr und Wohnen

VII 7.a — 056¢-02.01

— Gilt.-Verz. 3621, 36222, 3626 —
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Anlage 1 zu Nr. 2.2: Kommunen, die die Partnerschaftsver-
einbarung ,,GroBer Frankfurter Bogen“ unterzeichnet haben

411000

412000
413000
431022
432006
432001

432014
433007
433008
433011

433012
434002
434008
434010
435014
435019
435023
435026
436002
436006
436007
436008
436009
438002
438003
438006
438009
438010
438012
439011

440012
440025

Anlage

411000
412000
413000
414000
431002
431004
431005
431011

431013
431016
431020
431022
432001
432003
432006
432008
432014
432018
432022
432023
433002
433003
433005
433006
433007
433008

Darmstadt
Frankfurt am Main
Offenbach am Main
Zwingenberg
Erzhausen
Alsbach-Hahnlein
Mdahltal
Kelsterbach
Morfelden-Walldorf
Riedstadt

Risselsheim am Main

Friedrichsdorf
Oberursel (Taunus)
Steinbach (Taunus)
Hanau

Maintal

Rodenbach
Schoneck

Eppstein
Hochheim am Main

Hofheim am Taunus

Kelkheim (Taunus)
Kriftel

Dreieich
Egelsbach
Langen (Hessen)
Neu-Isenburg
Obertshausen
Rédermark
Niedernhausen
Karben

Wollstadt

Darmstadt
Frankfurt am Main
Offenbach am Main
Wiesbaden
Bensheim

Birkenau

Burstadt

Heppenheim
(Bergstralie)

Lampertheim
Lorsch

Viernheim
Zwingenberg
Alsbach-Hahnlein
Bickenbach
Erzhausen
Griesheim
Mdahltal
Pfungstadt

Seeheim-Jugenheim

Weiterstadt
Bischofsheim
Buttelborn

Ginsheim-Gustavsburg

GroRR-Gerau
Kelsterbach
Morfelden-Walldorf

Stadt Darmstadt

Stadt Frankfurt am Main
Stadt Offenbach am Main
Landkreis BergstraRe
Landkreis Darmstadt-Dieburg
Landkreis Darmstadt-Dieburg
Landkreis Darmstadt-Dieburg
Landkreis Grof3-Gerau
Landkreis Grof3-Gerau
Landkreis Grof3-Gerau
Landkreis Grof3-Gerau
Hochtaunuskreis
Hochtaunuskreis
Hochtaunuskreis
Main-Kinzig-Kreis
Main-Kinzig-Kreis
Main-Kinzig-Kreis
Main-Kinzig-Kreis
Main-Taunus-Kreis
Main-Taunus-Kreis
Main-Taunus-Kreis
Main-Taunus-Kreis
Main-Taunus-Kreis
Landkreis Offenbach
Landkreis Offenbach
Landkreis Offenbach
Landkreis Offenbach
Landkreis Offenbach
Landkreis Offenbach
Rheingau-Taunus-Kreis
Wetteraukreis
Wetteraukreis

2 zu Nr. 5.6: Fordergebiet mittlere Einkommen

Stadt Darmstadt

Stadt Frankfurt am Main
Stadt Offenbach am Main
Stadt Wiesbaden
Landkreis BergstraRe
Landkreis BergstraRe
Landkreis Bergstralle
Landkreis Bergstralle

Landkreis Bergstrale
Landkreis Bergstrale
Landkreis BergstraRe
Landkreis Bergstralle
Landreis Darmstadt-Dieburg
Landreis Darmstadt-Dieburg
Landreis Darmstadt-Dieburg
Landreis Darmstadt-Dieburg
Landreis Darmstadt-Dieburg
Landreis Darmstadt-Dieburg
Landreis Darmstadt-Dieburg
Landreis Darmstadt-Dieburg
Landkreis Grof3-Gerau
Landkreis Grof3-Gerau
Landkreis Grof3-Gerau
Landkreis GroR-Gerau
Landkreis GroR-Gerau
Landkreis GroRR-Gerau
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433009 Nauheim Landkreis GroR-Gerau
433010 Raunheim Landkreis Grof3-Gerau
433012 Russelsheim am Main Landkreis Gro-Gerau Richtlinie des Landes Hessen zur Verbundausbildung in
434001 Bad Homburg v. d. Hochtaunuskreis kleinen und mittleren Unternehmen wéahrend der Coro-
Hohe _ na-Pandemie (Stand: 7. September 2020)
434002 Fr_,'eferCh,Sd?rf Hochtaunuskre!s 1. Forderziel, Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage
434005 Konigstein im Taunus Hochtaunuskreis ) ) .. . . . ; .
. . Ziel dieser Forderung ist es, in kleinen und mittleren hessischen
434006 Kronberg im Taunus  Hochtaunuskreis Betrieben Anreize fiir eine gréRere Ausbildungsbereitschaft zu
434008 Oberursel (Taunus) Hochtaunuskreis schaffen, um Ausbildungsmadglichkeiten flr hessische junge Men-
434010  Steinbach (Taunus) Hochtaunuskreis schen, besonders solche mit weniger guten Ausbildungschancen,
B o : in Zeiten der Corona-Pandemie zu verbessern.
435006 Bruchkobel Ma!n-K!nz!g-Kre!s Durch die Férderung von Verbundausbildungen soll das Ausbil-
435007 Erlensee Main-Kinzig-Kreis dungsangebot stabil gehalten und inhaltlich verbreitert werden.
435011  GroRkrotzenburg Main-Kinzig-Kreis Insbesondere ist beabsichtigt, einem Riickgang des Ausbildungs-
435014 Hanau Main-Kinzig-Kreis angebots infolge der Corona-Pandemie entgegenzuwirken.
435017 Langenselbold Main-Kinzig-Kreis 2. Gegenstand der Férderung
435019 Maintal Main-Kinzig-Kreis Gegenstand der Férderung sind Ausbildungsverhéltnisse in kleinen
435021  Nidd Main-Kinzig-Krei und mittleren Unternehmen mit unter 250 Beschaftigten (KMU nach
laderau ain-Kinzig-nreis Nr. 3.1), die in Kooperation mit Partnern in den Ausbildungsjahren
435022 Niederdorfelden Main-Kinzig-Kreis 2020 oder 2021 als Verbundausbildungen begonnen werden.
435023 Rod:enbach Main-Kinzig-Kreis 3. Antragsberechtigte
435026 Schoneck Main-Kinzig-Kreis Antragsberechtigt sind
436001 Bad Soden am Taunus Main-Taunus-Kreis 1. ausbildungsberechtigte Einzelunternehmen, Personengesell-
436002 Eppstein Main-Taunus-Kreis schaften sowie juristische Personen des Privatrechts unter
i Krai 250 Beschaftigten (Vollzeitdquivalente ohne Auszubildende) mit
436003 Es"chbo.rn . Ma!n Taunus Kre!s Sitz in Hessen (Stammbetrieb), im folgenden KMU genannt
436004 Florshe|m‘am Main ) Ma!n-Taunus-Kre!s 2. Bildungseinrichtungen, Uberbetriebliche Ausbildungsstatten, Wirt-
436005 Hattersheim am Main Main-Taunus-Kreis schaftsverbande und ausbildungsberechtigte Unternehmen jeder
436006 Hochheim am Main Main-Taunus-Kreis BetriebsgrofRie, sofern sie externe Ausbildungsabschnitte fur KMU
. . . nach Nr. 3.1 ibernehmen (Verbundpartner). Die Verbundpartner
436007 Hofheim am Taunus  Main-Taunus-Kreis sind nicht mit dem ausbildenden KMU nach Nr. 3.1 identisch.
436008  Kelkheim (Taunus) Main-Taunus-Kreis Nicht antragsberechtigt sind Bundes- und Landesbehérden sowie
436009 Kriftel Main-Taunus-Kreis Unternehmen und Einrichtungen, wenn die Inhaber des Stamm-
436010 Liederbach am Taunus Main-Taunus-Kreis betriebes und von Verbundpartnern Angehorige sind bzw. sie
. . als Angehdrige mehr als 50 Prozent des Kapitals des jeweiligen
436011 %:Sr\:vuaslbach am Main-Taunus-Kreis Stammbetriebs bzw. Verbundpartners halten.
436012 Sulzbach (Taunus) Main-Taunus-Kreis 4. Férdervoraussetzungen
438001 Dietzenbach Landkreis Offenbach Eine Forderung setzt die Erfullung folgender Anforderungen voraus:
. ; — Es handelt sich um ein Ausbildungsverhaltnis nach dem
438002 Dreieich Landkre!s Offenbach Berufsbildungsgesetz (BBiG) oder der Handwerksordnung
438003 Egelsbach Landkreis Offenbach (HWO) mit einem KMU nach Nr. 3.1, das im Ausbildungs-
438004 Hainburg Landkreis Offenbach jahr 2020 nach dem 1. Oktober 2020 und im Ausbildungsjahr
438005 Heusenstamm Landkreis Offenbach 2021 nach dem 1. Oktober 2021 beginnt. Von der Férderung
) ausgeschlossen sind Ausbildungsverhaltnisse mit Ehegatten
438006 Langen (Hessen) Landkreis Offenbach oder Verwandten ersten und zweiten Grades.
438007 Mainhausen Landkreis Offenbach — Die Verbundausbildungspléatze sind mit ausbildungsinter-
438008 Miihlheim am Main Landkreis Offenbach essierten Personen ohne Ausbildungsplatz zu besetzen.
) . Als solche gelten im Ausbildungsjahr 2020 ausbildungsinter-
438009 Neu-Isenburg Landkre!s Offenbach essierte Personen, die bis zum 1. Oktober 2020 keinen Aus-
438010 Obertshausen Landkreis Offenbach bildungsvertrag abschlieBen konnten und im Ausbildungsjahr
438011 Rodgau Landkreis Offenbach 2021 ausbildungsinteressierte Personen, die bis zum 1. Ok-
438012 Rédermark Landkreis Offenbach tober 2021 keinen Ausbildungsvertrag abschlieRen konnten.
. . — Die Ausbildung wird als Verbundausbildung durchgefuhrt.
438013  Seligenstadt Landkreis Offenbach Eine Verbundausbildung nach dieser Richtlinie ist eine Ko-
439015 Taunusstein Rheingau-Taunus-Kreis operation zwischen mindestens zwei Partnern pro Ausbil-
439017 Walluf Rheingau-Taunus-Kreis dungsverhaltnis, die durch gegenseitige Ergénzung in einem
440003 Bad Vilbel Wetteraukreis Berufsbild vollstdndig ausbilden kdnnen und dazu fir das

gesamte erste Ausbildungsjahr einen Kooperationsvertrag
abschlieBen. Mindestens einer der Partner ist KMU nach
Nr. 3.1, anerkannter Ausbildungsbetrieb nach BBiG oder HwO
fur die zu fordernden Verbundausbildungen und schlief3t die
Ausbildungsvertrage ab (Stammbetrieb). Als weitere Part-
ner kdnnen Bildungseinrichtungen, Unternehmen und wei-
tere Ausbildungspartner, die externe Ausbildungsabschnitte
ibernehmen kénnen (Verbundpartner nach Nr. 3.2), hinzu-
treten. Keine Verbundausbildung liegt vor bei Ausbildung
in verschiedenen Unternehmen eines Konzerns (verbundene
Unternehmen). Ebenso liegt keine Verbundausbildung vor,
wenn Stammbetrieb und Partnerbetrieb eine Praxisgemein-
schaft der Freien Berufe bilden.

— Es liegt ein Ausbildungsplan vor, der die Gliederung der
Ausbildung im ersten Ausbildungsjahr nach Ausbildungsab-
schnitten, Inhalten und Partnerverantwortung festlegt. Der
Ausbildungsplan muss von der zustandigen Stelle nach BBiG
oder HwO auf die Umsetzung der Inhalte des Ausbildungs-
rahmenplans fur das erste Ausbildungsjahr geprift und ge-
nehmigt werden. Der Ausbildungsvertrag wurde von der zu-
standigen Stelle nach BBiG oder HwO eingetragen.
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— Im Ausbildungsplan sind externe Ausbildungsabschnitte
vorzusehen, die von den Verbundpartnern tbernommen wer-
den und mindestens ein Drittel der Ausbildungszeit (ohne
Berufsschulzeit) im ersten Ausbildungsjahr umfassen. Ab-
schnitte mit zusatzlichem Unterricht, externer Ausbildungs-
praxis, Lehrgangen, Qualifizierung, Priufungsvorbereitung
oder mit eLearning werden bei der Anteilsermittlung berick-
sichtigt. Nicht berucksichtigt werden kdnnen Zeiten der ver-
pflichtenden Uberbetrieblichen Ausbildungslehrgange und der
Lehrgange, die aus den Sozialkassen der Bauwirtschaft fi-
nanziert werden. Externe Ausbildungsabschnitte konnen im
gesamten Bundesgebiet stattfinden.

Die Kumulation der Férderung fir das gleiche Ausbildungsverhalt-
nis mit Mitteln aus den hessischen Férderprogrammen ,Hauptschu-
lerprogramm®, ,gut ausbilden®, ,Ausbildungsplatzférderung“ und
»+Ausbildungskostenzuschuss fiir Benachteiligte*, der Bundesférde-
rung ,Ausbildungsplatze sichern“ sowie aus weiteren Bundes- und
EU-Forderungen mit gleicher Zielsetzung ist ausgeschlossen.

5. Art, Umfang und Hohe der Forderung

Die Férderung wird als nicht riickzahlbarer Zuschuss gewahrt.

Die Foérderung besteht aus den Teilen Zuschuss zur Ausbildungs-
vergltung (Nr. 5.1) und Forderung der Mehrausgaben einer Ver-
bundausbildung (Nr. 5.2), die zusammen beantragt werden mus-
sen. Eine Beantragung nur eines Forderungsteils ist nicht moglich.

5.1. Zuschuss zur Ausbildungsvergiitung

Der Zuschuss zur Ausbildungsverguitung wird als Projektférderung
im Wege der Festbetragsfinanzierung in Héhe der geleisteten mo-
natlichen Ausbildungsvergiitung (ohne Sozialversicherungsanteile
des Arbeitgebers und ohne Zuschlage wie zum Beispiel Weih-
nachts- und Urlaubsgeld, Fahrtkostenvergltung, vermogenswirk-
same Leistungen) bis zum Abschluss des ersten Ausbildungsjahrs
fur die Hochstdauer von zwdlf Monaten gewahrt.

5.2. Zuschuss zu den Mehrausgaben einer Verbund-
ausbildung

Gefordert werden die Mehrausgaben fir Ausbildungsabschnitte
(ohne Ausbildungsvergltung) des ersten Ausbildungsjahrs, die nicht
im Ausbildungsbetrieb stattfinden (externe Ausbildungstage). Der
Zuschuss erfolgt als Projektféorderung im Wege der Festbetrags-
finanzierung mit einem Festbetrag von 68 Euro fir jeden externen
vollen Ausbildungstag des Auszubildenden. ELearning-Tage werden
mit einem Festbetrag von 34 Euro pro externem vollen Ausbildungs-
tag gefordert. Der externe Anteil kann maximal das gesamte erste
Ausbildungsjahr umfassen. Als externe Ausbildungstage kénnen
Ausbildungsabschnitte in einem anderen Unternehmen, eLearning,
Abschnitte bei einem Bildungstrager, Unterricht/Férderung zusatz-
lich zur Berufsschule, Zusatzqualifizierung und Prifungsvorberei-
tung anerkannt werden. Ausgeschlossen ist die Anerkennung von
Zeiten der verpflichtenden Uberbetrieblichen Ausbildungslehrgange,
Berufsschulzeiten sowie Zeiten der von den Sozialkassen der Bau-
wirtschaft (SOKA-Bau) finanzierten Lehrgange der Bauwirtschaft.

Gefordert werden ausschlieBlich Anwesenheitstage (ohne Urlaub,
Berufsschulzeiten oder andere Abwesenheit), die auf eine funfta-
gige Arbeitswoche entfallen.

6. Verfahren

Die Antragstellung erfolgt vor dem Ausbildungsbeginn bei der Be-
willigungsbehoérde Regierungsprasidium Kassel (RP Kassel). Der
Antrag ist elektronisch Uber die Website des RP Kassel (rp-kas-
sel.hessen.de) zu stellen. MaRgeblich ist das Eingangsdatum
beim RP Kassel.

Der Antrag beinhaltet Angaben zum Ausbildungsberuf, Ausbil-
dungsbetrieb, Auszubildenden, Ausbildungsvergitung und Ko-
operationspartnern. Beizufligen sind der unterzeichnete Koope-
rationsvertrag, der von der zustandigen Stelle nach BBiG oder
HwO abgezeichnete Ausbildungsplan und die Kopie des einge-
tragenen Ausbildungsvertrags.

Es kdénnen nur vollstandige Antréage bertcksichtigt werden.

Die Entscheidung Uber den Antrag und die Bewilligung erfolgt
durch schriftlichen Bewilligungsbescheid im Rahmen der zur Ver-
fadgung stehenden Haushaltsmittel.

Die Auszahlung der Férderung erfolgt in viermonatlichen Raten nach
vorherigem Mittelabruf, dem ein Nachweis Uber die externen Tage
durch eine vom jeweiligen Verbundpartner unterschriebene Teilneh-
merliste mit Namen und Unterschrift der oder des Auszubildenden
sowie ein Nachweis Uber das Weiterbestehen des Ausbildungsver-
haltnisses (beispielsweise durch Gehaltsabrechnung) beizufligen ist.

7. Beihilfenrechtliche Einordnung nach Art. 31 Allgemeine
Gruppenfreistellungsverordnung (AGVO)

Bei der Férderung von Unternehmen finden die beihilferechtli-
chen Vorschriften der Europaischen Union (EU) Anwendung. Die

im Rahmen des Forderprogramms gewahrten Ausbildungsbeihil-
fen sind nach Art. 31 der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kom-
mission vom 17. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit be-
stimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwen-
dung der Art. 107 und 108 des Vertrags uber die Arbeitsweise
der EU — Allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung (AGVO) —
(Amtsblatt der EU Nr. L 187 vom 26. Juni 2014, S. 1) von der An-
meldungs- und Genehmigungspflicht freigestellt. Die Beihilfein-
tensitat fur Ausbildungsbeihilfen nach dieser Richtlinie liegt bei
maximal 50 Prozent der Gesamtausgaben einer Ausbildung. Bei
der Mehrzahl der Ausbildungsberufe liegt die Ausbildungsdauer
bei drei bis dreieinhalb Jahren. Mindestens handelt es sich um
eine Ausbildungsdauer von zwei Jahren, wobei zweijahrige Berufe
nur ein kleines Segment der Ausbildungen darstellen. Die nach
Nr. 5.1 und 5.2 gewahrte Foérderung, die sich ausschliellich auf
das erste Ausbildungsjahr bezieht, ist unter den genannten Vor-
aussetzungen nach Art. 31 der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der
Kommission vom 17. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit
bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in An-
wendung der Art. 107 und 108 des Vertrages uber die Arbeits-
weise der Europaischen Union (ABI. EU L 187, S. 1 — AGVO) mit
dem Binnenmarkt vereinbar. Nach Art. 1 Nr. 4. AGVO dirfen je-
doch keine Beihilfen an ein Unternehmen (Zuschiisse nach dem
vorstehenden Férderbestimmungen) gewahrt werden, das einer
Rickforderungsanordnung aufgrund eines friiheren Beschlusses
der Kommission zur Feststellung der Unzulassigkeit einer Beihilfe
und ihrer Unvereinbarkeit mit dem Binnenmarkt nicht nachgekom-
men ist oder das sich in Schwierigkeiten befindet.

8. Sonstige Bestimmungen

In einem Merkblatt werden erlauternde Hinweise gegeben. Das
Merkblatt kann auf den Seiten des Regierungsprasidiums Kassel
abgerufen werden.

Ein Rechtsanspruch auf Gewahrung der Forderung besteht nicht.
Die Bewilligungsbehodrde entscheidet nach pflichtgemaRem Er-
messen im Rahmen der verfigbaren Haushaltsmittel.

Fir die Bewilligung, die Auszahlung der Zuwendung, den Nach-
weis der Verwendung, die Prifung des Verwendungsnachwei-
ses, gegebenenfalls die Ricknahme oder den Widerruf des Zu-
wendungsbescheides, die Erstattung der gewahrten Zuwendung
und die Verzinsung gelten die §§ 48 bis 49a des Hessischen Ver-
waltungsverfahrensgesetzes (HVwVfG), der § 44 der Hessischen
Landeshaushaltsordnung (LHO) und die hierzu erlassenen Vorlau-
figen Verwaltungsvorschriften (VV), die Bestimmungen des Hes-
sischen Verwaltungskostengesetzes (HVwKostG) in der jeweils
geltenden Fassung, soweit nicht in diesen Fdrderrichtlinien Ab-
weichungen zugelassen worden sind. Hierbei sind in ihrer jeweils
geltenden Fassung insbesondere die Allgemeinen Nebenbestim-
mungen fur Zuwendungen zur Projektforderung (ANBest-P), An-
lage 2 zu den VV Nr. 5.1 zu § 44 LHO zu beachten.

Der Hessische Rechnungshof ist berechtigt, auch bei den Zuwen-
dungsempfangern Prifungen durchzufiihren. Dem Hessischen Mi-
nisterium fur Wirtschaft, Energie, Verkehr und Wohnen sowie der
Bewilligungsbehorde sind auf Verlangen erforderliche Auskiinfte
zu erteilen, Einsicht in Bucher und Unterlagen sowie Prifungen
zu gestatten. Daher missen alle fur die Foérderung relevanten
Unterlagen fiinf Jahre lang ab der Gewahrung dieser Bewilligung
aufbewahrt werden, sofern nicht nach steuerrechtlichen oder an-
deren Vorschriften eine langere Aufbewahrungsfrist bestimmt ist.

Die Zuwendungsempfangerin oder der Zuwendungsempfanger
ist verpflichtet, im Bedarfsfall dem RP Kassel die zur Aufklarung
des Sachverhalts und zur Bearbeitung des Antrags erforderlichen
Unterlagen und Informationen zur Verfliigung zu stellen.

Es handelt sich um Leistungen aus 6ffentlichen Mitteln im
Sinne des hessischen Subventionsgesetzes vom 18. Mai 1977
(GVBI. 1 S. 199) in Verbindung mit dem Subventionsgesetz vom
29. Juli 1976 (BGBI. | S. 2037). Die Antragsangaben und Tatsa-
chen, von denen die Bewilligung, Gewahrung, Rickforderung,
Weitergewahrung oder das Belassen der Zuwendung abhangig
sind, sind subventionserheblich im Sinne des § 264 Strafgesetz-
buch.

9. Inkrafttreten/Befristung

Diese Richtlinie tritt am Tag ihrer Verdffentlichung im Staatsanzei-
ger fir das Land Hessen in Kraft. Die Laufzeit ist bis zum 31. De-
zember 2023 befristet.

Wiesbaden, den 28. September 2020

Hessisches Ministerium fiir Wirtschaft,
Energie, Verkehr und Wohnen
1V4-D-045-c-02#001

— Gllt.-Verz. 50 —
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l. Grundsétze und Rechtsgrundlage

Das Land gewahrt nach MaRgabe dieses Erlasses, § 53 der Lan-
deshaushaltsordnung (LHO), der ,Bundesrahmenregelung Beihil-
fen fir den o6ffentlichen Personennahverkehr*' und der ,Zweiten
Geanderten Bundesregelung Kleinbeihilfen 20202 in der jeweils
geltenden Fassung Billigkeitsleistungen fiir den &éffentlichen Per-
sonennahverkehr (OPNV) einschlieflich des Schienenpersonen-
nahverkehrs (SPNV) zum Ausgleich von Schaden im Zusammen-
hang mit dem Ausbruch von COVID-19.

Zweck dieses Erlasses ist es, einen Beitrag zur Sicherung des
OPNV als Daseinsvorsorge zu leisten, indem eine Ausgleichszah-
lung fur pandemiebedingte Einnahmeausfalle zur Verfligung ge-
stellt wird. Ziel ist es, in Hessen ein verldssliches Grundangebot
an OPNV-Leistungen dauerhaft zur Verfligung zu stellen.

Die Ausgleichsleistung stellt eine freiwillige Leistung aus dem
Landeshaushalt dar. Ein Anspruch auf Gewahrung einer Aus-
gleichsleistung besteht nicht. Vielmehr entscheidet die Bewilli-
gungsbehoérde aufgrund ihres pflichtgemalen Ermessens im Rah-
men der verfiigbaren Haushaltsmittel.

Il. Gegenstand der Ausgleichsleistung

- Ausgleichsleistungen aufgrund geringerer Ausgleichszah-
lungen aus 6ffentlichen Dienstleistungsauftragen (6DA)
nach der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 des Europaischen
Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2007 Uber 6f-
fentliche Personenverkehrsdienste auf Schiene und Stralle
und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 1191/69 und
(EWG) Nr. 1107/70 des Rates (ABI. L 315 vom 3. Dezem-
ber 2007, S. 1) (VO 1370) wegen geringerer Verkehrsdienst-
leistungen oder wegen verringerter Nachfrage.

- Ausgleichsleistungen fir ricklaufige Fahrgeldeinnahmen
oder fehlende Ausgleichsleistungen aus allgemeinen Vor-
schriften im Vergleich zum Referenzzeitraum des vorausge-
gangenen Jahres, welche nicht durch Einnahmen aus Fahr-
geldern und Ausgleichszahlungen nach der VO 1370 oder
aus allgemeinen Vorschriften im Sinne von Art. 3 Abs. 3 der
VO 1370 gedeckt werden kdnnen und einen Schaden dar-
stellen.

Der fir die Billigkeitsleistung geltende berlicksichtigungsfa-
hige Zeitraum liegt zwischen dem 1. Marz 2020 und 31. Dezem-
ber 2020.

Ill.  Antragsberechtigte
Antragsberechtigt sind:

1. Aufgabentrager und Aufgabentragerorganisationen

Aufgabentrager und Aufgabentrdgerorganisationen des OPNV
nach dem Gesetz Uber den 6ffentlichen Personennahverkehr in
Hessen vom 1. Dezember 2005 (OPNVG) (GVBI. | S. 786), zuletzt

1 ,Regelung zur voriibergehenden Gewéahrung von Beihilfen zum Aus-
gleich von Schaden im 6ffentlichen Personennahverkehr im Geltungs-
bereich der Bundesrepublik Deutschland im Zusammenhang mit dem
Ausbruch von COVID-19" (,Bundesrahmenregelung Beihilfen fir den
offentlichen Personennahverkehr®) des Bundesministeriums fiir Ver-
kehr und digitale Infrastruktur vom 7. August 2020, veréffentlicht unter
www.bmvi.de/beihilfen-oepnv.

2 ,Zweite Geanderte Regelung zur voriibergehenden Gewahrung gering-
fagiger Beihilfen im Geltungsbereich der Bundesrepublik Deutschland
im Zusammenhang mit dem Ausbruch von COVID-19“ des Bundesmi-
nisteriums fur Wirtschaft und Energie vom 3. August 2020 (BAnz AT
11. August 2020 B1).

geandert durch Verordnung vom 29. August 2018 (GVBI. S. 551),
sofern sie gemaR den zur Erbringung der Verkehrsleistungen be-
stehenden offentlichen Dienstleistungsauftrdgen das wirtschaft-
liche Risiko tragen.

Den Aufgabentragern und Aufgabentrdgerorganisationen sind
Gemeinden gleichgestellt, welche freiwillig Aufgaben des OPNV
nach § 5 Abs. 3 OPNVG wahrnehmen, sofern sie gemaR den zur
Erbringung der Verkehrsleistungen bestehenden 6ffentlichen
Dienstleistungsauftragen das wirtschaftliche Risiko tragen.

Im Falle von Uberschneidungen von Betriebsleistungen in zwei
Verbundgebieten sind Antrage entsprechend der Nutzwagen- be-
ziehungsweise Zug-Kilometer des Jahres 2020 im jeweiligen Ge-
biet der Verblinde zuzuordnen. Die Verblinde kdnnen eine ab-
weichende Aufteilung mit Zustimmung der Bewilligungsbehdrde
vereinbaren.

2. Offentliche und private Verkehrsunternehmen

Offentliche und private Verkehrsunternehmen, soweit sie als
Genehmigungsinhaber nach dem Personenbefdérderungsgesetz
(PBefG) oder der VO (EG) Nr. 1073/2009 oder aufgrund eines
6DA Beforderungsleistungen im OPNV oder im Schienenper-
sonennahverkehr (SPNV) auf dem Gebiet des Landes Hessen
erbringen und hierfir das wirtschaftliche Risiko tragen. Fir die
Eisenbahnverkehrsunternehmen ist eine getrennte Antragsstel-
lung und Bewilligung fir die jeweiligen Regionalbereiche zulassig.

Erbringt ein Verkehrsunternehmen Betriebsleistungen in meh-
reren Landern und kénnen die Schaden oder vermiedenen be-
ziehungsweise ersparten Aufwendungen nicht eindeutig der Be-
triebsleistung in einem Land zugeordnet werden, sind diese auf
der Grundlage der im jeweiligen Land erbrachten Wagen- bezie-
hungsweise Zug-Kilometer des Jahres 2020 den Landern zuzu-
ordnen. Die beteiligten Bewilligungsbehérden kénnen eine abwei-
chende Aufteilung vereinbaren.

Unternehmen, die sich am 31. Dezember 2019 bereits in Schwie-
rigkeiten befanden nach Art. 2 Abs. 18 der Allgemeinen Gruppen-
freistellungsverordnung (AGVO) dirfen keine Beihilfen nach die-
ser Regelung gewahrt werden und sind nicht antragsberechtigt.

Ebenfalls nicht antragsberechtigt sind Unternehmen, Uber deren
Vermdgen ein Insolvenzverfahren beantragt oder eréffnet wor-
den ist. Dasselbe gilt auch fur Unternehmen, deren Geschafts-
fihrung zur Abgabe einer Vermdgensauskunft nach § 802c der
Zivilprozessordnung (ZPO) oder § 284 der Abgabenordnung (AO)
verpflichtet ist oder bei dem diese abgenommen wurde. Ist die
Antragsstellerin oder der Antragssteller eine durch einen gesetz-
lichen Vertreter vertretene juristische Person, gilt dies, sofern
den gesetzlichen Vertreter aufgrund seiner Verpflichtungen als
gesetzlicher Vertreter der juristischen Person die entsprechende
Verpflichtung aus § 802c ZPO oder § 284 AO treffen.

3. Sammelantragssteller

Die hessischen Verkehrsverbinde Ubernehmen die Funktion als
Sammelantragssteller fur die Aufgabentrager und Aufgabentrager-
organisationen, die dem Verbund angeschlossen sind. Der Sam-
melantragssteller kann auch selbst Antragsstellerin oder Antrags-
steller sein.

IV.  Art und Umfang

Die Ausgleichszahlung wird als nicht riickzahlbarer Zuschuss be-
ziehungsweise Zuweisung in Form einer Billigkeitsleistung nach
§ 53 LHO gewahrt. Ausgleichsfahig sind die Schaden, soweit fir
sie kein anderweitiger Ausgleich gewahrt worden ist. Verlustaus-
gleiche aufgrund von vor dem 1. Marz 2020 beschlossenen Ge-
sellschaftereinlagen oder aufgrund von konzern- oder unterneh-
mensinternen Regelungen, die bereits am 1. Marz 2020 bestan-
den, bewirken keinen Ausgleich im Sinne der Satze 1 oder 2.
Bei der Finanzierungsart handelt es sich um eine Anteilsfinan-
zierung in Hohe von bis zu 100 Prozent der ausgleichsfahigen
Schaden.

V. Hoéhe und Berechnung der Ausgleichsleistung

1. Aufgabentrager und Aufgabentriagerorganisationen
1.1. Schadenspositionen

1.1.1. Schaden aus Einnahmeausfall/Mindereinnahmen

Fiir jeden Tarifbereich (Verbundtarife, Ubergangstarife, landes-
weite Tarife, Haustarif, Beférderungsbedingungen DB (BBDB)) ist
die Differenz zwischen den um die jeweiligen Tarifanpassungen
auf das Jahr 2020 hochgerechneten tatsachlichen Fahrgeldein-
nahmen der Monate Marz 2019 bis Dezember 2019 und den tat-
sachlichen Fahrgeldeinnahmen der jeweiligen Monate des Jahres
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2020 ausgleichsfahig. MaRgebend sind dabei die Netto-Fahrgeld-
einnahmen (ohne Umsatzsteuer), bei Verbundtarifen, Ubergangs-
tarifen, landesweiten Tarifen und dem BBDB-Tarif gemaf der Ein-
nahmenaufteilung unter Zugrundelegung des auf die Einnahmen
der Jahre 2019 und 2020 anzuwendenden Aufteilungsschlissels
far das Jahr 2020 der jeweiligen Verbundorganisation.

Zur Berechnung der um die Tarifanpassungen auf den Zeitraum
1. Marz 2020 bis Dezember 2020 hochgerechneten tatsachlichen
Fahrgeldeinnahmen des Zeitraums in 2019 sind die im jeweili-
gen Monat verkauften Fahrausweise der jeweiligen Kartenart und
Preisstufe der Monate Marz 2019 bis Dezember 2019 mit den
fir diese Kartenart und fur die im Giltigkeitszeitraum entspre-
chende Preisstufe im jeweiligen Zeitraum des Jahres 2020 gel-
tenden Preisen zu multiplizieren. Lassen sich in Einzelfallen keine
entsprechenden Referenzpreise zuordnen oder handelt es sich
um stiickzahlunabhangige Pauschalangebote, ist die aus der Be-
rechnung nach Satz 3 abgeleitete durchschnittliche prozentuale
Tarifanpassung fur die Hochrechnung maRRgebend. Die Verbund-
organisationen haben den Antragsstellern die fur die Antragsstel-
lung erforderlichen Daten zu liefern.

Berlcksichtigt werden dirfen Mindereinahmen aus ohne Rechts-
verpflichtung vorgenommenen Erstattungen von Fahrgeldern an
Kunden insbesondere fir Abonnements, soweit die Entscheidung
Uber die Erstattung vor dem 1. Juni 2020 getroffen wurde und
der Gesamtumfang der Erstattungen fiur den gesamten Tarifraum
5 Prozent der Gesamtfahrgeldeinnahmen aus Abonnementverkau-
fen des Jahres 2019 nicht lbersteigt.

Nicht bericksichtigt werden dirfen dagegen Mindereinahmen
aus Erstattungen von Fahrgeldern insbesondere aus Abonne-
ments, soweit die Entscheidung Uber die Erstattungen nach dem
1. Juni 2020 getroffen wurde und keine Rechtspflicht fur die Er-
stattung bestanden hat.

1.1.2.Schaden aus Minderung der Erstattungsleistungen
nach dem SGB IX

Zur Berechnung der Minderung der Erstattungsleistungen nach
dem Neunten Buch Sozialgesetzbuch (SGB 1X) vom 23. Dezem-
ber 2016 (BGBI. | S. 3234), zuletzt geadndert durch Gesetz vom
14. Dezember 2019 (BGBI. | S. 2789), sind die um die Tarifan-
passungen (nach Nr. 1.1. Satz 3 und 4) hochgerechneten Fahr-
geldeinnahmen des Zeitraumes 1. Marz 2019 bis 31. Dezem-
ber 2019 beziehungsweise die Fahrgeldeinnahmen fir den Zeit-
raum 1. Marz 2020 bis 31. Dezember 2020 zu ermitteln und fur
diese die Erstattungsleistung aufgrund der jeweiligen fur das ent-
sprechende Jahr festgelegten oder nachgewiesenen Vomhun-
dertsatze (2019 fur hochgerechnete und 2020 fur Ist-Fahrgeld-
einnahmen 2020) zu berechnen. MalRgebend sind dabei die Net-
to-Fahrgeldeinnahmen (ohne Umsatzsteuer), bei Verbundtarifen,
Ubergangstarifen, landesweiten Tarifen und dem BBDB-Tarif ge-
maR der Einnahmenaufteilung der jeweiligen Verbundorganisa-
tion. Ausgleichsfahig ist die Differenz der so errechneten Betrage
soweit die Empfanger gemafl den zur Erbringung der Verkehrs-
leistungen bestehenden 6ffentlichen Dienstleistungsauftragen das
wirtschaftliche Risiko tragen.

1.1.3.Schaden aus Minderung von Ausgleichszahlungen aus
allgemeinen Vorschriften

In entsprechender Weise sind die ebenfalls ausgleichsfahigen
Schaden aus der Minderung anderer Ausgleichszahlungen aus
allgemeinen Vorschriften zu berechnen, soweit die Empfanger ge-
maf den zur Erbringung der Verkehrsleistungen bestehenden 6f-
fentlichen Dienstleistungsauftragen das wirtschaftliche Risiko tra-
gen. Darlber hinaus sind erhéhte Ausgleichszahlungen aus vor
dem 1. Juni 2020 erlassenen allgemeinen Vorschriften der Emp-
fanger an Verkehrsunternehmen fir den Zeitraum von Marz bis
Dezember 2020 ausgleichsfahig, soweit die Erhéhung der Aus-
gleichszahlungen aufgrund eines gesonderten Nachweises pan-
demiebedingt auf geringeren Fahrgeldeinnahmen der Verkehrs-
unternehmen im Vergleich zum Referenzzeitraum in den Monaten
1. Marz 2020 bis Dezember 2019 zurlickzufihren sind.

1.1.4.Schaden fiir Ausgleichsleistungen an Verkehrs-
unternehmen

Ebenfalls ausgleichsféhig sind die Schaden aus Ausgaben der
Empfanger fur Ausgleichszahlungen an Verkehrsunternehmen fur
den Zeitraum vom 1. Marz 2020 bis 31. Dezember 2020, soweit sie
auf Mallnahmen zum Schadensausgleich beruhen. Ausgleichsfa-
hig sind dabei nur Ausgaben im Umfang des Ausgleichs, der sich
bei Anwendung der Nr. 2.1. bis 2.3. als Ausgleich an die Unter-
nehmen rechnerisch ergéabe. Als Malnahmen zum Schadens-
ausgleich gelten insbesondere Notvergaben nach Art. 5 Abs. 5
VO 1370 oder nach allgemeinem Vergaberecht, Anderungen des
offentlichen Dienstleistungsauftrages im Sinne von § 132 GWB,
Anpassungen der Vergltung aus erganzender Vertragsauslegung

oder nach § 313 BGB sowie Gesellschaftereinlagen, soweit sie
nach dem 1. Marz 2020 zum Ausgleich der Schaden veranlasst
oder umgesetzt wurden. Ausgleichsfahig sind flir den Zeitraum
vom 1. September 2020 daruber hinaus auch Verlustausgleiche
im Sinne von Nr. |V. Satz 3 bis zu der in Satz 2 geregelten Hohe.

1.2. Ersparte Aufwendungen

Der Aufgabentrager muss seine Einsparungen grundsatzlich voll-
standig einbringen. Die Einsparungen werden mit den Minderein-
nahmen saldiert. Von den nach der Nr. 1.1. ermittelten Schaden
sind in direktem ursachlichem Zusammenhang mit der Pandemie
vermiedene oder ersparte Aufwendungen der Empfanger in Ab-
zug zu bringen. Dies sind insbesondere

- verringerte Verkaufsprovisionen aufgrund geringerer Fahr-
ausweisverkaufe, soweit diesen keine rechtskraftig festge-
stellten oder unbestrittenen pandemiebedingten Forderun-
gen des Vertriebsdienstleisters auf Anpassung der Vergu-
tung aus erganzender Vertragsauslegung oder nach § 313
BGB gegenuberstehen,

- im direkten Zusammenhang mit der Covid-19-Pandemie ste-
hende geringere Ausgleichszahlungen an Verkehrs- und
Eisenbahnunternehmen aus 6ffentlichen Dienstleistungs-
auftrdgen aufgrund geringerer Verkehrsdienstleistungen
(Nr. 2.1.1.) oder aus allgemeinen Vorschriften des jeweili-
gen Empfangers (Nr. 2.1.4)),

- eingesparte Personalkosten (zum Beispiel durch Kurzarbei-
tergeld oder Uberstundenabbau),

- Energie- und Kraftstoffkosteneinsparungen,

- nicht entstandene Kosten fiir Wartungsarbeiten und Repa-
raturen,

- nicht angefallene Infrastrukturentgelte,

- von anderen Stellen erhaltene anderweitige Ausgleichs-
zahlungen fir die nach den Nr. 1.1.1. bis 1.1.4. berechne-
ten Schaden,

- weitere Ersparnisse.

1.3. Feststellung des Gesamtschadens

Die Summe der nach Nr. 1.1. errechneten Schaden abzuglich der
vermiedenen oder ersparten Aufwendungen nach Nr. 1.2. ist der
ausgleichsfahige Gesamtschaden.

2. Offentliche und private Verkehrsunternehmen
2.1. Schadenspositionen

2.1.1. Schaden aus Minderung der Ausgleichsleistungen
aus 6DA

Ausgleichsfahig ist die Differenz zwischen der regular erwarte-
ten Ausgleichsleistung aus dem 6DA fur das Jahr 2020 oder al-
ternativ auf der Basis des Referenzzeitraums im Vorjahr fur das
ungekirzte Leistungsangebot einschlieBlich ergénzender Dienst-
leistungen wie Zugbegleitung oder Besetzung von Verkaufsstellen
im Schadenszeitraum und den tatsachlich erhaltenen Ausgleichs-
leistungen jeweils einschlieBlich Sanktionen sowie Boni und Mali
aus Anreizregelungen. Bei der Berechnung kénnen die Anderun-
gen von zentralen Parametern im Vergleich zum Vorjahreszeit-
raum, wie zum Beispiel Personalkosten, Strom- oder Kraftstoff-
preise und Personalkosten, berlicksichtigt werden. Die Schaden
sind jedoch nur ausgleichsfahig, soweit der jeweilige Aufgaben-
trager einen Antrag stellt und dabei seine geringeren Ausgleichs-
zahlungen berilcksichtigt hat.

2.1.2.Schaden aus Einnahmeausfall/Mindereinnahmen

Die entsprechend Nr. 1.1.1. berechnete Differenz der Fahrgeldein-
nahmen ist fir den Schadenszeitraum ausgleichsfahig, soweit die
Empfanger selbst das wirtschaftliche Risiko tragen oder lediglich
Verlustausgleiche im Sinne von Nr. IV. Satz 3 erhalten.

2.1.3.Schaden aus Minderung der Erstattungsleistungen
nach dem SGB IX

Zur Berechnung der Minderung der Erstattungsleistungen nach
dem SGB IX im Schadenszeitraum der Rahmenregelung des Bun-
des 1. Marz 2020 bis 31. August 2020 oder nach der Bundesrege-
lung Kleinbeihilfen 1. Marz 2020 bis 31. Dezember 2020 ist ent-
sprechend Nr. 1.1.2. zu verfahren.

2.1.4.Schaden aus Minderung von Ausgleichszahlungen aus
allgemeinen Vorschriften

In entsprechender Weise sind die ebenfalls ausgleichsfahigen
Schaden in den oben genannten Schadenszeitrdumen aus der
Minderung anderer Ausgleichszahlungen aus allgemeinen Vor-
schriften zu berechnen. Die Schaden sind in Bezug auf allge-
meine Vorschriften der Aufgabentrager jedoch nur ausgleichsfa-
hig, soweit der jeweilige Aufgabentrager oder die jeweilige Auf-
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gabentragerorganisation einen Antrag stellt und dabei geringere
Ausgleichszahlungen berilcksichtigt hat.

2.2. Ersparte Aufwendungen

Von den nach der Nr. 2.1. ermittelten Schaden in den oben ge-
nannten Schadenszeitraumen sind in direktem ursachlichem Zu-
sammenhang mit der Pandemie vermiedene oder ersparte Auf-
wendungen der Empfanger in Abzug zu bringen. Dies sind ins-
besondere

- verringerte Verkaufsprovisionen aufgrund geringerer Fahr-
ausweisverkaufe, soweit diesen keine rechtskraftig festge-
stellten oder unbestrittenen pandemiebedingten Forderun-
gen des Vertriebsdienstleisters auf Anpassung der Vergu-
tung aus erganzender Vertragsauslegung oder nach § 313
BGB gegeniliberstehen,

- Im direkten Zusammenhang mit der Covid-19-Pandemie
stehende geringere Vergutungsleistungen an Subunterneh-
men aufgrund geringerer Verkehrsleistungen, soweit die-
sen keine rechtskraftig festgestellten oder unbestrittenen
pandemiebedingten Forderungen des Subunternehmens auf
Anpassung der Verglitung aus ergénzender Vertragsausle-
gung oder nach § 313 BGB gegenuberstehen,

- eingesparte Personalkosten (zum Beispiel durch Kurzarbei-
tergeld oder Uberstundenabbau),

- Energie- und Kraftstoffkosteneinsparungen,

- nicht entstandene Kosten fur Wartungsarbeiten und Repa-
raturen,

- nicht angefallene Infrastrukturnutzungsentgelte,

- von anderen Stellen erhaltene anderweitige Ausgleichszah-
lungen fir die nach den Nr. 2.1.1. bis 2.1.4. berechneten
Schaden,

- weitere Ersparnisse.

2.3. Feststellung des Gesamtschadens

Die Summe der nach Nr. 2.1. errechneten Schaden abzuglich der
vermiedenen oder ersparten Aufwendungen nach Nr. 2.2. ist der
ausgleichsfahige Gesamtschaden des Antragsstellers.

VI. Sonstige Leistungsbestimmungen
1.  Uberkompensation

Es ist sicherzustellen, dass eine Uberkompensation der pande-
miebedingten wirtschaftlichen Nachteile ausgeschlossen ist.

2. Subventionserheblichkeit

Die Antragsteller sind verpflichtet, beantragte oder erhaltene fi-
nanzielle Leistungen aufgrund der COVID-19-Pandemie im Rah-
men einer Selbstauskunft anzugeben. Bei der im Rahmen die-
ses Erlasses gewahrten Ausgleichszahlung kann es sich um eine
Subvention im Sinne von § 264 Strafgesetzbuch (StGB) handeln.
Einige der im Antragsverfahren zu machenden Angaben sind da-
her subventionserheblich im Sinne von § 264 StGB in Verbindung
mit § 2 Subventionsgesetz. In diesem Fall wird die oder der An-
tragsberechtigte vor der Bewilligung der Ausgleichszahlung Uber
die subventionserheblichen Tatsachen in Kenntnis gesetzt. Der
Antragsberechtigte hat driiber zwingend erforderliche schriftliche
Bestatigung zur Kenntnis zu geben.

3. Nachweispflicht

Die Empfangerinnen und Empfanger sind verpflichtet, bis zum
30. September 2021 den tatsachlich entstandenen Schaden auf
der Grundlage der in Nr. V genannten Berechnungsmethode
nachzuweisen und von einem Steuerberater oder Wirtschaftspri-
fer oder vom Rechnungsprifungsamt testieren zu lassen. Dies
schlief3t eine Mitteilung Uber die regular iber den 6DA oder lber
allgemeine Vorschriften erhaltene Ausgleichsleistungen mit ein.
Dem Nachweis sind Bestatigungen der Verbundorganisationen
Uber die Einnahmeaufteilungen der Monate Marz bis Dezember
der Jahre 2019 und 2020 sowie ein Testat eines Wirtschaftspru-
fers Uber die Fahrgeldeinnahme der Monate Méarz bis Dezem-
ber der Jahre 2019 und 2020 im Haustarif beziehungsweise nach
BBDB beizufligen. Fir Schaden der Verkehrsunternehmen (nach
Nr. V.2.1.) sind Bestatigungen der betreffenden Aufgabentrager
Uber die Hohe des Schadens beizufligen.

4. Rickforderung

Leistungen, die Uber den reinen Schadensausgleich hinausgehen,
sind vom Empfanger zurickzufordern. Bei einem Versto gegen
eine im Bewilligungsbescheid genannte Obliegenheit oder Ver-
pflichtung kann die Ausgleichszahlung zuriickgefordert werden.
Die von Verkehrsunternehmen zuriickgeforderten Beitrage sind
vom Zeitpunkt des Erhalts bis zum Zeitpunkt der Rickerstattung
mit einem Prozentpunkt iber dem jeweiligen Basiszinssatz zu ver-
zinsen. In der Regel sind die von den Aufgabentrdgern und Auf-

gabentrageroganisationen sowie diesen Gleichgestellten zurlck-
geforderten Betrage nicht zu verzinsen, wenn sie in der gesetzten
Frist erstattet werden.

Sollte sich herausstellen, dass der tatsachliche Schaden den pro-
gnostizierten Ubersteigt, kann eine Anpassung der gewahrten Bil-
ligkeitsleistung vorgenommen werden.

5. Veroffentlichungspflicht

Die Empfanger sind verpflichtet, bis zum 31. Oktober 2021 der Be-
willigungsbehdérde alle relevanten Informationen® zu jeder auf der
Grundlage dieses Erlasses gewahrten Einzelbeihilfe zum Zwecke
der Veroéffentlichung zu Gbermitteln. Diese werden innerhalb von
zwolf Monaten ab dem Zeitpunkt ihrer Gewahrung auf einer aus-
fahrlichen Beihilfenwebsite oder tUber das IT-Instrument der Kom-
mission* veroffentlicht.

6. Ausgleich an Verkehrsunternehmen nach der Bundes-
rahmenregelung

Ausgleichsleistungen an Verkehrsunternehmen (inklusive Eisen-
bahnen) nach der Bundesrahmenregelung dirfen nur bewilligt
werden soweit nachweislich

- der 6DA oder die allgemeinen Vorschriften nicht bereits Re-
gelungen enthalten, die ohne Weiteres einen Ausgleich der
Schaden bewirken,

- nach den Regeln Uber die ergdnzende Vertragsauslegung
ein Ausgleich der Schaden nicht moglich ist,

- eine Anpassung auf Grundlage der Stérung der Geschafts-
grundlage nicht erfolgen kann.

Ausgleichsleistungen an Verkehrsunternehmen im Rahmen der
Bundesrahmenregelung dirfen bewilligt werden, wenn die Ge-
samtsumme der beantragten Ausgleichsleistung 800.000 Euro
Uberschreitet oder die Antragsstellerin oder der Antragssteller
glaubhaft machen kann, dass die Summe der insgesamt bean-
tragten Kleinbeihilfen 800.000 Euro Ubersteigen wird. Die Scha-
densberechnung erfolgt nach Nr. V.2. dieses Erlasses.

VIl. Verfahren
1. Bewilligungsbehorde

Bewilligungsbehdrde ist die Landesbehdrde, in deren Bezirk die
Antragstellerin oder der Antragssteller seinen Sitz hat. Bewilli-
gungsbehorde fur Verkehrsunternehmen im SPNYV ist jeweils die
Landesbehorde, in deren Bezirk die Aufgabentragerin oder der
Aufgabentrager, in dessen Bezirk die Antragsstellerin oder der
Antragssteller die Leistung erbringt. Hat das Verkehrsunterneh-
men keinen Sitz im Land, ist auBer in den Fallen des Satzes 2
die Bewilligungsbehoérde zustandig, in deren Bezirk die Uberwie-
gende Betriebsleistung in Nutzwagen- beziehungsweise Zug-Ki-
lometer des Empfangers im Jahr 2020 im Land erbracht wird.
Abweichende Regelungen kénnen im Rahmen der Verwaltungs-
vereinfachung durch die zustéandigen Bewilligungsbehoérden im
Einzelfall getroffen werden.

Bewilligungsbehorde des Landes:

Hessisches Ministerium fur Wirtschaft, Energie, Verkehr
und Wohnen (HMWEVW)

Kaiser-Friedrich-Ring 75

65185 Wiesbaden

Tel.: 0611 815-2374

E-Mail: Referat-V6@wirtschaft.hessen.de

2. Antrag
21. Form

Von der Bewilligungsbehdrde werden Antragsformulare zur Ver-
figung gestellt, welche zwingend zu verwenden sind.

Im Falle von Nr. VI.6. ist ein formloser Antrag mdglich.

3 Dabei handelt es sich um die in Anhang Il der Verordnung (EU)
Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. Juni 2014 und Anhang Il der
Verordnung (EU) Nr. 702/2014 der Kommission geforderten Informatio-
nen. Bei rlickzahlbaren Vorschiissen, Garantien, Darlehen, nachran-
gigen Darlehen und sonstigen Formen der Beihilfe wird der Nennwert
des zugrundeliegenden Beihilfeinstruments pro Empféanger angegeben.
Bei Steuervorteilen und Verglinstigungen in Bezug auf andere Zahlun-
gen kénnen die einzelnen Beihilfebetrage in Spannen angegeben wer-
den.

4 Die o6ffentliche Suchfunktion der Beihilfentransparenzdatenbank bietet
gemaR den diesbeziglichen europaischen Transparenzanforderungen
Zugang zu den von den Mitgliedstaaten bereitgestellten Angaben tber
die einzelnen Beihilfen. Sie kann unter folgender Adresse aufgeru-
fen werden: https://webgate.ec.europa.eu/competition/transparency/
public?lang=de.
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2.2. Frist

Eine Antragstellung ist bis spatestens 13. November 2020 bei der
Bewilligungsbehdrde moéglich. Es gilt das Datum des elektroni-
schen Eingangs des Antrags bei der Bewilligungsbehorde.

Im Falle von Nr. VI.6. ist ein Antrag des Verkehrsunternehmens
bis zum 30. September 2020 formlos bei der Bewilligungsbehérde
zu stellen.

2.3. Inhalt

Der Antrag hat die Berechnung beziehungsweise Schatzung des
voraussichtlichen Schadens auf der Grundlage der in Nr. V. ge-
nannten Berechnungsmethode zu enthalten.

Fir den Ausgleich des Schadens der Verkehrsunternehmen reicht
eine mit dem Aufgabentrager oder der Aufgabentréagerorganisa-
tion abgestimmte Schatzung aus.

Dem Antrag sind Prognosen der Verbundorganisationen lber die
Schaden nach Nr. V sowie weitere begriindende Unterlagen bei-
zufugen.

2.4. Antragsstellung

Aufgabentrager und Aufgabentragerorganisationen haben ihre
Antrége Uber die Verblinde als Sammelantragssteller zu stellen.

Verkehrsunternehmen, die eigenwirtschaftlich Verkehrsleistungen
erbringen oder Nr. VI.6. unterfallen stellen ihren Antrag direkt bei
der Bewilligungsbehdérde.

Sammelantragen sind die gestellten Einzelantrage der Aufgaben-
trager, Aufgabentragerorganisationen beizufigen. Der Sammel-
antrag ist elektronisch zu stellen.

Die Bewilligungsbehérde kann nach eigenem Ermessen, insbe-
sondere zur Vervollstandigung des Antrags, Unterlagen nachfor-
dern. Fur die Nachreichung der Unterlagen gilt eine Frist von zwei
Wochen.

3. Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung

Die Auszahlung erfolgt nach Bewilligung des Antrags unbar auf
das vom Antragsteller oder der Antragsstellerin benannte Konto.

Eine Abtretung ist nicht zulassig. Weitere Modalitaten der Auszah-
lung werden im Bewilligungsbescheid naher geregelt. Die Auszah-
lung erfolgt unter dem Vorbehalt der Ruckforderung.

Sammelantragssteller sind verpflichtet die bewilligten Mittel an die
Antragsteller weiterzuleiten.

Fir die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Ausgleichs-
zahlung sowie fir den Nachweis und die Prifung der entstan-
denen Vorhalte- und Vorleistungskosten sowie die gegebenen-
falls erforderliche Aufhebung des Bewilligungsbescheides und die
Ruckforderung der gewahrten finanziellen Ausgleichszahlung gel-
ten die §§ 48 bis 49a HVwVfG.

Ausgleichsleistungen an Verkehrsunternehmen, die eine rechts-
widrige Beihilfe erhalten haben und die durch Beschluss der Kom-
mission flir mit dem Binnenmarkt unvereinbar erklart wurden, sind
auszusetzen, bis das betreffende Verkehrsunternehmen den Ge-
samtbetrag der rechtswidrigen und mit dem Binnenmarkt unver-
einbaren Beihilfe einschliel3lich der entsprechenden Rickforde-
rungszinsen zurtickgezahlt oder auf ein Sperrkonto iberwiesen
hat.

VIIl. Besondere Priifberechtigungen und Berichtspflichten

- Das HMWEVW ist zu stichprobenartigen Nachprifungen
befugt.

- Der Bundesrechnungshof und der Landesrechnungshof sind
zur Prufung berechtigt.

- Uber die MaRnahme ist gegeniiber der Europaischen Kom-
mission zu berichten.
IX. Inkrafttreten, Geltungsdauer

Dieser Erlass tritt am Tag nach der Veroffentlichung in Kraft und
am 31. Dezember 2021 aulRer Kraft.

Wiesbaden, den 4. September 2020

Hessisches Ministerium fiir Wirtschaft,
Energie, Verkehr und Wohnen
V 6-900#018
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HESSISCHES MINISTERIUM
FUR UMWELT, KLIMASCHUTZ, LANDWIRTSCHAFT UND VERBRAUCHERSCHUTZ

Ausfiihrungsbestimmungen des Hessischen Ministeriums
fur Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz uber die finanzielle Beteiligung der hessischen
Stadte und Gemeinden am wirtschaftlichen Ertrag aus der
Verpachtung landeseigener Flachen im Staatswald fiir die
Errichtung und den Betrieb von Windenergieanlagen durch
zweckfreie Mittelabfiihrung — ,,WindEnergieDividende“ —
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Anwendung Verwaltungsverfahrensrecht und Offentlichkeit
Teil IV Schlussregelung, Inkrafttreten

Teil I Ausfiihrungsbestimmungen
1. Ziel der Ausfithrungsbestimmungen, Hintergrund

Mit Verabschiedung des Haushalts 2020 am 19. Februar 2020
durch den Hessischen Landtag wurde bei Kapitel 09 60, Lan-
desbetrieb Hessen-Forst und Nationalparkamt Kellerwald-Eder-
see mit dem Haushaltsvermerk Nr. 3 das Ministerium far Umwelt,
Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz ermachtigt,
hessische Gemeinden am wirtschaftlichen Ertrag aus der Ver-

pachtung landeseigener Flachen im Staatswald fiir die Errich-
tung und den Betrieb von Windenergieanlagen (Nettopachtein-
nahmen) durch zweckfreie Mittelabfihrung finanziell zu beteiligen.
Die nachstehenden Bestimmungen beschreiben das Antrags- und
Festsetzungsverfahren.

2. Inhalt der Ausfiihrungsbestimmungen

Diese Ausfihrungsbestimmungen regeln ausschlieRlich die
zweckfreie Mittelabflihrung von fiskalischen Einnahmen des Lan-
des und die Teilhabe der Kommunen, die auf Antrag als soge-
nannte WindEnergieDividende gewahrt wird. Soweit dariber hin-
aus eine Forderung auf der Grundlage anderer Férderprogramme
oder Richtlinien des Landes Hessen gewahrt werden kann, ist
dies fur die nach diesen Ausfuhrungsbestimmungen zu gewah-
rende Auszahlung nach Festsetzung der zustandigen Stelle un-
erheblich.

3. Zustandige Stelle

Die Antragstellung erfolgt auf der Grundlage eines formlosen An-
trags unter Nachweis der Betroffenheit und der Antragsberech-
tigung gemaf nachfolgendem Teil Il mit naher zu bezeichnen-
den Windenergieanlagen des jeweiligen zu Grunde zu legenden
Windparks. Die Antragstellung kann und soll vorzugsweise elek-
tronisch erfolgen.

Antrage sind zu richten an das

Regierungsprasidium Kassel

Dezernat Z5 Kommunalaufsicht

Am Alten Stadtschloss 1

34117 Kassel

Internet: https://rp-kassel.hessen.de/

E-Mail: Kommunalaufsicht@rpks.hessen.de

als Festsetzungsbehorde.
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Teil Il Einzelbestimmungen
1. Antrag und Anspruchsberechtigung

1.1 Antrage auf Auszahlung der WindEnergieDividende kénnen
ausschlief3lich von hessischen Stadten und Gemeinden gestellt
werden und gelten nur fur Windenergieanlagen, die im vom Lan-
desbetrieb Hessen-Forst bewirtschafteten Staatswald errichtet
wurden oder werden. Generell antragsberechtigt sind:

1.1.1 Stadte und Gemeinden in Hessen, in deren Gemarkung min-
destens eine Windenergieanlage auf landeseigenen forstfiskali-
schen Grundsticken errichtet und in Betrieb genommen wurde,
wenn

a) die Stadt oder Gemeinde keine Mdglichkeit hat, im Antragsjahr
von wirtschaftlichen Nutzungsertrdgen von Windenergieanla-
gen zu profitieren,

b) die Windenergieanlage neu errichtet wurde (kein Repowering)
und

c) die Inbetriebnahme der Windenergieanlage im Hessischen
Staatswald nach dem 1. Januar 2015 erfolgt ist.

1.1.2 Anrainerstadte und Anrainergemeinden, die mit Gemar-
kungsflachen in unmittelbarer Nachbarschaft zu einer im Staats-
wald gelegenen Windenergieanlage betroffen sind, wenn die
Windenergieanlage in benachbarter Gemarkung in einem Abstand
von bis zu 1 km zu ihrer Gemarkung oder in einer Entfernung von
bis zu 2 km zur geschlossenen Wohnbebauung mindestens eines
ihrer Ortsteile errichtet ist und auRerdem die unter voranstehen-
der Nr. 1.1.1 genannten Kriterien Buchst. a) bis c) erfillt sind.

1.2 Nicht anspruchsberechtigt sind Stadte und Gemeinden bezie-
hungsweise Anrainerstadte und Anrainergemeinden, die im An-
tragsjahr von wirtschaftlichen Ertragen aus der Nutzung der Wind-
energie profitieren, insbesondere

a) durch eigene vertragliche Vereinbarung zu dem betreffenden
Anspruch auslésenden Windpark im Staatswald,

b) durch Verpachtungen von gemeindeeigenen Flachen oder bei
Gestattungen in Windparkprojekten im Gemeindegebiet oder

c) durch Beteiligung an Gesellschaften, die im Gemeindegebiet
Windenergieanlagen betreiben.

Wirtschaftliche Ertrage einer Stadt oder Gemeinde aus der Nut-
zung der Windenergie sind lediglich solche, die aufgrund einer
eigenwirtschaftlichen Betatigung zustande kommen. Zu wirt-
schaftlichen Ertragen aus der Nutzung der Windenergie zahlen
unter anderem solche fur Windenergieanlagenstandorte, fir Bau-
lastflachen von Windenergieanlagen, fiir Nebenanlagen und tech-
nische Infrastruktur, fir Zuwegungen und Kabeltrassen von und
zu Windenergieanlagen. Entgelte, die fir verwaltungsrechtliche
Entscheidungen und Sondernutzungen nach 6ffentlich-rechtli-
chen Vorschriften vereinnahmt werden, gehéren nicht zu den an-
spruchsschadlichen wirtschaftlichen Ertragen. Dies gilt ebenso
fur Einnahmen aus der Gewerbesteuer, die auf dem wirtschaft-
lichen Handeln anderer beruhen und einer Stadt oder Gemeinde
ohne eigenes Zutun zufallen.

Ein zum Ausschluss der Anspruchsberechtigung fihrender wirt-
schaftlicher Ertrag im Sinne dieser Ausflihrungsbestimmungen
liegt vor, wenn der Ertrag uber der Bagatellgrenze von jahrlich
2.000 Euro, bemessen auf den durchschnittlichen Ausschuttungs-
betrag einer Windenergieanlage, liegt. Verrechnungsmaglichkei-
ten, aus denen sich ein geminderter Anspruch auf Dividende nach
Abzug eines ,schadlichen® wirtschaftlichen Ertrages ergibt, sind
nicht vorgesehen.

1.3 Die Festsetzung der WindEnergieDividende erfolgt jahrlich
jeweils nur auf Antrag fiir das jeweilige Haushaltsjahr der Antrag-
stellung. Der Antrag ist bis zum 30. September eines jeden Jah-
res unter Vorlage der folgenden Unterlagen an das Regierungs-
prasidium Kassel zu stellen:

— formloser Antrag (der den Textformerfordernissen nach § 126b
BGB genugt)

— Angabe zur Betroffenheit bei Windenergieanlagen im Staats-
wald

— Nachweise zum Standort

— Eigenerklarung der Stadt oder Gemeinde beziehungsweise
Anrainerstadt oder Anrainergemeinde zum Nachweis ihrer feh-
lenden wirtschaftlichen Teilhabe an der Entwicklung und Foér-
derung der Windenergie nach vorstehender Nr. 1.2.

MaRgeblich ist das Eingangsdatum bei der Festsetzungsstelle.

Eine Festsetzung fir das laufende Haushaltsjahr ist bei spater
eingehenden Antragen ausgeschlossen.

2. Art und Umfang der Festsetzung und Auszahlung der
WindEnergieDividende

Die Antragsprufung und Festsetzung des ermittelten, an die antrag-
stellende Kommune auszuzahlenden Anteils der Pachteinnahmen
erfolgt durch das Regierungsprasidium Kassel als Verwaltungsbe-
horde. Die Ermittlung der Pachtertrage der fur die Festsetzung he-
ranzuziehenden Windenergieanlagen erfolgt in einem vereinfach-
ten Verfahren durch den Landesbetrieb Hessen-Forst. Die fiur die
Antragsprifung und Durchfiihrung des Verfahrens anfallenden Ver-
waltungskosten einschlieRlich der Aufwendungen des Landesbe-
triebs Hessen-Forst gehen bei der Festsetzung mit in die Berech-
nung ein. Im Einzelnen ist dabei bei der Festsetzung zu beachten:

2.1 Die WindEnergieDividende als Anteil den wirtschaftlichen Er-
tragen von Windenergieanlagen wird als zweckfreie Mittelabfiih-
rung gewabhrt.

2.2 Der Landesbetrieb Hessen-Forst ermittelt im laufenden Haus-
haltsjahr zum 30. September den wirtschaftlichen Ertrag aus der
Verpachtung landeseigener Flachen im Staatswald fir die Errichtung
und den Betrieb von Windenergieanlagen (Nettopachteinnahmen),
nach dessen Umfang sich die Festsetzung bemisst, und teilt dies
dem Regierungsprasidium mit. Wirtschaftlicher Ertrag je Windener-
gieanlage im Sinne von Satz 1 ist das im Durchschnitt aller Pacht-
vertrage im Staatswald zum 30. September eines Jahres vereinbarte
gewogene Mittel der in den Windparks vereinbarten jahrlichen Min-
destpachtentgelte, abzuglich der im Innenauftrag Verpachtung Wind-
energie zum Stichtag erfassten und auf dieser Grundlage auf zwolf
Zwolftel hochgerechneten durchschnittlichen Kosten des Landesbe-
triebs Hessen-Forst je Windenergieanlage je Jahr. Aufwendungen im
Zusammenhang mit der WindEnergieDividende sind in den Kosten
des Landesbetriebs Hessen-Forst mit zu bertcksichtigen.

2.3 Die Hohe der finanziellen Beteiligung der Stadte und Gemein-
den beziehungsweise Anrainerstadte und Anrainergemeinden
betragt 20 Prozent des wirtschaftlichen Ertrages. Die maximale
Hohe der einzelnen Festsetzung bemisst sich am wirtschaftlichen
Ertrag multipliziert mit der Anzahl der Windenergieanlagen im die
Anspruchsberechtigung auslésenden Windpark. Lost ein beim
Landesbetrieb Hessen-Forst unter Vertrag stehender Windpark —
also im Zusammenhang stehende Windenergieanlagen, deren
Einwirkungsbereiche sich Uberschneiden — mit seinen Standor-
ten Anspruchsberechtigungen bei mehreren Stadten und Gemein-
den sowie Anrainerstadten und Anrainergemeinden aus, werden
die 20 Prozent des wirtschaftlichen Ertrags durch die Zahl der
anspruchsberechtigten Kommunen zu gleichen Teilen geteilt. Die
Héhe der jeweiligen finanziellen Beteiligung ist bei der Festset-
zung bereits um den Verwaltungsaufwand vermindert, der bei der
Verpachtung von Windenergieanlagen insgesamt entstanden ist.

2.4 Die Festsetzung wird nach haushaltsrechtlicher Ermachtigung
fir das laufende Haushaltsjahr ausgesprochen.

2.5 Die Auszahlung der WindEnergieDividende wird durch die Fest-
setzungsbehdrde veranlasst. Der Landesbetrieb Hessen-Forst ist
Auszahlungsstelle und zahlt diese nach Anforderung durch das Re-
gierungsprasidium an die Stadte und Gemeinden aus.

Teil Il Allgemeine Bestimmungen

Fir die Festsetzung, die Auszahlung und die Rickzahlung der
WindEnergieDividende gelten die Vorschriften des Hessischen
Verwaltungsverfahrensgesetzes (HVwVfG) in der jeweils gelten-
den Fassung. Unter den Voraussetzungen der §§ 48, 49 HVwV{G
kann die Festsetzung zurickgenommen oder widerrufen werden.
Eine etwaige Erstattung und Verzinsung des Zahlbetrages richtet
sich nach § 49a HVwVfG.

Mit Antragstellung erklaren sich Stadte und Gemeinden damit ein-
verstanden, dass zum Zwecke der Transparenz Name und Anga-
ben uUber die Hohe des gewahrten Betrages in geeigneter Form
veroffentlicht werden kénnen.

Teil IV Schlussregelung, Inkrafttreten

Diese Ausfluihrungsbestimmungen ergehen im Einvernehmen mit
dem Hessischen Ministerium des Innern und fir Sport. Sie tre-
ten rickwirkend zum 1. Januar 2020 in Kraft und mit Ablauf des
31. Dezember 2024 auler Kraft.

Wiesbaden, den 10. September 2020

Hessisches Ministerium fiir

Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft
und Verbraucherschutz
VI2-088n12.09 - 001/2014/026

— Gllt.-Verz. 86 —
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Entwurf des Luftreinhalteplans fiir den Ballungsraum
Rhein-Main;
Zweite Fortschreibung Teilplan Frankfurt am Main

Das Hessische Ministerium fir Umwelt, Klimaschutz, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz hat den Entwurf des Luftreinhalte-
plans fir den Ballungsraum Rhein-Main, zweite Fortschreibung
Teilplan Frankfurt am Main, aufgestellt.

Mit den festgelegten MalRnahmen soll die Luftqualitat in Frank-
furt am Main soweit verbessert werden, dass eine Einhaltung
des Stickstoffdioxidgrenzwertes im Jahr 2021 wahrscheinlich
wird. Vorgesehen ist ein umfassender Ausbau des Radwegenet-
zes und des OPNV-Angebots sowie MaRnahmen zur Steigerung
ihrer Attraktivitat, die Verbesserung des Emissionsstandards der
Busflotte, eine Parkraumbewirtschaftung sowie Verkehrsmanage-
mentmalnahmen.

Da allein mit diesen MaRnahmen der Grenzwert unter Umstanden
nicht eingehalten werden kann, sind in Abhangigkeit von der ge-
messenen Entwicklung der Stickstoffdioxidbelastung auch stre-
ckenbezogene und ein kleinrdumig zonales Fahrverbot vorgese-
hen.

Der Luftreinhalteplanentwurf wird in der Zeit vom 29. September 2020
bis einschlief3lich 28. Oktober 2020 im Atrium des Stadtplanungsam-
tes der Stadt Frankfurt am Main, Kurt-Schumacher-Strale 10, 60311
Frankfurt am Main, ausgelegt. Die Auslegung erfolgt wahrend der
Dienststunden:

Montag, Dienstag, Donnerstag und Freitag in der Zeit von 7:10 Uhr
bis 15:40 Uhr

sowie

Mittwoch in der Zeit von 7:10 Uhr bis 19 Uhr

Zu beachten sind die jeweils gultigen Abstands- und Hygiene-
vorschriften, eine vorherige telefonische Anmeldung ist nicht er-
forderlich.

Der Luftreinhalteplanentwurf ist auch auf der Homepage des Hes-
sischen Ministeriums fir Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und
Verbraucherschutz https://umwelt.hessen.de/umwelt-natur/luft-
laerm-licht/luftreinhalteplanung und des Hessischen Landesamtes
fur Naturschutz, Umwelt und Geologie https://www.hlnug.de/themen/
luft/luftreinhalteplaene/publizierte-luftreinhalteplaene-nach-eu-recht
zur Einsichtnahme eingestellt.

In der Zeit vom 29. September 2020 bis einschlieBlich 11. No-
vember 2020 kénnen Anregungen, Bedenken und Einwendungen
schriftlich oder elektronisch unter dem Stichwort ,Luftreinhalte-
planentwurf Frankfurt am Main“ an das Umweltministerium ge-
richtet werden:

Hessisches Ministerium fir Umwelt, Klimaschutz,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz

Mainzer Strafte 80

65189 Wiesbaden

poststelle@umwelt.hessen.de

Auf die Verarbeitung der Stellungnahmen nach Art. 13 der Euro-
paischen Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) wird hingewie-
sen https://umwelt.hessen.de/datenschutzhinweise-hessisches-
ministerium-fuer-umwelt-klimaschutz-landwirtschaft-und.

Wiesbaden, den 16. September 2020

Hessisches Ministerium fiir Umwelt,
Klimaschutz, Landwirtschaft und
Verbraucherschutz

Il 4 —53a12.45.06
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HESSISCHES MINISTERIUM FUR SOZIALES UND INTEGRATION

Richtlinien fiir die Verleihung der Landesauszeichnung
»Soziales Biirgerengagement” durch die fiir Soziales und
Integration zusténdige Ministerin oder den fiir Soziales und
Integration zustandigen Minister fiir besonderes ehrenamt-
liches/biirgerschaftliches Engagement im sozialen Bereich

1. Verleihungsgrundsatze

1.1 Fur hervorragende und besonders engagierte ehrenamtliche/bur-
gerschaftliche Arbeit beziehungsweise fur Leistungen zur Férde-
rung ehrenamtlicher/biirgerschaftlicher Arbeit im sozialen Be-
reich (zum Beispiel in der Kinder- und Jugendarbeit, bei der Hilfe
und Unterstutzung kranker, behinderter und sozial ausgegrenz-
ter Menschen, in der Seniorenarbeit, in Nachbarschaftshilfen, in
der Gefliichtetenhilfe, bei der Unterstiitzung von Familien) kann
die fir Soziales und Integration zustéandige Ministerin oder der flr
Soziales und Integration zustandige Minister nach MaRgabe die-
ser Richtlinien die Landesauszeichnung ,Soziales Blrgerengage-
ment” verleihen. Sonstige Bestimmungen Uber die Anerkennung
ehrenamtlicher Tatigkeiten bleiben durch diese Richtlinien unbe-
ruhrt.

1.2 Die Landesauszeichnung ,Soziales Biirgerengagement” wird ins-
besondere verliehen flr hervorragende, beispielgebende Leistun-
gen und die Entwicklung neuer Initiativen, die auf Nachhaltigkeit
angelegt sind und deren Nachahmung wiinschenswert ist,

a) im kommunalen, verbandlichen, kirchlichen oder nach-
barschaftlichen Bereich, die zu einem offenen, vorurteils-
freien und wertschatzenden Miteinander beitragen,

b) zur Weckung der Engagementbereitschaft von Kindern
und Jugendlichen,

c) bei Aktivierung der Hilfe zur Selbsthilfe, im Bereich der
Familien und Senioren,

d) bei der Férderung eines vorurteilsfreien und wertschat-
zenden Miteinanders in einer vielfaltigen Gesellschaft,

e) bei der Entwicklung lokaler Unterstitzungsstrukturen.

1.3 Die Anzahl der Wirdigungen pro Verleihungsjahr ist begrenzt und
wird vom Auswahlgremium (nach Nr. 5.2) festgelegt.

2. Tragerinnen und Trager

Die Landesauszeichnung ,Soziales Biirgerengagement” kann
hessischen Biirgerinnen und Blrgern aller Altersstufen ver-
liehen werden, die eine Leistung im Sinne der Nr. 1 erbracht
haben. Es kénnen auch Gruppen aus den bezeichneten Per-
sonenkreisen geehrt werden, soweit diese eine Leistung im
Sinne der Nr. 1.2 gemeinsam erbracht haben.

3. Gegenstand der Ehrung

Die Ehrung durch die fiir Soziales und Integration zustandige
Ministerin oder den fur Soziales und Integration zustandigen
Minister ist eine freiwillige und in der Regel einmalige, beson-
dere Leistung des Landes Hessen. Sie besteht aus

a) einer Landesauszeichnung ,Soziales Blirgerengagement®
(Trophae) des flr Soziales und Integration zustéandigen Mi-
nisteriums und gegebenenfalls

b) einem Prasent.
Ein Anspruch auf Ehrung besteht nicht.

4. Vorschlagsverfahren

4.1 Vorschlage fir die Auszeichnung kénnen unterbreitet werden von
a) den Gemeinden, Landkreisen und kreisfreien Stadten,
b) Institutionen, Vereinen, Kirchen, Verbanden und Initiativen,
c) der LandesEhrenamtsagentur Hessen.

4.2 Daruber hinaus kénnen Vorschlage in begrindeten Fallen auch
von Einzelpersonen eingereicht werden.

4.3 Die Vorschlage kénnen unter Angabe der Personalien, der detail-
lierten Beschreibung der zur Auszeichnung empfohlenen Leis-
tung an das fir Soziales und Integration zustandige Ministerium
gerichtet werden.

5. Auswahlverfahren

5.1 Im fir Soziales und Integration zustéandigen Ministerium wird ein
Auswahlgremium gebildet, das die Entscheidung zur Vornahme
der Auszeichnung der nach Nr. 4.2 vorgeschlagenen Personen
oder Personengruppen ftrifft.
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5.2. Das Auswahlgremium soll bestehen aus:

— der fir Burgerengagement und Ehrenamt zustandigen Ab-
teilungsleitung sowie dem zustandigen Referat,

— der Frauenbeauftragten,

— der fur Jugend, Familie, Seniorinnen/Senioren zustandi-
gen Abteilungsleitung,

— der Leiterin des Buros der Ministerin/dem Leiter des BU-
ros des Ministers,

— dem Referat fiir Presse- und Offentlichkeitsarbeit,

— der Geschaftsfihrerin/dem Geschéaftsfihrer der Landes-
Ehrenamtsagentur Hessen.

6. Durchfiihrung der Auszeichnung

Die Auszeichnung im Sinne der Nr. 3 soll durch die fur Sozia-
les und Integration zustandige Ministerin oder den fiir Sozia-
les und Integration zustandigen Minister persdnlich, im Vertre-
tungsfalle durch die Staatssekretarin oder den Staatssekretar
im Beisein der Presse in einem angemessenen Rahmen im
Zusammenhang mit dem Tag des Ehrenamtes am 5. Dezem-
ber vorgenommen werden.

7. Inkrafttreten/AuBerkrafttreten

Diese Richtlinien treten am Tage nach der Verkiindung in Kraft.
Sie treten mit Ablauf des 31. Dezember 2027 auf3er Kraft.

Wiesbaden, den 11. September 2020

Hessisches Ministerium
fiir Soziales und Integration
IV2-3t-0201

— Gult.-Verz. 176 —
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Erlass zur Benennung der Mitglieder fiir den Verwaltungsrat
des Medizinischen Dienstes (MD) Hessen nach § 279 Abs. 5
Satz 5 und 6 des Fiinften Buches Sozialgesetzbuch (SGB V)

Auf der Grundlage von § 279 Abs. 5 Satz 3 SGB V wird das fol-
gende Verfahren zur Bestimmung der von der fir die Sozialversi-
cherung zustandigen obersten Verwaltungsbehorde des Landes
Hessen, dem Ministerium flr Soziales und Integration (HMSI), zu
benennenden Vertreterinnen und Vertreter im Verwaltungsrat des
Medizinischen Dienstes Hessen geregelt:

1. Zusammensetzung

1.1 Das HMSI benennt finf Vertreterinnen und Vertreter mit
Stimmrecht auf Vorschlag der Verbande und Organisationen flr
die Wahrnehmung der Interessen und der Selbsthilfe der Patien-
ten, der pflegebedirftigen und behinderten Menschen und der
pflegenden Angehdrigen sowie der im Bereich der Kranken- und
Pflegeversorgung tatigen Verbraucherschutzorganisationen je-
weils auf Landesebene (§ 279 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 SGB V).

1.2. Das HMSI benennt zwei Vertreterinnen und Vertreter ohne
Stimmrecht auf Vorschlag jeweils zur Halfte der maRgeblichen
Verbande der Pflegeberufe auf Landesebene und der Landeséarz-
tekammer Hessen (§ 279 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 SGB V).

Nr. 1.1 und 1.2 gelten entsprechend fiir die Benennung der Stell-
vertretungen.

1.3 Als Vertreterinnen beziehungsweise Vertreter nach Nr. 1.1
sind mindestens zwei Frauen und zwei Manner, als Vertreterinnen
beziehungsweise Vertreter nach Nr. 1.2 sind jeweils eine Frau und
ein Mann zu benennen. Ist eine diesen Vorgaben entsprechende
Benennung nicht méglich, gelten nur so viele Personen des Ge-
schlechts, das mehrheitlich vertreten ist, als benannt, dass dem
Verhaltnis von Mannern und Frauen entsprochen wird; die Anzahl
der Vertreter von sieben Personen reduziert sich dann entspre-
chend (§ 279 Abs. 5 Satz 6 SGB V).

2. Voraussetzungen fiir maBgebliche Organisationen und
Verbande auf Landesebene nach § 279 Abs. 5 Satz 4
SGB V

2.1 Die Voraussetzungen nach § 279 Abs. 5 Satz 4 SGB V erfiil-
len Organisationen und Verbande auf Landesebene, wenn diese

a) nach ihrer Satzung ideell und nicht nur voribergehend die in
§ 279 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 SGB V genannten Aufgaben erflllen
und in Hessen tatig sind,

b) inihrer inneren Ordnung demokratischen Grundséatzen entspre-
chen,

c) gemaR ihrem Mitgliederkreis dazu berufen sind, die Interessen
auf Landesebene zu vertreten,

d) die Gewahr fir eine sachgerechte Aufgabenerfiillung bieten,
e) gemeinnitzige Zwecke verfolgen und

f)  durch Offenlegung ihrer Finanzierung nachweisen kénnen, dass
sie neutral und unabhangig arbeiten.

2.2 Nr. 2.1 gilt entsprechend, sofern nach § 279 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2
SGB V Verbande der Pflegeberufe auf Landesebene vorschlags-
berechtigt sind, weil eine Landespflegekammer nicht existiert.

3. Vorschlagsverfahren der Organisationen und Verbande

Die maRgeblichen Organisationen und Verbande nach Nr. 2 tber-
mitteln dem HMSI namentlich ihre Vorschlage fur die Mitglieder
des Verwaltungsrates und deren Stellvertretungen als nicht per-
sonliche Listenvertreter (jeweils mit Anschrift und Geschlecht).
Bei der Auswahl der Personen, die als Mitglieder oder Stellver-
tretungen vorgeschlagen werden, ist darauf zu achten, dass diese
Uber die fur eine Wahrnehmung der Aufgabe im Verwaltungsrat
notwendigen fachlichen Kenntnisse verfligen.

Den Vorschlagen der vorgeschlagenen Personen ist jeweils die
Einverstandniserklarung der Betroffenen beizufigen. Zudem be-
darf es einer schriftlichen Einwilligungserklarung der vorgeschla-
genen Person, dass die im Rahmen des Benennungsverfahrens
nach § 279 Abs. 5 SGB V und der nach diesem Erlass erhobe-
nen persdnlichen Daten zu diesem Zwecke und fur die Tatig-
keit als Mitglied des Verwaltungsrates vom HMSI, vom Medizi-
nischen Dienst Hessen und von dem vorschlagenden Verband
beziehungsweise Organisation gespeichert und verarbeitet wer-
den diirfen.

Dabei sollte moglichst eine Einigung uber die Vorschlage zwi-
schen den maRgeblichen Organisationen unter Berlicksichtigung
der Geschlechterparitat erfolgen.

Nicht vorgeschlagen werden dirfen:

a) Beschéaftigte des Medizinischen Dienstes, der Krankenkassen
oder ihrer Verbande (§ 279 Abs. 6 Satz 1 SGB V),

b) Personen, die bereits mehr als ein Ehrenamt in einem Selbstver-
waltungsorgan eines Versicherungstragers, eines Verbandes der
Versicherungstrager oder eines anderen Medizinischen Dienstes
innehaben (§ 279 Abs. 6 Satz 2 SGB V),

c) Personen, die eine der Voraussetzungen des § 51 Abs. 6 Nr. 2 bis
6 SGB IV erflillen (§ 279 Abs. 6 Satz 3 SGB V),

d) Personen, die zu mehr als zehn Prozent von Dritten finanziert
werden, welche Leistungen fur die gesetzliche Krankenversiche-
rung oder fur die soziale Pflegeversicherung erbringen (§ 279
Abs. 5 Satz7 SGB V).

Im Ubrigen muss die Person, die vorgeschlagen wird, die Vor-
aussetzungen des § 51 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 bis 4 SGB |V erfillen.

Die vorschlagenden Organisationen und Verbande missen den
Nachweis vorlegen, dass die von ihnen vorgeschlagenen Perso-
nen als Mitglied oder Stellvertretung benannt werden dirfen.

Die Organisationen/Verbande lbermitteln gemeinsam mit ihrem
Vorschlag die Zahl ihrer Mitglieder zum Stichtag 31. Dezem-
ber 2019.

Gehen mehr Vorschlage ein, als Sitze im Verwaltungsrat zu be-
setzen sind, entscheidet das HMSI nach pflichtgemafen Ermes-
sen. Bei der Entscheidung des HMSI sind neben dem Geschlecht
insbesondere die Mitgliederzahl der jeweiligen Organisation be-
ziehungsweise des Verbandes oder besondere fachliche Griinde
zu berilicksichtigen. Bei der Entscheidung des HMSI ist die Viel-
falt der Organisationen und Verbande zu beriicksichtigen. Ein An-
spruch darauf, Mitglied des Verwaltungsrats zu werden oder als
Verband oder Organisation mit seinem Vorschlag bertcksichtigt
zu werden, besteht nicht.

Die Vorschlage, die nicht berucksichtigt werden kdnnen, werden
vom HMSI in einer Liste zusammengefuhrt. Diese kann Berlck-
sichtigung finden, sofern eine Nachbesetzung in der laufenden
Amtszeit erforderlich wird.

Die Vorschlage der maRRgeblichen Verbande und Organisationen
nach Nr. 2 sind bis 30. Oktober 2020 dem HMSI zuzusenden.

4. Bestimmung und Amtsdauer der Mitglieder

4.1 Das HMSI prift die eingehenden Vorschlage im Hinblick dar-
auf, ob die vorgeschlagenen Personen alle Voraussetzungen zur
Benennung erflllen. Darlber hinaus pruft es auch, ob die Or-
ganisationen und Verbande, die Vorschléage vorlegen, dazu be-
rechtigt sind.

4.2 Das HMSI benennt die Mitglieder des Verwaltungsrats erst-
mals spatestens bis zum 31. Dezember 2020. Die Bekanntma-
chung der Benennung erfolgt gegeniiber dem amtierenden Vorsitz
des Verwaltungsrats. Die oder der amtierende Vorsitzende des
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Verwaltungsrats gibt diese den Benannten zur Kenntnis (§ 279
Abs. 5 Satz 8 SGB V).

4.3 Die Mitgliedschaft endet fir die Mitglieder des Verwaltungs-

rats

a) durch Tod,

b) durch Erwerb einer Mitgliedschaft fir ein anderes Selbstver-
waltungsorgan, wenn die gleichzeitige Zugehdrigkeit zu beiden
Selbstverwaltungsorganen ausgeschlossen ist,

c) mit Eintritt der Unanfechtbarkeit eines Beschlusses nach § 59
Abs. 2 oder 3 SGB IV oder

d) mit Ablauf der Amtsdauer (§ 58 SGB IV).

5. Ehrenamt, Vertretung

Die Tatigkeit der Mitglieder im Verwaltungsrat ist ehrenamtlich.
Das Gleiche gilt fur die Tatigkeit der Stellvertretung. Stellvertre-
tungen haben fur die Zeit, in der sie die Vertretung wahrnehmen,

die Rechte und Pflichten des Mitglieds.

Wiesbaden, den 14. September 2020

Hessisches Ministerium

fiir Soziales und Integration
18u2600-0001/2020/001

— GUlt.-Verz. 3500 —
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DIE REGIERUNGSPRASIDIEN

DARMSTADT

Vorhaben der Firma Contargo Rhein Main GmbH in Gustavs-
burg zur Errichtung und Betrieb eines Gefahrgutumschlag-
platzes;

Offentliche Bekanntmachung nach § 5 Abs. 2 UVPG

Die Firma Contargo Rhein Main GmbH in Gustavsburg hat am
28. Mai 2018 nach § 4 BImSchG die Errichtung und den Betrieb
eines Gefahrgutumschlagplatzes beantragt. Gegenstand des An-
trages ist das Lagern und Umschlagen von gefahrgutrechtlich zu-
gelassenen Containern.

Fir diese Genehmigung war nach § 5 Abs. 2 UVPG (BGBI. 2017 |
S. 2808) unter Berticksichtigung der einschlagigen Kriterien der
Anlage 3 zu prifen, ob eine Verpflichtung zur Durchfiihrung einer
Umweltvertraglichkeitspriifung besteht. Die Prifung erfolgte als
standortbezogene Vorprifung des Einzelfalls.

Die Prufung ergab, dass keine besonderen o¢rtlichen Gegebenhei-
ten gemaf den in Anlage 3 Nr. 2—3 aufgefiihrten Schutzkriterien
vorliegen. Deshalb besteht keine Verpflichtung zur Durchflihrung
einer Umweltvertraglichkeitsprufung.

Unabhangig davon hat die Vorprufung unter Beruicksichtigung der
Kriterien der Anlage 3 ferner ergeben, dass durch die Errichtung
und den Betrieb keine zusatzlichen oder anderen erheblichen
nachteiligen Umweltauswirkungen hervorgerufen werden kénnen
und auch deshalb keine Umweltvertraglichkeitsprifung erforder-
lich ist.

Diese Feststellung ist von folgenden Erwagungen getragen:

Es kommt durch das Vorhaben zu keinen zusétzlichen Luftemis-
sionen, da es sich um eine ausschlieRlich passive Lagerung bzw.
Umschlag von Gefahrstoffen handelt. Hinsichtlich Abfall, Larm
und Abwasser andert sich an der vorhandenen Situation nur we-
nig. Innerhalb des Achtungsabstandes des Vorhabens befinden
sich keine Schutzobjekte. Eine Gefahrenerhéhung ist mit dem
Vorhaben nicht verbunden. Auswirkungen auf Naturschutzgebiete
oder ahnliche sind nicht zu beflrchten.

Weitere Tatbestande, die die Besorgnis erheblicher nachteiliger
Umweltauswirkungen begriinden kénnten, liegen nach Einschéat-
zung des Regierungsprasidiums Darmstadt nicht vor.

Diese Feststellung ist nicht selbstandig anfechtbar.

Darmstadt, den 2. September 2020

Regierungsprasidium Darmstadt
IV/Da 43.1-53e 621-3/5-Contargo-1
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Vorhaben der RVE Reinemer Verwertung und Entsorgung
GmbH, RheingaustraBe 199, 65719 Hofheim-Marxheim, An-
derungsgenehmigungsantrag fiir die Klarschlammbehand-
lungsanlage mit Lager;

Absage des Erdrterungstermins

Bezug: Veroffentlichung vom 6. Juli 2020 (StAnz. S. 703)

Bezuglich des Antrags der RVE Reinemer Verwertung und Ent-
sorgung GmbH, Rheingaustrale 199, 65719 Hofheim, am Stand-
ort Rheingaustrale 199, 65719 Hofheim, Gemarkung Marxheim,
Flur 28, Flurstiicke 48, 49 und 50, die Klarschlammbehandlungs-
anlage mit Lager zu andern, wird hiermit bekannt gegeben, dass
kein Erorterungstermin stattfinden wird, da keine Einwendungen
eingegangen sind.

Wiesbaden, den 28. September 2020

Regierungsprasidium Darmstadt
Abteilung Arbeitsschutz und Umwelt
Wiesbaden

IV/Wi 42-100 h 24.09/1-2019
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Anerkennung der Stiftung Allianz fiir Entwicklung und Kili-
ma mit Sitz in Frankfurt am Main als rechtsfahige Stiftung
des biirgerlichen Rechts

Nach § 80 des Burgerlichen Gesetzbuchs und § 3 des Hessischen
Stiftungsgesetzes in der derzeit glltigen Fassung habe ich die mit
Stiftungsgeschaft und Stiftungssatzung vom 1. September 2020

errichtete Stiftung Allianz fir Entwicklung und Klima mit Stiftungs-
urkunde vom 9. September 2020 als rechtsfahig anerkannt.

Darmstadt, den 9. September 2020

Regierungsprasidium Darmstadt
113 -25d 04.12/9 - 2020

StAnz. 40/2020 S. 1005
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Anerkennung der Belumas Stiftung, Sitz Darmstadt, als
rechtsfahige Familienstiftung des biirgerlichen Rechts

Nach § 80 des Burgerlichen Gesetzbuches und § 3 des Hessi-
schen Stiftungsgesetzes in der derzeit glltigen Fassung habe
ich die mit Stiftungsgeschaft und Stiftungssatzung vom 4. Au-
gust 2020 errichtete Belumas Stiftung mit Sitz in Darmstadt mit
Stiftungsurkunde vom 9. September 2020 als rechtsfahig an-
erkannt.

Darmstadt, den 9. September 2020
Regierungsprasidium Darmstadt
113 - 25 d 04.11/57-2020
StAnz. 40/2020 S. 1006

Anerkennung der Jens Sebastian Familienstiftung MMXX
mit Sitz in Darmstadt als rechtsfahige Familienstiftung des
biirgerlichen Rechts

Nach § 80 des Birgerlichen Gesetzbuchs und § 3 des Hessischen
Stiftungsgesetzes in der derzeit glltigen Fassung habe ich die mit
Stiftungsgeschaft und Stiftungssatzung vom 11. September 2020
errichtete Jens Sebastian Familienstiftung MMXX mit Stiftungs-
urkunde vom 15. September 2020 als rechtsfahig anerkannt.

Darmstadt, den 15. September 2020
Regierungsprasidium Darmstadt
113 -25d 04.11/95 — 2020
StAnz. 40/2020 S. 1006

GIESSEN

Festsetzung des gesamten Finanzierungsbedarfs und der
Finanzierungsanteile fiir die berufliche Ausbildung in der
Pflege fiir das Jahr 2021 nach § 26 Abs. 3, § 32 Abs. 1 und
§ 33 Abs. 1 PfIBG in Verbindung mit § 9 Abs. 3 PfIAFinV

Der gesamte Finanzierungsbedarf und die Finanzierungsanteile
fr die berufliche Ausbildung in der Pflege fir das Jahr 2021
nach § 26 Abs. 3, § 32 Abs. 1 und § 33 Abs. 1 Pflegeberufegesetz
(PfIBG) in Verbindung mit § 9 Abs. 3 Pflegeberufe-Ausbildungs-
finanzierungsverordnung (PfIAFinV) werden wie folgt festgesetzt:
Der durch die zustandige Stelle nach § 32 Abs. 1 PfIBG in Ver-
bindung mit § 9 Abs. 3 PfIAFinV ermittelte erforderliche Fi-
nanzierungsbedarf fur das Jahr 2021 wird auf insgesamt
208.046.229,46 Euro festgesetzt.
Dieser wird nach § 33 Abs. 1 PfIBG durch die Erhebung von Um-
lagebetragen und Zahlungen nach § 26 Abs. 3 PfIBG in folgenden
Anteilen aufgebracht:
1. 57,2380 Prozent durch Einrichtungen nach § 7 Abs. 1 Nr. 1
PfIBG
(zur Versorgung nach § 108 SGB V zugelassene Krankenhauser)
=119.081.500,82 Euro
2. 30,2174 Prozent durch Einrichtungen nach § 7 Abs. 1 Nr. 2
und 3 PfIBG
(zur Versorgung nach § 71 Abs. 2 und § 72 Abs. 1 SGB Xl zu-
gelassene stationare Pflegeeinrichtungen sowie zur Versor-
gung nach § 71 Abs. 1 und § 72 Abs. 1 SGB Xl und nach § 37
SGB V zugelassene ambulante Pflegeeinrichtungen)
=62.866.161,34 Euro
3. 8,9446 Prozent durch das Land Hessen

=18.608.903,04 Euro

4. 3,6 Prozent durch Direktzahlung der sozialen Pflegeversiche-
rung, wobei die private Pflege-Pflichtversicherung der sozialen
Pflegeversicherung 10 Prozent ihrer Direktzahlung erstattet

=7.489.664,26 Euro

Giel3en, den 14. September 2020

Regierungsprasidium GieRen
Zustandige Stelle
RPGI-VI64-18b0200
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Erneuerung der luftseitigen DammfuBdrainage der Krom-
bachtalsperre in der Gemarkung Mademiihlen, Flur 46, Flur-
stiick 59/1;

Offentliche Bekanntmachung nach § 5 Abs. 2 UVPG

Die EnergieNetz Mitte GmbH hat die wasserrechtliche Zulassung
fur die Erneuerung der luftseitigen DammfuRRdrainage der Krom-
bachtalsperre beantragt.

Im Rahmen der vertieften Sicherheitstiberpriifung an der Krom-
bachtalsperre wurde festgestellt, dass das luftseitige Drainage-
system des Absperrbauwerkes nicht mehr dem Stand der Technik
entspricht und teilweise nicht mehr funktionsfahig ist. Ein funk-
tionsfahiges Drainagesystem ist fiir die Betriebssicherheit und die
Uberwachung der Talsperre erforderlich. Daher muss das Drai-
nagesystem grundhaft erneuert werden.

Die Erneuerung der luftseitigen Dammfulldrainage stellt eine we-
sentliche Anderung der Krombachtalsperre im Sinne des § 67
Abs. 2 Satz 3 WHG dar und bedarf der Zulassung als Gewasser-
ausbau nach §§ 68 und 70 WHG.

Fur dieses Vorhaben war nach § 5 des Gesetzes uber die Um-
weltvertraglichkeitsprifung (UVPG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 24. Februar 2010 (BGBI. | S. 94), zuletzt geandert
durch Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBI. | S. 1342), durch die
zustandige Behorde festzustellen, ob eine Pflicht zur Durchfih-
rung einer Umweltvertraglichkeitsprifung (UVP-Pflicht) besteht.

Die beabsichtigten MaRnahmen stellen ein Vorhaben im Sinne der
Anlage 1 zum UVPG, Nr. 13.18.1 dar.

Die durchgefiihrte allgemeine Vorprifung zur Feststellung der
UVP-Pflicht nach § 7 Abs. 1 des UVPG hat ergeben, dass von
dem Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkun-
gen zu erwarten sind, so dass keine Pflicht zur Durchfiihrung
einer Umweltvertraglichkeitspriufung besteht.

Diese Feststellung beruht im Wesentlichen auf folgenden Grin-
den, die sich aus der geforderten tberschlagigen Prifung ergeben:

Der Eingriffsbereich befindet sich am luftseitigen Dammful® der Tal-
sperre auf dem eingezaunten Betriebsgelande und ist nach Fer-
tigstellung wieder mit Boden Uberdeckt und angesat. Daher sind
bei der Prifung tUberwiegend die bauzeitlichen Eingriffe relevant.

Von der Planung sind die Schutzgebiete und geschitzte Teile von
Natur und Landschaft nach Anlage 3 Nr. 2.3.1 UVPG betroffen. Der
Auswirkungsbereich des geplanten Eingriffs Uberschneidet sich mit
dem FFH-Gebiet ,Hoher Westerwald® (5314-301) und dem Vogel-
schutzgebiet ,Hoher Westerwald® (56314-450). Das Vorhaben wurde
nach § 34 Abs. 1 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) auf seine
Natura 2000-Vertraglichkeit mit den mafigeblichen Erhaltungszie-
len dieser Gebiete hin Uberpriift. Erhebliche Beeintrachtigungen
kénnen auch im Zusammenwirken mit anderen Planen und Projek-
ten mit Sicherheit ausgeschlossen werden.

Der Eingriffsbereich befindet sich in der Schutzzone IIl des Was-
serschutzgebiets (WSG) ,WSG TB Mademuhlen, Hohenroth, Drie-
dorf, WBV Dillkreis“ (532-197). Der Brunnen (Schutzzone |) des
Wasserschutzgebietes befindet sich in circa 60 m Entfernung 6st-
lich vom Eingriffsbereich im Wirkraum des Vorhabens. Auch ein
GroRteil der Schutzzone Il liegt innerhalb des Wirkraums. Unter
Beachtung der Wasserschutzgebietsverordnung und Einhaltung
der im Zulassungsbeschied formulierten Nebenbestimmungen
wird der Grundwasserschutz gewahrleistet.

Diese Feststellung ist nach § 5 Abs. 3 UVPG nicht selbstandig
anfechtbar.

Giel3en, den 3. September 2020
Regierungsprasidium GieRen
RPGI-41.2-79f0100/4-2015/5
StAnz. 40/2020 S. 1006
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KASSEL

Verordnung zur Anderung der ,,Verordnung zum Schutze
der Trinkwassergewinnungsanlagen der Gemeinde Hilders
in den Ortsteilen Brand und Simmershausen, Landkreis
Fulda vom 11. Marz 1981

Vom 13. Juli 2020

Aufgrund der §§ 51 und 52 des Gesetzes zur Ordnung des Was-
serhaushaltes (Wasserhaushaltsgesetz — WHG) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 31. Juli 2009 (BGBI. | S. 2585), zuletzt
geandert durch das Gesetz vom 19. Juni 2020 (BGBI. | S. 1408),
und des § 33 und des § 76 Absatz 2 des Hessischen Wasserge-
setzes (HWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. De-
zember 2010 (GVBI. | S. 548), zuletzt gedndert durch das Gesetz
vom 22. August 2018 (GVBI. S. 366), wird Folgendes verordnet:

Artikel 1

Die Trinkwassergewinnungsanlage ,Neue Quelle Simmershausen®
im Ortsteil Simmershausen wird nicht mehr zur 6ffentlichen Trink-
wasserversorgung genutzt. Weiter in Betrieb bleiben die Trink-
wassergewinnungsanlagen ,Alte Quelle Simmershausen”im Orts-
teil Simmershausen und ,Tiefbrunnen Brand“ im Ortsteil Brand.

Die ,Verordnung zum Schutze der Trinkwassergewinnungsan-
lagen der Gemeinde Hilders in den Ortsteilen Brand und Sim-
mershausen, Landkreis Fulda vom 11. Marz 1981“, veroffentlicht
im Staatsanzeiger fir das Land Hessen Nr. 15/1981 S. 921, wird
daher wie folgt geandert:

1. Die Praambel erhalt folgende Fassung:

Aufgrund der §§ 51 und 52 des Gesetzes zur Ordnung des Was-
serhaushaltes (Wasserhaushaltsgesetz — WHG) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 31. Juli 2009 (BGBI. | S. 2585), zu-
letzt geandert durch das Gesetz vom 4. Dezember 2018 (BGBI. |
S. 2254), und des § 33 und des § 76 Absatz 2 des Hessischen
Wassergesetzes (HWG) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 14. Dezember 2010 (GVBI. | S. 548), zuletzt geadndert durch
das Gesetz vom 22. August 2018 (GVBI. S. 366), wird Folgen-
des verordnet:
2. § 1 erhalt folgende Fassung:
§1
Schutzgebietsfestsetzung
(1) Im Interesse der 6ffentlichen Wasserversorgung werden
zum Schutz des Grundwassers im Einzugsgebiet der Trinkwas-
sergewinnungsanlagen ,Alte Quelle Simmershausen” im Orts-
teil Simmershausen und ,Tiefbrunnen Brand” im Ortsteil Brand
der Marktgemeinde Hilders (Rhon) zugunsten der Marktge-
meinde Hilders (Rhon), Landkreis Fulda, Wasserschutzgebiete
festgesetzt.
(2) Die Wasserschutzgebiete werden in 3 Zonen unterteilt und
zwar in
Zone | Fassungsbereich,

Zone Il Engere Schutzzone,
Zone lll Weitere Schutzzone.
(3) Der Umfang und die genauen Grenzen der einzelnen
Zonen ergeben sich aus § 2 und den zugehdérigen Planen (to-
pographische Ubersichtskarte im Maf3stab 1:10.000 und Katas-
terplan im MaRstab 1:2.000), die Bestandteil der Verordnung
sind. In den Planen sind die 3 Zonen wie folgt dargestellt:
Zone | rote Umrandung,
Zone Il blaue Umrandung,
Zone Il gelbe Umrandung.
Die topographische Ubersichtskarte im MafRstab 1:25.000 ist
als Anlage zur Verordnung im Staatsanzeiger veroffentlicht.
3. § 2 erhalt folgende Fassung:
§2
Aufzahlung der Flurstiicke, Fluren und Gemarkungen
(1) Zone |
a) Tiefbrunnen Brand
Flurstick 31, Flur 5, Gemarkung Brand
b) Alte Quelle Simmershausen
Flurstick 41/7 (ehemals 41/5), Flur 16, Gemarkung
Simmershausen
(2) Zone 1l
a) Tiefbrunnen Brand
Fluren 5 und 6 jeweils teilweise, Gemarkung Brand
Flur 7 teilweise, Gemarkung Dietges

b) Alte Quelle Simmershausen
Fluren 16, 17 und 18 jeweils teilweise, Gemarkung Sim-
mershausen

(3) Zone 1l

Gemarkungen Brand, Dietges, Simmershausen und Hilders
jeweils teilweise, Marktgemeinde Hilders (Rhén),

Gemarkung Reulbach teilweise, Gemeinde Ehrenberg (Rhon)
Gemarkung Obernhausen teilweise, Stadt Gersfeld (Rhon)

Gemarkung Abtsroda teilweise, Gemeinde Poppenhausen
(Wasserkuppe)

. § 6 erhalt folgende Fassung:

§6
Ordnungswidrigkeiten
Zuwiderhandlungen gegen die in dem § 3 dieser Verordnung
genannten Ver- und Gebote sowie die in § 4 genannten Dul-
dungspflichten kénnen nach dem Wasserhaushaltsgesetz mit
einer GeldbulRe geahndet werden.

. § 7 erhalt folgende Fassung:

§7
Befreiung
(1) Von den Bestimmungen dieser Verordnung kann die zu-
standige Wasserbehoérde auf Antrag Ausnahmen zulassen. Die
Zulassung bedarf der Schriftform.

(2) Handlungen, die nach Inkrafttreten dieser Verordnung be-
gonnen werden und einer wasserrechtlichen Erlaubnis, Bewil-
ligung, Genehmigung oder Befreiung, einer immissionsschutz-
rechtlichen, abfallrechtlichen, naturschutzrechtlichen oder bau-
aufsichtlichen Genehmigung, einer strallenverkehrsrechtlichen
Erlaubnis oder einer bodenschutzrechtlichen Anordnung oder
Genehmigung bedirfen oder die aufgrund eines bergbehord-
lich gepruften Betriebsplanes oder durch bergrechtliche Er-
laubnisse oder Bewilligungen oder durch Planfeststellung zu-
gelassen werden, bedirfen keiner gesonderten Befreiung nach
dieser Verordnung. Entscheidet in den vorgenannten Fallen die
zustandige Wasserbehorde nicht selbst, ist, auBer bei Plan-
feststellungsverfahren, ihr Einvernehmen erforderlich.

. In § 8 wird die Aufzahlung der Nummern wie folgt geandert:

1) Regierungsprasidium Kassel, Bad Hersfeld
Abt. Umwelt- und Arbeitsschutz
Dezernat 31.2 Grundwasserschutz, Wasserversorgung,
Altlasten, Bodenschutz
Hubertusweg 19
36251 Bad Hersfeld; — Obere Wasserbehorde —

2) Kreisausschuss des Landkreises Fulda
Fachbereich 7 Regionalentwicklung, Bauen, Umwelt, Natur
Fachdienst 7400 Wasser- und Bodenschutz
Woérthstralle 15
36037 Fulda — Untere Wasserbehorde —

3) Kreisausschuss des Landkreises Fulda
Fachbereich 6 Gesundheit
Fachdienst 6100 Gesundheitsamt
Otfrid-von-WeilRenburg-Stralle 3

36043 Fulda — Gesundheitsamt —
4) Hessisches Landesamt fur Naturschutz, Umwelt und
Geologie

Dezernat W 4 Hydrogeologie und Grundwasser
RheingaustralRe 186
65203 Wiesbaden — HLNUG -

5) Gemeindevorstand der Marktgemeinde Hilders (Rhon)
Kirchstr. 2—-6
36115 Hilders (Rhon)

Die in der Ubersichtskarte im MaRstab 1:25.000, der topogra-
phischen Ubersichtskarte im MaRstab 1:10.000 und dem Ka-
tasterplan im MaRstab 1:2.000 der ,Verordnung zum Schutze
der Trinkwassergewinnungsanlagen der Gemeinde Hilders in
den Ortsteilen Brand und Simmershausen, Landkreis Fulda
vom 11. Marz 1981“ eingezeichneten Schutzzonen |, Il und 1l
fur die ,Neue Quelle Simmershausen“ werden aufgeho-
ben.

. Die im Staatsanzeiger (Nr. 15/1981 S. 921) veroffentlichte

Ubersichtskarte verliert fiir die dargestellte Wasserschutzge-
bietsabgrenzung der Zonen I, Il und IIl fir die ,Neue Quelle
Simmershausen® ihre Giltigkeit.
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Artikel 2

Diese Verordnung (Gz. RPKS - 31.2-79 j 631/71-2018/7; WSG ID
631-071) tritt am Tage nach der Verkiindung im Staatsanzeiger flr
das Land Hessen in Kraft.

Bad Hersfeld, den 13. Juli 2020

Regierungsprasidium Kassel
gez. Hermann-Josef Kliber
Regierungsprasident

StAnz. 40/2020 S. 1007

866

Antrag der Gemeinde Bad Salzschlirf, Grundwasser aus
den Tiefbrunnen 1 und 2 Bad Salzschlirf zu entnehmen;
Offentliche Bekanntmachung nach § 5 UVPG

Die Gemeinde Bad Salzschlirf, vertreten durch den Gemeinde-
vorstand, beabsichtigt, Grundwasser in einer Menge von jeweils
22 m¥h — 440 m3/d — 160.600 m®a aus dem TB 1 und TB 2 Bad
Salzschlirf zu entnehmen, um es im Gemeindegebiet als Trink-
und Brauchwasser zu ge- und verbrauchen sowie die Uberlauf-,
Drain- und Schwitzwasser in die Altefeld einzuleiten.

Die Wassergewinnungsanlagen befinden sich auf den Grundsti-
cken in der Gemarkung Bad Salzschlirf, Flur 18, Flurstick 40/1
(TB 1) und Flurstiick 43/4 (TB 2). Die Einleitestellen fur die Uber-
lauf-, Drain- und Schwitzwasser in die Altefeld befinden sich auf
den Grundstiicken in der Gemarkung Bad Salzschlirf, Flur 18,
Flurstiick 39/1 (TB 1) und Flurstiick 44/1 (TB 2).

Fir dieses Vorhaben war nach § 7 UVPG zu priifen, ob die még-
lichen Umweltauswirkungen des Vorhabens auf die Umgebung
die Durchfihrung einer Umweltvertraglichkeitsprifung notwen-
dig machen.

Bei dem Vorhaben handelt es sich ausschlieRlich um die Ent-
nahme von Grundwasser. Der Neubau einer Wassergewinnungs-
anlage ist nicht vorgesehen. Die Entnahme von Grundwasser aus
den Tiefbrunnen 1 und 2 Bad Salzschlirf Gber die letzten 50 Jahre
hat zu keinen Schaden an Natur und Landschaft gefiihrt. Die tag-
liche Forderrate sowie die Jahresentnahmemenge reduzieren sich
je Tiefbrunnen von 28 m3%h auf 22 m3/h und von 204.400 m3/a auf
160.600 m®/a. Es ist wahrscheinlich, dass ein Teil des gewonne-
nen Wassers aus dem Uferfiltrat des Altefeldbaches stammt. Da-
mit besteht ein unmittelbarer Wirkungszusammenhang zwischen
der Wasserentnahme und oberflachlicher Biotope. Mit der Ent-
nahme besteht somit grundsatzlich die Gefahr von Beeintrachti-
gungen von Natur und Landschaft. Da die Entnahme bereits seit
1986 in gleichbleibender Weise durchgefiihrt wurde, die Entnah-
memengen reduziert werden und die Daten des Pegels Bad Salz-
schlirf keinen offensichtlich negativen Trend aufweisen, kénnen
Beeintrachtigungen auf Natur und Landschaft grundsatzlich aus-
geschlossen werden.

Die Prifung des Einzelfalls ergab, dass keine Verpflichtung be-
steht, eine Umweltvertraglichkeitspriufung durchzufuhren.

Diese Feststellung ist nicht selbstdndig anfechtbar.

Bad Hersfeld, den 15. September 2020

Regierungsprasidium Kassel
Abt. Il - Umweltschutz Bad Hersfeld
RPKS - 31.2-79 e 631/1-2018/3

StAnz. 40/2020 S. 1008
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HESSISCHES LANDESAMT FUR BODENMANAGEMENT UND GEOINFORMATION

867

Flurbereinigungsverfahren VF 1802 Riidesheim Il

Vom Amt fir Bodenmanagement Limburg a. d. Lahn — Flurberei-
nigungsbehérde — ist nachstehender 3. Anderungsbeschluss er-
lassen worden, dessen entscheidender Teil hiermit nachrichtlich
veroéffentlicht wird. Die Méglichkeit zur Einlegung eines Rechts-
behelfs gegen den Anderungsbeschluss wird durch die nachste-
hende Veroffentlichung nicht eingeraumt.

Wiesbaden, den 15. September 2020

Hessisches Landesamt fiir
Bodenmanagement und Geoinformation
— Obere Flurbereinigungsbehodrde —

Il 2 - LA-05-18-02-01-B-0001#001

StAnz. 40/2020 S. 1009

Anderungsbeschluss Nr. 3

Flurbereinigungsverfahren Riidesheim Il (Az. VF 1802)
Rheingau-Taunus-Kreis

1. Anordnung

Im Flurbereinigungsverfahren VF 1802 Ridesheim IIl, wird
gemalR des § 8 Abs. 1 des Flurbereinigungsgesetzes (FlurbG)
vom 16. Marz 1976 (BGBI. I. S. 546), in der jeweils gelten-
den Fassung, das durch Beschluss des Amtes fiir Bodenma-
nagement Limburg an der Lahn vom 15. Dezember 2008 fest-
gestellte und mit Anderungsbeschluss Nr. 2 des Amtes fir
Bodenmanagement Limburg an der Lahn vom 11. Septem-
ber 2014 letztmalig gednderte Flurbereinigungsgebiet Riides-
heim Il erneut wie folgt gedndert:

1.1 Die folgenden Flurstiicke werden zum Flurbereinigungs-
verfahren zugezogen:

Gemarkung Ridesheim

Flur 21 Flurstlick 445/28, 445/32, 445/34, 445/37,
446/8, 446/10, 451/4, 451/5

Flur 30  Flurstick 2/11
Flur 36  Flurstiick 1/3
Flur 37  Flurstiick 57, 58/1

1.2 Die folgenden Flurstiicke werden vom Flurbereinigungs-
verfahren ausgeschlossen:

Gemarkung Ridesheim

Flur 12 Flursticke 188/23, 191/6, 191/11, 191/14,
191/15

Flur 16 Flursticke 104/11, 104/13, 104/15, 104/16,
105/7, 120/3, 358/104

Flur 18  Flurstlcke 232/4, 232/5, 233/4, 240/2, 240/10,
240/11, 458/232

Flur 32  Flurstiicke 55/1, 56, 57/1, 57/2, 58, 59, 60, 61,
62, 63, 64, 66, 67, 90, 91, 92, 93, 94, 95, 96,
97, 98, 99, 100, 101, 102, 104, 105, 106, 107,
108, 109, 110, 111/1, 112/6, 146, 147/2, 147/3,
147/5, 147/6, 148/2, 149/1, 150, 151, 152/2,
152/3, 152/4, 152/5, 153/3

2. Feststellung des Flurbereinigungsgebietes

Die Grenzen des Flurbereinigungsgebietes und die mit die-
sem Beschluss zugezogenen und ausgeschlossenen Grund-
stliicke sind auf der Gebietsibersichtskarte dargestellt, wel-
che keinen Bestandteil dieses Beschlusses ist.

Das Flurbereinigungsgebiet verkleinert sich um circa 6,3 ha
und hat nunmehr eine Gréf3e von circa 160 ha.

3. Teilnehmergemeinschaft

Die Eigentimer der zum Flurbereinigungsgebiet zugezogenen
Flurstiicke sowie den Eigentimern gleichstehenden Erbbau-
berechtigten (Teilnehmer) sind Mitglieder der mit dem Flurbe-
reinigungsbeschluss vom 15. Dezember 2008 entstandenen
,Teilnehmergemeinschaft der Flurbereinigung Riidesheim Il1*.
Anderungen in der Bezeichnung und im Sitz der Teilnehmer-

gemeinschaft sowie in der Zahl der Vorstandsmitglieder treten
durch diesen Anderungsbeschluss nicht ein.

Flurbereinigungsbehorde

Die fir die Durchfuhrung der Flurbereinigung zustandige Flur-
bereinigungsbehdrde ist das Amt fur Bodenmanagement Lim-
burg a. d. Lahn, Berner StraRe 11, 65552 Limburg a. d. Lahn.

Beteiligte

Am Flurbereinigungsverfahren sind beteiligt (Beteiligte nach
§ 10 FlurbG):

1. Als Teilnehmerinnen und Teilnehmer die Eigentimerin-
nen und Eigentiimer sowie die den Eigentimerinnen und
Eigentimern gleichstehenden Erbbauberechtigten der
zum Flurbereinigungsgebiet gehdrenden Grundstlicken

2. Als Nebenbeteiligte:

a) Gemeinde und Gemeindeverbande, in deren Bezirk
Grundstiicke vom Flurbereinigungsverfahren betrof-
fen werden;

b) andere Kdérperschaften des 6ffentlichen Rechts, die
Land fur gemeinschaftliche oder 6ffentliche Anlagen
erhalten oder deren Grenzen geandert werden;

c) Wasser- und Bodenverbande, deren Gebiet mit dem
Flurbereinigungsgebiet raumlich zusammenhangt und
dieses beeinflusst oder von ihm beeinflusst wird,

d) Inhaber von Rechten an den zum Flurbereinigungs-
gebiet gehdrenden Grundstiicken oder von Rechten
an solchen Rechten oder von personlichen Rechten,
die zum Besitz oder zur Nutzung solcher Grundstiicke
berechtigen oder die Benutzung solcher Grundstiicke
beschranken;

e) Empfanger neuer Grundstlicke bis zum Eintritt des
Rechtzustandes;

f) Eigentimer von nicht zum Flurbereinigungsgebiet
gehorenden Grundstiicken, denen ein Beitrag zu den
Unterhaltungs- oder Ausfliihrungskosten auferlegt wird
oder die zur Errichtung fester Grenzzeichen an der
Grenze des Flurbereinigungsgebietes mitzuwirken ha-
ben.

Aufforderung und Anmeldung unbekannter Rechte

Die Beteiligten werden nach § 14 FlurbG aufgefordert, Rechte,
die aus dem Grundbuch nicht ersichtlich sind, aber zur Be-
teiligung am Flurbereinigungsverfahren berechtigen, inner-
halb von drei Monaten nach Bekanntgabe dieses Anderungs-
beschlusses bei der Flurbereinigungsbehérde, dem Amt fur
Bodenmanagement Limburg an der Lahn, Berner Stralle 11,
65552 Limburg a. d. Lahn, anzumelden.

Werden Rechte erst nach Ablauf dieser Frist angemeldet oder
nachgewiesen, so kann die Flurbereinigungsbehdrde die bis-
herigen Verhandlungen und Festsetzungen gelten lassen.

Der Inhaber eines oben angefiihrten Rechts muss die Wir-
kung eines vor der Anmeldung eingetretenen Fristablaufes
ebenso gegen sich gelten lassen, wie der Beteiligte, dem
gegenuber die Frist durch Bekanntgabe des Verwaltungsak-
tes zuerst in Lauf gesetzt worden ist.

Zeitweilige Einschrankung

Nach § 34 bzw. § 85 Nr. 5 FlurbG ist von der Bekanntgabe
dieses Beschlusses ab bis zur Unanfechtbarkeit des Flur-
bereinigungsplanes in folgenden Fallen die Zustimmung der
Flurbereinigungsbehdrde erforderlich, wenn:

a) die Nutzungsart der Grundstiicke im Flurbereinigungsge-
biet geandert werden soll, dies gilt nicht fir Anderungen,
die zum ordnungsgemalen Wirtschaftsbetrieb gehoren;

b) Bauwerke, Brunnen, Graben, Einfriedungen, Hangterras-
sen und ahnliche Anlagen errichtet, hergestellt, wesent-
lich verandert oder beseitigt werden sollen;

c) Obstbaume, Beerenstraucher, Rebstdcke, Hopfenstocke,
einzelne Baume, Hecken, Feld- und Ufergehdlze beseitigt
werden sollen; die Beseitigung ist nur in Ausnahmefallen
maoglich, soweit landeskulturelle Belange, insbesondere
des Naturschutzes und der Landschaftspflege, nicht be-
eintrachtigt werden; andere gesetzliche Vorschriften Uber
die Beseitigung von Rebstécken und Hopfenstécken blei-
ben unberiihrt;

d) Holzeinschlage vorgenommen werden sollen, die den
Rahmen einer ordnungsgemafien Bewirtschaftung tber-
steigen.
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Sind entgegen den Abséatzen a) und b) Anderungen vorge-
nommen, Anlagen hergestellt oder beseitigt worden, so kdn-
nen sie im Verfahren unberucksichtigt bleiben; die Flurbereini-
gungsbehdrde kann den friheren Zustand nach § 137 FlurbG
wiederherstellen lassen, wenn dies der Flurbereinigung dien-
lich ist. Sind Eingriffe entgegen dem Absatz c) vorgenommen
worden, so muss die Flurbereinigungsbehdrde Ersatzpflan-
zungen anordnen. Werden entgegen dem Absatz d) Holzein-
schlage vorgenommen, so kann die Flurbereinigungsbehdrde
anordnen, dass derjenige, der Holz fallt, die abgeholzte oder
verlichtete Flache nach den Weisungen der Forstaufsichtsbe-
hérde wieder ordnungsgemal in Bestand zu bringen hat.

8. Betretungsrecht

Die Beauftragten der Flurbereinigungsbehdérde sind nach § 35
FlurbG berechtigt, zur Vorbereitung und zur Durchfihrung des
Flurbereinigungsverfahrens Grundstlicke zu betreten und die
nach ihrem Ermessen erforderlichen Arbeiten auf ihnen vor-
zunehmen bzw. vornehmen zu lassen.

9. Veroffentlichung, Auslegung

Der Anderungsbeschluss wird in den Stadten Riidesheim am
Rhein, Geisenheim, Lorch am Rhein, Bingen am Rhein und in
der Verbandsgemeinde Rhein-Nahe o6ffentlich bekannt gemacht.

Gleichzeitig wird der Anderungsbeschluss und die Gebiets-
Ubersichtskarte beim Stadtbauamt Ridesheim (3. Stock,

Raum 306), Markt 16 in 65385 Ridesheim am Rhein, zwei
Wochen beginnend am 13. August 2020 fiir die Beteiligten
ausgelegt. Aufgrund der derzeitigen Corona-Sicherheitsre-
gelungen erfolgt die Einsichtnahme nur nach Terminvereinba-
rung (Telefon: 06722 40826).

Den Anderungsbeschluss und die Gebietskarte kénnen Sie
dariiber hinaus auch auf der Internetseite der HVBG, unter
hvbg.hessen.de/VF1802 einsehen.

10. Griinde

Die Zuziehung der unter 1.1 genannten Flurstiicke erfolgt, um
die Bewasserungsplanung zu ermoglichen. Diese Planung
sieht vor, Wasser aus dem Rhein lber ein Leitungssystem in
den Rudesheimer Weinberg zu beférdern. Die geplante Tras-
senfuhrung der Wasserleitung soll durch den bestehenden
Flutgraben und das bestehende Loschwasserbecken verlau-
fen.

Die unter 1.2 genannten Flurstiicke sind nicht mehr zur Er-
reichung der im Flurbereinigungsbeschluss vom 15. Dezem-
ber 2008 genannten Ziele erforderlich und werden daher vom
Flurbereinigungsverfahren ausgeschlossen.

Eltville am Rhein, den 27. Juli 2020

Amt fiir Bodenmanagement
Limburg an der Lahn
Flurbereinigungsbehérde

HESSEN MOBIL — STRASSEN- UND VERKEHRSMANAGEMENT

868

Ausbau der LandesstraBe L 3176, Mitfahrerparkplatz und
Umgestaltung Teilknoten an der A 7, Anschlussstelle Hiin-

feld/Schlitz;

Offentliche Bekanntmachung nach § 5 Abs. 2 UVPG

Das Land Hessen (Hessen Mobil) beabsichtigt, die KreisstralRe
L 3176 auszubauen. Fir diese BaumaRnahme soll eine Entschei-
dung von Hessen Mobil Fulda tUber das Entfallen der Planfest-
stellung und der Plangenehmigung nach § 33 Abs. 1 des Hessi-
schen StralRengesetzes (HStrG) in der Fassung vom 8. Juni 2003
(GVBI. | S. 166), zuletzt geandert durch Gesetz vom 26. Juni 2015
(GVBI. S. 254), in Verbindung mit § 74 Abs. 7 des Hessischen
Verwaltungsverfahrensgesetzes (HVwVfG) in der Fassung vom
15. Januar 2010 (GVBI. | S. 18), zuletzt gedndert durch Gesetz
vom 26. Juni 2015 (GVBI. S. 254), herbeigefuhrt werden.

Gegenstand der Baumaflinahme ist der Neubau eines Mitfahrer-
parkplatzes mit 34 PKW-Stellplatzen und die Umgestaltung des
Teilknotens an der Rampe West von der Anschlussstelle Hiinfeld/
Schlitz bei Michelsrombach zu einem Kreisverkehrsplatz.

Fur das Vorhaben war nach § 33 Abs. 3 Satz 3 HStrG in Ver-
bindung mit dem Gesetz uber die Umweltvertraglichkeitspri-
fung (UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Fe-
bruar 2010 (BGBI. | S. 94), zuletzt gedndert durch Gesetz vom
20. Juli 2017 (BGBI. | S. 2808), zu prifen, ob die méglichen Um-
weltauswirkungen des Vorhabens auf die Umgebung die Durch-
fuhrung einer Umweltvertraglichkeitsprifung erfordern.

Die allgemeine Vorpriifung des Einzelfalles nach § 33 Abs. 3 Satz 3
HStrG hat ergeben, dass durch das oben genannte Vorhaben keine
erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten sind, so
dass keine Verpflichtung besteht, fur dieses Vorhaben eine Umwelt-
vertraglichkeitsprifung nach dem UVPG durchzufiihren.

Begriindung

Aufgrund der Nichtbetroffenheit von Schutzgebieten, der be-
standsnahen Trassierung und der Uberwiegenden Nutzung von
vorbelasteten autobahnnahen Flachen werden keine erheblichen
Auswirkungen auf die Umwelt verzeichnet.

Es wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung nach § 5
Abs. 3 UVPG nicht selbstandig anfechtbar ist.

Fulda, den 9. September 2020

Hessen Mobil Fulda
20g - L 3176 - PL11.05.2-Ku

StAnz. 40/2020 S. 1010
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Giiterrechtsregister Liquidationen
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GR 708 — Greuling, Dennis, geboren am
17.8.1990, Greuling, Fabienne Chantal. geb.
Kross, geboren am 28.11.1992, beide wohnhaft
Bad Hamburger StralBe 4, 65510 Idstein. Lfd.
Nr. 1, Spalte 2: Durch Ehevertrag vom 24.6.2020
ist Gltertrennung vereinbart.

Idstein, den 11. September 2020
Amtsgericht

Der Verein Egelsbacher Kinderkrabbel-
gruppe e. V. i. L. mit dem Sitz in 63329 Egels-
bach, eingetragen im Vereinsregister des Amts-
gerichts Offenbach am Main, unter VR 3641 ist
aufgeldst worden und befindet sich in Liquida-
tion. Evtl. Glaubiger des Vereins werden aufge-
fordert, ihre Anspriiche gegen den Verein bei
einem der Liquidatoren Alexandra Winkel, An
der Wegscheid 7, 63329 Egelsbach, Reinhard
Lucas, An der Wegscheid 7, 63329 Egelsbach
oder Steffie Dziadek, WeilRdornweg 55, 63225
Langen, anzumelden.

Egelsbach, den 16. September 2020
Die Liquidatoren

176

Der Verein Interkulturelle Bildung und Be-
ratung e. V., eingetragen im Amtsgericht Offen-
bach unter VR 1508, ist aufgeldst. Eventuelle
Glaubiger werden aufgefordert, ihre Anspriiche
bei der Liquidatorin Claudia Bock, Strack-
gasse 11, 63075 Offenbach, anzumelden.

Offenbach, den 17. September 2020
Die Liquidatorin
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Andere Behorden und Korperschaften

Anderung der Satzung der ekom21 — Kommunales Gebiets-
rechenzentrum Hessen (ekom21 — KGRZ Hessen)

Der Finanzausschuss der ekom21 — Kommunales Gebietsrechen-
zentrum hat in seiner Sitzung am 15. Juni 2020 gemaR § 51a HGO
anstelle der Verbandsversammlung per Eilentscheidung einstim-
mig und somit mit der erforderlichen Mehrheit von zwei Dritteln
der satzungsmaRigen Stimmenzahl folgenden Beschluss zur An-
derung der Satzungsanlage — zuletzt gedndert durch Beschllsse
der Verbandsversammlung am 5. Dezember — beschlossen:

,Der Finanzausschuss beschlieRt die Aufnahme der Gemeinde
Selters (Taunus), der Kreisstadt Hofheim am Taunus, der Ge-
meinde Hlnfelden sowie der Stadt Waldeck als Mitglieder geman
§ 7 Abs. 2, Ziffer 2 in Verbindung mit § 2 Abs. 2, Ziffer 2 der Sat-
zung der ekom21 — KGRZ Hessen.*

Das Regierungsprasidium GiefRen hat mit Schreiben vom 8. Sep-
tember 2020, RPGI-13-03m0400/13-2015/20 — Dokument-Nr.:
2020/785938 folgende Genehmigung erteilt:

»GENEHMIGUNG

Hiermit erteile ich dem Zweckverband ekom21 — Kommunales
Gebietsrechenzentrum Hessen mit Sitz in GieRen flr die in der
Sitzung des Finanzausschusses am 15. Juni 2020 beschlossene
Aufnahme der Stadte

Hofheim am Taunus und Waldeck
sowie der Gemeinden
Selters und Hiinfelden
die aufsichtsbehdrdliche Genehmigung gemaR § 2 Abs. 1 Daten-
verarbeitungsverbundgesetz (DV-VerbundG) in Verbindung mit

§ 21 Abs. 3 S. 1 des Gesetzes Uiber kommunale Gemeinschafts-
arbeit (KGG).

Im Auftrag

gez. Schneider

Regierungsdirektorin®

GieRen, den 17. September 2020

ekom21 — Kommunales
Gebietsrechenzentrum Hessen
Direktor Direktor

gez. Bertram Huke gez. Ulrich Kiinkel

Offentliche Bekanntmachung des Regionalverbandes
FrankfurtRheinMain

Anderung des Regionalplanes Siidhessen/Regionalen Fla-
chennutzungsplanes 2010

. Einleitung von Anderungsverfahren und Beteiligung
der Offentlichkeit

Die Verbandskammer hat in ihrer Sitzung am 16. September 2020
beschlossen:

Gemal § 2 Abs. 1 und § 205 des Baugesetzbuches (BauGB) in
Verbindung mit § 8 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes liber die Metropol-
region Frankfurt/Rhein-Main (MetropolG) wird das folgende Ver-
fahren zur Anderung des Regionalplans Siidhessen/Regionalen
Flachennutzungsplans 2010 eingeleitet. Der Regionalvorstand
wird beauftragt, das weitere Verfahren, insbesondere die Abstim-
mung nach § 2 Abs. 2 und § 4 Abs.1 BauGB, sowie die Beteiligung
der Offentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB durchzufiihren.

3. Anderung des Regionalplans Siidhessen/Regionalen Flachen-
nutzungsplans 2010 fir die Gemeinde Liederbach am Taunus,
Ortsteil Oberliederbach

Gebiet A: ,Westlich Sindlinger Weg*

Gebiet B: ,Nordlich Weingarten®

Anlass und Ziel der Anderung

Gebiet A: Die Gemeinde beabsichtigt, im Gebiet siidlich der Bahn
und westlich des Sindlinger Weges ein urbanes Gebiet zu entwi-
ckeln, um neben der gewerblichen Nutzung die Bereitstellung von
dringend bendétigtem Wohnraum zu ermdglichen. Das Gebiet ist
dafir aufgrund der Nahe zu einem Haltepunkt des schienenge-

bundenen 6ffentlichen Personennahverkehrs und zu den im Quar-
tier mixte entstehenden Versorgungseinrichtungen besonders ge-
eignet. Hierfur wird bisher geplante gewerbliche Bauflache gean-
dert in gemischte Bauflache.

Gebiet B: Da eine Realisierung der im RPS/RegFNP 2010 darge-
stellten geplanten Wohnbauflache ,Noérdlich Weingarten® bisher
aufgrund von zwei Blirgerbegehren nicht méglich war, ist es nun-
mehr mehrheitlicher politischer Wille der Gemeinde Liederbach,
diese zugunsten landwirtschaftlicher Flache zurlick zuwidmen.

Geltungsbereich der Anderung
Der Geltungsbereich der Anderung besteht aus zwei Gebieten mit
einer Gesamtflache von ca. 5 ha.

Gebiet A umfasst eine Flache von ca. 2,5 ha. Es liegt am sidlichen
Ortsrand von Oberliederbach sutdlich der Bahnlinie und westlich des
Sindlinger Weges. Im Norden schlief3t nérdlich der Bahnlinie Wohn-
bebauung an, im Osten gewerbliche und Gemeinbedarfsnutzung
und im Stden und Westen landwirtschaftlich genutzte Flache.

Gebiet B umfasst eine Flache von ca. 2,5 ha. Es liegt am nérdli-
chen Ortsrand von Oberliederbach und wird im Norden und Os-
ten durch landwirtschaftlich genutzte Flachen begrenzt, im Siiden
durch die StraRe und Wohnbebauung ,In den Weingarten“ und im
Westen durch Wohnbebauung und die Sodener Stralle.

Die Abgrenzung kann auch folgender Planzeichnung entnommen
werden.

. “f A
Liederbach

Fir das genannte Verfahren fihrt der Regionalverband Frankfurt-
RheinMain in der Zeit vom

6. Oktober 2020 bis einschlieBlich 4. November 2020

eine friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit gemaR § 3 Abs. 1
BauGB durch. Die 6ffentliche Unterrichtung und Erorterung fin-
det statt in Form einer Blirgersprechstunde, in der die allgemei-
nen Ziele und Zwecke dieser Planung, sich wesentlich unterschei-
dende Lésungen und ihre voraussichtlichen Auswirkungen darge-
legt werden und der Offentlichkeit Gelegenheit zur Auflerung und
Erdérterung gegeben wird. Ort der Blrgersprechstunde ist die Ge-
schaftsstelle des Regionalverbandes FrankfurtRheinMain, Post-
straBe 16, 60329 Frankfurt am Main, montags bis donnerstags,
9:00 Uhr bis 17:00 Uhr, und freitags von 9:00 Uhr bis 13:00 Uhr.

Um die Einhaltung der HygienemalRnahmen wahrend der aktuellen
Covid19-Pandemie sicherstellen zu kdnnen, ist eine telefonische
Voranmeldung erforderlich unter der Telefon-Nr. 069/2577-1541.
Innerhalb des Dienstgebdudes bestehen eine Maskenpflicht und
die Abstandsregelungen sind einzuhalten.

1. Offentliche Auslegung und Verdffentlichung der
auszulegenden Unterlagen auf der Homepage des
Regionalverbandes FrankfurtRheinMain und auf dem
zentralen Internetportal des Landes Hessen

Die Verbandskammer hat in ihrer Sitzung am 16. September 2020
beschlossen, fur die zwei unten genannten Anderungsverfahren
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des Regionalplans Stidhessen/Regionalen Flachennutzungsplans
2010 die offentliche Auslegung gemaR § 3 Abs. 2 BauGB in Ver-
bindung mit § 19 Abs. 4 MetropolG durchzufiihren.

Die Entwirfe liegen mit Begrindung und den nach Einschatzung
des Regionalverbandes FrankfurtRheinMain wesentlichen, bereits
vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen von Gemeinden,
Behorden, sonstigen Tragern 6ffentlicher Belange und Privatperso-
nen, Interessengemeinschaften und Birgerinitiativen in der Zeit vom

6. Oktober 2020 bis einschlieBlich 4. November 2020

in der Geschéaftsstelle des Regionalverbandes FrankfurtRheinMain,
PoststraRe 16, 60329 Frankfurt am Main, wahrend der allgemeinen
Dienststunden montags bis donnerstags 9:00 Uhr bis 17:00 Uhr und
freitags 9:00 Uhr bis 13:00 Uhr 6ffentlich aus.

Um die Einhaltung der Hygienemanahmen wahrend der aktuellen
Covid19-Pandemie sicherstellen zu kénnen, ist eine telefonische
Voranmeldung erforderlich unter der Telefon-Nr. 069/2577-1541.
Innerhalb des Dienstgebaudes bestehen eine Maskenpflicht und
die Abstandsregelungen sind einzuhalten.

Die Unterlagen zu den Anderungsverfahren kénnen auch auf unse-
rer Homepage unter dem Link www.region-frankfurt.de/beteiligungs-
verfahren eingesehen werden. Unter diesem Link ist auch der Inhalt
der ortsuiblichen Bekanntmachung verfugbar.

AuRerdem sind die Unterlagen zu den Anderungsverfahren auf
dem zentralen Internetportal des Landes Hessen unter https://
bauleitplanung.hessen.de zuganglich gemacht.

Die elektronisch bereitgestellten Beteiligungsunterlagen sind
vom Regionalverband sorgfaltig zusammengestellt. Eine Haftung
fur eventuelle Fehler — insbesondere der elektronischen Verfal-
schung — kann gleichwohl nicht ibernommen werden. MaRRgeb-
lich sind die in der Geschéaftsstelle des Regionalverbands zur Ein-
sichtnahme bereit gehaltenen Beteiligungsunterlagen.

Folgende Anderungsverfahren des Regionalplans Siidhessen/Re-
gionalen Flachennutzungsplans 2010 werden im oben genannten
Zeitraum offentlich ausgelegt.

2. Anderung des Regionalplans Siidhessen/Regionalen Flachen-
nutzungsplans 2010 fur die

Stadt Bad Nauheim, Stadtteil Bad Nauheim

Gebiet: ,Klinik an der Usa*“

Anlass und Ziel der Anderung

Die bisher im RPS/RegFNP 2010 als ,Sonderbauflache — Sport/
Einzelhandel, geplant® dargestellten Flache wird in ,Sonderbau-
flache — Klinik, geplant® und ,Grunflache, Parkanlage“ geandert,
um einen Klinikneubau auf einer fur eine Eissporthalle nicht mehr
bendtigten Flache zu ermdglichen.

Geltungsbereich der Anderung

Das Anderungsgebiet umfasst eine Flache von insgesamt ca. 3,2 ha
und liegt im Siiden von Bad Nauheim. Es grenzt im Norden an das
ehemalige Werksgelande der Firma Stoll bzw. an landwirtschaftli-
che Flachen. Im Osten verlauft die B 3. Sidlich schliel3en sich Frei-
flachen an und im Westen bildet der Bachlauf der Usa die Grenze.

Die Abgrenzung kann auch folgender Planzeichnung entnommen
werden.

N Y
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Folgende Umweltinformationen sind verfugbar:

» Bebauungsplan Nr. 69 ,Klinik an der Usa“ der Stadt Bad Nauheim,
Vorentwurf mit Umweltbericht (4/2020)

* Vorhaben- und ErschlieRungsplan ,Neubau Salus-Klinik in Bad
Nauheim, Schwalheimer Straf3e* (4/2020)

» Artenschutzrechtliche Prifung hinsichtlich der Betroffenheit ge-
schutzter Arten gemaf § 44 BNatSchG (3/2020)

» Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan (4/2020)

» Verkehrsuntersuchung zum Anschluss des Plangebietes ,Schwal-
heimer Strale” an die Schwalheimer Straf3e (7/2017)

» Strategische Umweltprifung des Regionalverbands Frankfurt-
RheinMain (SUP)

» Landschaftsplanerisches Gutachten fiir die Stadt Bad Nauheim
(2004)

» Stellungnahmen

Diese Unterlagen treffen Aussagen zu folgenden Umweltthemen:

* Mensch und Gesundheit, Bevolkerung
Mogliche Beeintrachtigungen der geplanten und benachbarter
Nutzungen durch Emissionen und Immissionen
Mogliche Gefahrdungen der geplanten und benachbarter Nut-
zungen durch Unfalle und Katastrophen

» Tiere und Pflanzen, biologische Vielfalt
Mogliche Konflikte der geplanten Nutzungen mit naturschutz-
rechtlichen Schutzgebieten und mit dem Biotopverbundsystem
des Regionalplans Sudhessen/Regionalen Flachennutzungs-
planes 2010
Mégliche Beeintrachtigungen von geschitzten und von selte-
nen Arten und Biotopen durch die geplanten Nutzungen

» Boden und Flache
Mégliche Beeintrachtigungen bislang unversiegelter Boden
und geologisch/paldontologisch bedeutsamer Untergriinde
durch Flacheninanspruchnahme und -versiegelung
Mégliche Gefahrdungen der geplanten Nutzungen durch schad-
liche Bodenveranderungen, Bergschaden und Hangrutschungen

*  Wasser
Mégliche Beeintrachtigungen von FlieR- und Stillgewassern
und des Grundwassers durch die geplanten Nutzungen
Mégliche Konflikte der geplanten Nutzungen mit Uberschwem-
mungsgebieten, potenziellen Uberschwemmungsflachen sowie
Wasserschutzgebieten

* Luftund Klima
Mégliche Beeintrachtigungen der Kaltluftentstehung und von
Kaltluftleitbahnen durch die geplanten Nutzungen
Mégliche Beeintrachtigungen der geplanten Nutzungen durch
hohe Luftschadstoffbelastungen und eine hohe Warmebelas-
tung

» Landschaft und Erholung
Mégliche Konflikte der geplanten Nutzungen mit Naturparken,
Bann-, Schutz- und Erholungswald
Beeintrachtigungen von Natur- und sonstigem Wald, des Land-
schaftsbildes sowie des Erholungswertes der Landschaft durch
die geplanten Nutzungen

*  Kultur- und Sachgiter
Mogliche Konflikte der geplanten Nutzungen mit Bau- und Bo-
dendenkmalen sowie moégliche Beeintrachtigungen von kultur-
historischen Landschaftselementen durch die geplanten Nut-
zungen

2. Anderung des Regionalplans Siidhessen/Regionalen Flachen-
nutzungsplans 2010 fur die

Gemeinde Weilrod, Ortsteile Altweilnau und Riedelbach

Gebiet A: ,Neuerborn®, Gebiet B: ,Nusskdpfchen®, Gebiet C: ,Am
Holzweg*, Gebiet D: ,Sommerberg*

Anlass und Ziel der Anderung

Entwicklung eines neuen Wohnbaugebietes im Osten des Orts-
teils Altweilnau zwischen bestehender Ortslage und Golfplatz. Als
Flachenausgleich stehen zwei geplante Wohnbauflachen in Alt-
weilnau und eine in Riedelbach zur Verfigung.

Geltungsbereich der Anderung

Der Anderungsbereich Gebiet A (ca. 5,8 ha) liegt im Nordosten
des Ortsteils Altweilnaus und schlief3t im Norden direkt an den
bestehenden Golfplatz an. Im Stden grenzt der Bereich an die
K753 (Merzhauser Stralle) und an die bereits im RPS/RegFNP
2010 dargestellte ,Wohnbauflache, geplant®. Im Westen grenzt
der Bereich an eine Waldflache und an die gedachte noérdliche
Verlangerung der StraBe ,Auf dem Tripp“.

Gebiet B (ca. 2,8 ha) liegt im Norden des Ortsteils Altweilnaus
und grenzt im Norden an eine Waldflache. Im Osten grenzt der
Bereich an das Gebiet A mit der gedachten nérdlichen Verlange-
rung der Stralte ,Auf dem Tripp“. Im Stden grenzt der Bereich an
die bebaute Ortslage und im Westen an die L3457 (Lauker Weg).

Gebiet C (ca. 0,6 ha) liegt im Westen des Ortsteils Altweilnaus in
Verlangerung der Bornwiesenstrale. Im Norden grenzt der Be-
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reich an eine Waldflache, die ¢stliche Begrenzung ist der Holz-
weg, die siidliche der Erbismuihler Weg und im Westen schlieBen
Wiesenflachen an.

Gebiet D (ca. 3,1 ha) liegt am nordwestlichen Ortsrand von Rie-
delbach. Die Grenzen im Siudwesten, Sidosten und Nordosten
sind jeweils Wirtschaftswege. Die nordwestliche Begrenzung ver-
lauft entlang einer gedachten Linie zwischen 35-40 Meter Ab-
stand zur sudéstlichen Begrenzung.

Die Abgrenzungen kdnnen auch folgender Planzeichnung entnom-
men werden.

4

e

Folgende Umweltinformationen sind verfugbar:

* Bebauungsplan ,Neuerborn“ der Gemeinde Weilrod, Entwurf
(11/2019)

*  Umweltbericht mit integrierter Grinordnungsplanung zum Bebau-
ungsplan ,Neuerborn* der Gemeinde Weilrod (7/2020)

» Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag zum Bebauungsplan ,Neuer-
born“ der Gemeinde Weilrod (7/2020)

* Boden- und Baugrundgutachten zum Bebauungsplan ,Neuerborn®
der Gemeinde Weilrod (12/2018)

* Verkehrsuntersuchung zum Anschluss der geplanten Wohnbebau-
ung ,Neuerborn® an das 6ffentliche StraRennetz (11/2019)

» Strategische Umweltprifung des Regionalverbands Frankfurt-
RheinMain (SUP)

* Landschaftsplan des Umlandverbandes Frankfurt (2000)

» Stellungnahmen

Diese Unterlagen treffen Aussagen zu folgenden Umweltthemen:

* Mensch und Gesundheit, Bevolkerung
Mdégliche Beeintrachtigungen der geplanten und benachbarter
Nutzungen durch Emissionen und Immissionen
Mégliche Gefahrdungen der geplanten und benachbarter Nut-
zungen durch Unfalle und Katastrophen

« Tiere und Pflanzen, biologische Vielfalt
Mégliche Konflikte der geplanten Nutzungen mit naturschutz-
rechtlichen Schutzgebieten und mit dem Biotopverbundsystem
des Regionalplans Sidhessen/Regionalen Flachennutzungs-
planes 2010
Mégliche Beeintrachtigungen von geschitzten und von selte-
nen Arten und Biotopen durch die geplanten Nutzungen

» Boden und Flache
Maogliche Beeintrachtigungen bislang unversiegelter Boden
und geologisch/paldontologisch bedeutsamer Untergriinde
durch Flacheninanspruchnahme und -versiegelung
Maogliche Gefahrdungen der geplanten Nutzungen durch
schadliche Bodenveranderungen, Bergschaden und Hangrut-
schungen

*  Wasser
Mogliche Beeintrachtigungen von Flie3- und Stillgewassern
und des Grundwassers durch die geplanten Nutzungen

Mégliche Konflikte der geplanten Nutzungen mit Uberschwem-
mungsgebieten, potenziellen Uberschwemmungsflachen sowie
Wasserschutzgebieten

* Luftund Klima
Mdogliche Beeintrachtigungen der Kaltluftentstehung und von
Kaltluftleitbahnen durch die geplanten Nutzungen
Mégliche Beeintrachtigungen der geplanten Nutzungen durch
hohe Luftschadstoffbelastungen und eine hohe Warmebelas-
tung

» Landschaft und Erholung
Mégliche Konflikte der geplanten Nutzungen mit Naturparken,
Bann-, Schutz- und Erholungswald
Beeintrachtigungen von Natur- und sonstigem Wald, des Land-
schaftsbildes sowie des Erholungswertes der Landschaft durch
die geplanten Nutzungen

»  Kultur- und Sachgiter
Mégliche Konflikte der geplanten Nutzungen mit Bau- und Bo-
dendenkmalen sowie mogliche Beeintrachtigungen von kultur-
historischen Landschaftselementen durch die geplanten Nut-
zungen

Wahrend der Auslegungsfrist kbnnen Stellungnahmen schrift-
lich (auch elektronisch an: beteiligung@region-frankfurt.de oder
Uber das Online-Formular auf unseren Beteiligungsseiten www.
region-frankfurt.de/beteiligungsverfahren) an den Regionalver-
band FrankfurtRheinMain, Poststrale 16, 60329 Frankfurt am
Main gerichtet sowie mindlich zur Niederschrift vorgebracht wer-
den.

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Vereinigung im Sinne des § 4
Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes (UmwRG)
in einem Rechtsbehelfsverfahren nach § 7 Abs. 2 UmwRG gemaf
§ 7 Abs. 3 Satz 1 UmwRG mit allen Einwendungen ausgeschlossen
ist, die sie im Rahmen der Auslegungsfrist nicht oder nicht recht-
zeitig geltend gemacht hat, aber hatte geltend machen kénnen.

Nach Ablauf der Auslegungsfrist abgegebene Stellungnahmen
kénnen nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB unberiicksichtigt bleiben.

Frankfurt am Main, den 26. September 2020

Regionalverband FrankfurtRheinMain
gez. Thomas Horn
Verbandsdirektor

Ungiiltigkeitserklarung eines Dienstausweises

Der Dienstausweis Nr. 469 des Medizinischen Dienstes der Kran-
kenversicherung Hessen wird hiermit fir ungultig erklart.

Oberursel, den 14. September 2020

Der Geschiftsfiihrer des Medizinischen
Dienstes der Krankenversicherung
Hessen

Anderung der Satzung des Hessischen Rundfunks iiber die
betriebliche Ordnung

Durch Beschluss des Rundfunkrats des Hessischen Rundfunks
vom 28. August 2020 wurde die Satzung des Hessischen Rund-
funks uUber die betriebliche Ordnung vom 29. September 2017
(StAnz. S. 1027) dahin geéandert, dass § 17 Absatz 1 Buchstabe d)
der Satzung folgenden Wortlaut erhalt:

,Abschluss von Kaufvertragen uber Sachanlagen im Einzelwert
von mehr als 200.000 Euro sowie Abschluss von Miet-, Leasing-,
Dienstleistungs- oder Werkvertragen mit einem jahrlichen Volu-
men von mehr als 200.000 Euro,*

Frankfurt am Main, den 17. September 2020

Der Rundfunkrat
gez. Harald Brandes
Vorsitzender
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Einladung zur ordentlichen Kammerversammlung der
Steuerberaterkammer Hessen am Freitag, 6. November
2020 um 13:30 Uhr im Hilton Frankfurt City Centre, Hoch-
strae 4, 60313 Frankfurt am Main

Sehr geehrte Frau Kollegin,
sehr geehrter Herr Kollege!

Die ordentliche Kammerversammlung 2020 findet am Freitag,
6. November 2020 um 13:30 Uhr im Hilton Frankfurt City Centre,
Hochstrale 4, 60313 Frankfurt am Main, statt. Zur Teilnahme wer-
den alle Mitglieder der Steuerberaterkammer Hessen eingeladen.

An der Kammerversammlung 2020 kénnen ausschlief3lich Kam-
mermitglieder teilnehmen. Jedes in der Kammerversammlung an-
wesende Mitglied hat eine Stimme. Das Stimmrecht fir Steuerbe-
ratungsgesellschaften kann nur durch eine vertretungsberechtigte
Person ausgelbt werden; deren personliches Stimmrecht wird
hiervon nicht berihrt. Stimmrechtstibertragungen sind nicht zu-
|assig. Die Kammerversammlung ist ohne Ricksicht auf die Zahl
der anwesenden Kammermitglieder beschlussfahig.

Der Kammervorstand hat nachfolgende Tagesordnung fir die or-
dentliche Kammerversammlung 2020 festgelegt. Auf Antrag von
mindestens 10 Mitgliedern sind weitere Beratungsgegenstande
in die Tagesordnung aufzunehmen. Diese Antrdge missen mit
Begriindung mindestens zwei Wochen vor dem Termin der Kammer
schriftlich zugehen (§ 6 Abs. 4 der Satzung). Die Erganzung der Ta-
gesordnung ist mindestens vier Tage vor dem Termin im Internet
unter www.stbk-hessen.de im Mitgliederbereich zu verdéffentlichen.

1. Eréffnung der Kammerversammlung durch den Prasidenten

2. Entgegennahme des Tatigkeitsberichts des Vorstands und
Aussprache

3. Bericht des Schatzmeisters liber den Jahresabschluss zum
31. Dezember 2019

4. Bericht der Rechnungspriifer liber den Jahresabschluss
zum 31. Dezember 2019

5. Genehmigung des Jahresabschlusses zum 31. Dezember
2019

6. Beschlussfassung iiber die Entlastung des Vorstands

7. Beratung und Beschlussfassung iiber die Anderungen der
Beitragsordnung der Steuerberaterkammer Hessen

a. Der Vorstand schlagt vor, folgenden neuen Satz4 in § 3
Abs. 1 der Beitragsordnung der StBK Hessen aufzu-
nehmen: ,Wird die berufliche Niederlassung in den Be-
zirk einer anderen Steuerberaterkammer verlegt, ist fur
die Beitragspflicht der Zeitpunkt der Mitteilung der Verle-
gung der beruflichen Niederlassung an die aufnehmende
Steuerberaterkammer mafRgebend*.

b. Der Vorstand schlagt vor, § 5 Abs. 4 der Beitragsordnung
der Steuerberaterkammer Hessen wie folgt zu andern:

,Flr Mitglieder, die im Beitragsjahr das 75. Lebensjahr voll-
endet haben, betrédgt der Beitrag zwei Drittel und fiir Mit-
glieder, die im Beitragsjahr das 80. Lebensjahr vollendet
haben, betrdgt der Beitrag ein Drittel des Regelbeitrags.”

Durch diese Anderung soll die demographische Entwick-
lung des Mitgliederbestandes berilcksichtigt werden, da
die Anzahl der alteren Mitglieder stetig steigt.

Die vorgeschlagenen Anderungen der Beitragsordnung
der Steuerberaterkammer Hessen sollen zu a) zum 1. De-
zember 2020 und zu b) zum 1. Dezember 2021, mit Wir-
kung ab dem Beitragsjahr 2022, in Kraft treten.

8. Anderung der Richtlinien fiir die Entschiadigung ehrenamt-
licher Tatigkeit in den Priifungsausschiissen, im Priifungs-
aufgabenausschuss und im Berufsbildungsausschuss der
Steuerberaterkammer Hessen

Aufgrund der Anderungen im Berufsbildungsgesetz ist eine An-
derung der Richtlinien erforderlich. Der Vorstand schlagt vor,
die Richtlinien mit Wirkung ab 7. November 2020 zu andern.
Die Entschadigung hat mindestens im Umfang von § 16 des je-
weils geltenden Justizvergitungs- und -entschadigungsgeset-
zes zu erfolgen. (Die Anderungen sind kursiv gedruckt).

Gemal §§ 40 Abs. 6, 56 Abs. 1 und 77 Abs. 3 Berufsbildungsge-
setz ist die Tatigkeit in den Prifungsausschissen, im Prifungs-
aufgabenausschuss und im Berufsbildungsausschuss ehren-
amtlich. Nach den genannten Vorschriften ist fir bare Auslagen
und fir Zeitversaumnis, soweit eine Entschadigung nicht von an-
derer Seite gewahrt wird, eine angemessene Entschadigung zu
zahlen, deren H6he von der zustandigen Stelle mit Genehmi-
gung der obersten Landesbehdrde festgesetzt wird.

Die Steuerberaterkammer Hessen in Frankfurt am Main als
zustandige Stelle im Sinne des Berufsbildungsgesetzes er-

setzt den Ausschussmitgliedern fir Auslagen und Zeitver-
saumnis die folgenden, vom Hessischen Ministerium der Fi-
nanzen genehmigten Satze:

. Zeitversdumnis

1. Die Ausschussmitglieder erhalten eine Entschadigung
von € 12,— fur jede Stunde.

2. Entsteht dem Ausschussmitglied ein Verdienstausfall,
so erhalt es aulRerdem fur jede Stunde der versaum-
ten Arbeitszeit hochstens € 30,—. Als versaumt gilt
auch die Zeit, wahrend welcher das Ausschussmit-
glied seiner gewohnlichen Beschaftigung infolge sei-
ner Heranziehung nicht nachgehen kann.

Il. Korrektur der schriftlichen Priifungsarbeiten
Fiir die Korrektur der schriftlichen Priifungsarbeiten (Erst-/
Zweitkorrektur) werden anstelle der Entschddigung nach
Zeitversdumnis gem. Ziff. |. folgende Pauschalen gewéhrt:

Bei den Priifungen zum Steuerfachangestellten werden
je Priifungsarbeit der Zwischenpriifung € 14,— und je Prii-
fungsarbeit der Abschlusspriifung € 18,—, fiir die Fortbil-
dungspriifungen je Priifungsarbeit € 28,— verglitet. Die
Ausschussvorsitzenden erhalten dariiber hinaus eine Ent-
schédigung fiir die Organisation der Priifungen von € 10,—
Jje Priifungsteilnehmer.

IV. Erstellung/Uberpriifung der Priifungsaufgaben
Die Erstellung eines Aufgabenentwurfs einschlie8lich
Lésungshinweis zu Klausuren fiir die Zwischenpriifung
werden je Klausur mit € 450,—, zu Klausuren fiir die Ab-
schlusspriifung mit € 5650,— verglitet. Fiir die Uberpriifung
eines vom Priifungsaufgabenausschuss der Steuerbera-
terkammer Hessen bzw. eines in einem Priifungsverbund
erstellten Klausurentwurfs oder eines Teils hiervon wird
eine Entschddigung gem. Ziff. I. dieser Richtlinie gewéhrt.

V. Geltendmachung von Erstattungsansprichen
Erstattungsanspriche nach dieser Richtlinie sind zeitnah
bei der Kammergeschaftsstelle geltend zu machen. Der
Erstattungsanspruch erlischt, wenn er nicht binnen 6 Mo-
naten bei der Kammer, die den Berechtigten herangezo-
gen oder beauftragt hat, geltend gemacht wird; hieriiber
und Uber den Beginn der Frist ist der Berechtigte zu be-
lehren. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt der Hinzuzie-
hung durch die Kammer. Wird der Berechtigte im Rahmen
derselben Priifung mehrfach herangezogen, ist fiir den
Beginn aller Fristen die letzte Heranziehung mal3gebend.

(Den vollstandigen Wortlaut des Entwurfs der geadnder-
ten Richtlinien finden Sie als Synopse unter www.stbk-
hessen.de.)

Anderung der Richtlinien der Steuerberaterkammer Hessen
fur die Erstattung von Reisespesen und Auslagen fiir Kam-
mermitglieder

Der Vorstand schlagt vor, in die Richtlinien die Aufwandsent-
schadigungen fur die Vorstandsmitglieder aufzunehmen, die
fur ehrenamtliche Tatigkeiten gewahrt wird, soweit diese nicht
mit einer tatigkeitsbedingten Abwesenheit verbunden sind.
Diese Aufwandsentschadigungen sind bisher im Haushaltsplan
unter der Position ,Aufwendungen fir Prasidium, Vorstand/
Vorstandsabteilungen Ausschisse” ausgewiesen und von der
Mitgliederversammlung beschlossen worden. Aufgrund einer
Anderung in § 77b S. 3 StBerG, die am 1. Januar 2021 in Kraft
treten wird, sind einheitliche Richtlinien fur die Aufwandsent-
schadigung und die Reisekostenvergiitung von der Mitglieder-
versammlung mit Geltung ab dem 1. Januar 2021 zu beschlie-
Ren; die pauschalierten monatlichen Aufwandsentschadigun-
gen der Vorstandsmitglieder bleiben unverandert.

Der Vorstand schlagt vor, die Richtlinien unter ,2. Aufwands-
entschadigung” wie folgt zu andern: (Die Anderungen sind
kursiv gedruckt.)

,2.a. Fur eine tatigkeitsbedingte Abwesenheit im Dienste der
Kammer wird eine Einzelaufwandsentschadigung in fol-
gender Staffelung gezahlt:

— bei einer Abwesenheit von
bis zu 4 Stunden

— bei einer Abwesenheit Gber
4 Stunden bis zu 8 Stunden in Hohe von € 210,00

— bei einer Abwesenheit Uber
8 Stunden in Héhe von € 260,00

Fiir die Teilnahme an einer Sitzung mit mindestens drei
Personen im Auftrag der Steuerberaterkammer Hessen
durch Zuschaltung bei einer Telefon- oder Videokonferenz
gelten die o. a. Aufwandsentschddigungen entsprechend.

in Hohe von € 120,00
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Fir die Priifung eines Gutachtenentwurfs und die Ab-
gabe einer Stellungnahme im Auftrag der Steuerbera-
terkammer Hessen wird eine Pauschale von € 100,00
gewébhrt.

Ausbildungsberater/innen (Berater/innen i. S.v. § 76
Abs. 1 BBiG) erhalten fir telefonische Beratungsleistun-
gen eine Aufwandsentschadigung von € 50,00 je ange-
fangene halbe Stunde.

b.  Die Mitglieder des Kammervorstands erhalten zusétzlich
folgende pauschalierte monatliche Aufwandsentschadi-
gungen fiir ihre ehrenamtliche Téatigkeit:

Président: €3.300,00
Vizeprédsident/Schatzmeister € 1.200,00
Vizeprésidenten €500,00
Vorstandsmitglieder € 275,00

Die gegebenenfalls erhobene Umsatzsteuer auf die von der
Steuerberaterkammer gewahrte Aufwandsentschadigung wird
erstattet. Diese Regelung gilt auch riickwirkend.”

Der Vorstand schlagt ferner vor, unter ,3. Ubernachtungskos-
ten” in Absatz 1 folgenden Satz 5 anzuflgen:

,Die Grundsétze sparsamer Haushaltsflihrung sind zu be-
achten.”

Der Vorstand schlagt aullerdem vor, Absatz 2 wie folgt zu fas-
sen:

,Sind in den Ubernachtungskosten die Kosten fiir das
Friihstilick nicht gesondert ausgewiesen, so sind sie um
€ 13,00 zu kiirzen. Sind die Kosten fiir das Friihstiick ge-
sondert ausgewiesen, sind die Ubernachtungskosten um
diesen Betrag zu kiirzen*.

(Den vollstandigen Wortlaut des Entwurfs der geanderten
Richtlinien finden Sie als Synopse unter www.stbk-hessen.
de.)

Beratung und Beschlussfassung iiber
a. den Haushaltsplan 2021
b. die Festsetzung des Kammerbeitrages 2021

Der Vorstand schlagt vor, den Beitrag in Héhe von € 336,00
zu erheben (bei Teilnahme am Lastschriftverfahren
€ 324,00).

Nachwahl eines Vorstandsmitglieds gemaR § 9 Abs. 2 der
Satzung der Steuerberaterkammer Hessen fiir den Bezirk
Hessen-Mitte

a) Wahl des Wahlausschusses
b) Wahl eines Vorstandmitgliedes fur den Bezirk Hessen Mitte

Herr Dipl.- Bw. (FH) Steuerberater Markus Streb, Freige-
richt, ist als Vorstandsmitglied zurlickgetreten, so dass
satzungsgemal eine Nachwahl stattzufinden hat. (§ 9
Abs. 9 der Satzung der Steuerberaterkammer Hessen)
Hinweis:

Gemal der Satzung sowie der Abstimmungs- und Wahl-
ordnung ist Folgendes zu beachten: Mitglieder, die als Vor-
stand in der Kammerversammlung kandidieren wollen, ha-
ben spatestens zwei Wochen vor der Wahl ihre schriftliche
Bewerbung der Kammer zukommen zu lassen. Dies gilt
auch, wenn Kandidaten von einem anderen Mitglied zur
Wahl vorgeschlagen werden. Bei der Kandidatur als Vor-
stand sind die Wahlbezirke gemal § 9 Abs. 2 und 3 der
Satzung zu beachten. Die Nachwahl betrifft den Bezirk
Hessen-Mitte, der die Landkreise Giellen, Lahn-Dill-Kreis,
Limburg-Weilburg, Marburg-Biedenkopf, Main-Kinzig-
Kreis, Vogelsbergkreis und den Wetteraukreis umfasst.
Ein Mitglied, das kandidieren mdchte, muss in diesem Ge-
biet seine berufliche Niederlassung unterhalten. Fir den

Fall, dass sich aus dem Bezirk Hessen-Mitte kein Mitglied
zur Wabhl stellt, ist die Kandidatur eines Mitglieds zulas-
sig, das in einem anderen Bezirk seine berufliche Nieder-
lassung unterhalt.

12. Wahl von 2 Rechnungspriifern und 2 Stellvertretern
13. Berufspolitische Aussprache

14. Verschiedenes:

Resolution der Mitgliederversammlung

Der Vorstand schlagt vor, die folgende Resolution zur Systemre-
levanz des steuerberatenden Berufes zu verabschieden:

»Wir sind systemrelevant!

Die hessischen Steuerberater und Steuerberaterinnen zeigen sich
zutiefst enttduscht (ber die Entscheidung der hessischen Landes-
regierung im Rahmen der Bekédmpfung der Corona-Pandemie und
ihren Folgen den steuerberatenden Beruf nicht als systemrelevant
einzuordnen. Herr Ministerprésident Bouffier, erkennen Sie end-
lich an, dass der steuerberatende Beruf als Organ der Steuer-
rechtspflege gem. § 32 Abs. 2 S. 1 StBerG ein wichtiger Teil der
kritischen Infrastruktur ist!

Steuerberater und Steuerberaterinnen haben in unserem Gemein-
wesen eine wichtige Mittlerfunktion zwischen den staatlichen Insti-
tutionen und den Biirgern/Blirgerinnen. Steuerberatung ist geprégt
durch die Unabhéngigkeit der Berufsaustibung. Dies zeigt sich in
der aktuellen Corona-Krise lberdeutlich. Steuerberater/innen stel-
len ein geregeltes Steueraufkommen sicher und gewéhrleisten
durch ihre Beratung und Unterstiitzung den Erhalt von Unterneh-
men in der Corona-Krise.

Der Gesetzgeber hat diese besondere Qualifikation des steuer-
beratenden Berufs, der eine effiziente, aber auch vor Missbrauch
schitzende Anwendung der Hilfsprogramme gewéhrleistet, er-
kannt und ihn deshalb als feste Compliance-Instanz bei der Uber-
briickungshilfe flir corona-geschédigte kleine und mittlere Unter-
nehmen eingebunden.

Aufgrund der unveréndert starken beruflichen Beanspruchung,
der Leistungen des Berufsstandes und mit Blick auf mégliche neu-
erlich erforderliche MaBnhahmen zur Einddmmung der Pandemie,
fordern wir die Anerkennung der Steuerberatung als systemrele-
vanten Beruf und die damit verbundene Méglichkeit der Notbe-
treuung fiir die Kinder der hessischen Steuerberater/innen und
deren Angestellte. Jetzt und in Zukunft — denn Steuerberater und
Steuerberaterinnen sind systemrelevant.”

Die Einberufung zur Kammerversammlung, der Jahresbericht 2019,
der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2019 (Bilanz mit Gewinn-
und Verlustrechnung) nebst Erlauterungen und der Haushaltsplan
2021 kénnen im Mitgliederbereich unter www.stbk-hessen.de in der
Rubrik ,Uber Uns/Kammerversammlung® eingesehen oder bei der
Kammergeschaftsstelle angefordert werden. Fir Teilnehmer der
Kammerversammlung liegen Druckexemplare bereit.

Tagungsort

Hilton Frankfurt City Centre,
HochstralRe 4, 60313 Frankfurt am Main

Kammermitglieder melden sich bitte bis zum 19. Oktober 2020
Uber den Anmeldebutton unter www.stbk-hessen.de an.

Aufgrund der aktuellen Entwicklungen kann zum gegenwartigen
Zeitpunkt nicht ausgeschlossen werden, dass der Kammertag ab-
gesagt bzw. verschoben werden muss.

Frankfurt am Main, den 28. September 2020

Mit kollegialen GriiRen
Steuerberaterkammer Hessen
Lothar Herrmann

Prasident
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Stellenausschreibungen
£ 2 %& o TSM
Verband Region ABWASSERVERBAND
Rhein-Neckar Metropolregion LA
fhein-Neckar Fir die anspruchsvollen und vielseitigen Aufgaben zum Betrieb
Der Verband und Ausbau unserer Klaranlagen bieten wir eine interessante und

Der Verband Region Rhein-Neckar ist Trager der Regionalplanung
und des Regionalmanagements in der Europaischen Metropol-
region Rhein-Neckar. Wir suchen zum nachstméglichen Zeitpunkt

zwei Verwaltungsfachangestellte (m/w/d)

fur folgende Aufgabengebiete:

Das erste Aufgabengebiet, Schwerpunkt Rechnungswesen, um-

fasstu.a.:

» Doppische, Buchhaltung auf der Grundlage von SAPsmart

» Beschaffungs- und Vergabewesen fiir Vermdgensgegenstande,
Gutachten und Dienstleistungen, sonstige Beschaffungen (z.B.
Biuromaterial usw.)

» Technische Betreuung bei Gremiensitzungen, u.a. Sitzungs-
managementsystem

» Flhrung und Betreuung eines elektronischen Dokumenten-
managementsystems (elektronische Akte)

» Koordination und Versand von Sitzungsunterlagen

» Betreuung der Dienstfahrzeuge sowie CarSharing

Das zweite Aufgabengebiet, Schwerpunkt Personalwesen, um-

fasstu.a.:

» Personalsachbearbeitung

» Zeiterfassung, Urlaubsverwaltung, Reisekostenabrechnungen

* Unterstutzung in der EDV (Betreuung von Hard- und Software)

» Technische Betreuung bei Gremiensitzungen, u.a. Sitzungs-
managementsystem

» Allgemeine Sekretariatsaufgaben und Korrespondenz

Wir suchen fur diese interessanten und abwechslungsreichen

Aufgabengebiete jeweils Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter mit einer ab-

geschlossenen Ausbildung zum/zur Verwaltungsfachangestellten

oder einer vergleichbaren Ausbildung im &ffentlichen Dienst.

Wir erwarten:

» Flexibilitat, Belastbarkeit, Eigeninitiative

» Organisationstalent

» Aufgeschlossenheit neuen Aufgaben gegentiber

» Gute Grundkenntnisse in IT-Fragen (Hard- und Software)

» Sicheres Arbeiten in den gangigen Office-Programmen

+ Teamfahigkeit

Wir bieten lhnen eine Anstellung in Entgeltgruppe 8/9 (TV6D-VKA)

in Vollzeit und die dementsprechenden Ublichen Sozialleistungen.

Schwerbehinderte Bewerber (m/w/d) werden bei gleicher Eignung

vorrangig bertcksichtigt. Mit der Einreichung einer Bewerbung er-

klart sich der Bewerber (m/w/d) damit einverstanden, dass seine

Daten ausschlieRlich fiir das Bewerbungsverfahren gespeichert

werden.

Wir freuen uns auf lhre Bewerbung, die Sie mit den Gblichen Unter-

lagen bitte bis 16. Oktober 2020 per Mail an folgende Adresse rich-

ten: Bewerbung@vrrn.de (bitte moglichst in einem pdf-Dokument

zusammenfassen).

Telefonische Auskiinfte erhalten Sie von Herrn Thome, Geschafts-
stellenleiter, Tel. 0621/10708-206.

unbefristete, neue Stelle fiir einen/eine

Ingenieur(in) / Bachelor of Engineering / Science

als Assistenz fiir die Betriebsleitung der Klarwerke an. Bei ent-
sprechender Eignung ist langfristig die Ubertragung von leitenden
Aufgaben méglich. Die Stelle soll bis spatestens zum 1. April 2021
besetzt werden.

Sie unterstltzen die Betriebsleitung u.a. bei der Planung und
Abwicklung von vielfaltigen technischen Projekten, wirken beim
Vollzug gesetzlicher Anforderungen mit und tibernehmen adminis-
trative Aufgaben. Sie werden sukzessive mit dem vielschichtigen
Aufgabengebiet vertraut gemacht und Gbernehmen entsprechend
Verantwortung. Im Rahmen einer vertrauensvollen und engagier-
ten Zusammenarbeit zeichnen Sie sich durch die Fahigkeit aus,
sich rasch, effektiv und zuverlassig in neue Themenbereiche ein-
zuarbeiten.

Wir bieten neben den im &ffentlichen Dienst ublichen Sozialleis-
tungen eine Vergiitung bis EG 11 TV6D.

Die Bewerbungsfrist endet am 26. Oktober 2020.

Das vollstéandige Stellenangebot finden Sie auf unserer Internet-
seite www.abwasserverband-fulda.de unter der Rubrik ,Stellen-
angebote”.

Fir weitere Informationen steht lhnen der Leiter der Abteilung Klar-
werke, Herr Glocker, gerne unter Telefon-Nummer 0661/8397-50
zur Verfligung.

Landesbetrieb Landwirtschaft
Hessen (LLH)

Beim Landesbetrieb Landwirtschaft Hessen
(LLH) ist in der Abteilung ,Zentrale

. Dienstleistungen® im Fachgebiet ,Personal®
zum nachstmdglichen Zeitpunkt eine Vollzeitstelle
(40 Wochenstunden)

einer Sachbearbeiterin Personal /
eines Sachbearbeiters Personal (m/w/d)
(gehobener nichttechnischer Verwaltungsdienst)

unbefristet in 34117 Kassel zu besetzen.

u. a. entnehmen Sie bitte dem vollstandigen Ausschreibungs-
text unter www.llh.hessen.de/ueber-uns/arbeiten-im-llh/
stellenangebote/

Fur Rickfragen stehen Ihnen Herr Markus Greizer,
Telefon 0561 7299-232 oder Herr Sebastian Leitsch,
Telefon 0561 7299-236 zur Verfugung.

Landesbetrieb Landwirtschaft Hessen, Fachgebiet 42
»Personal“, Kennziffer 432, Kolnische Strafle 48-50,
34117 Kassel

. Einzelheiten zu den Aufgaben- und dem Anforderungsprofil




Seite 1018 Staatsanzeiger fir das Land Hessen — 28. September 2020 Nr. 40

o
2018
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Engagement fiir Menschen, Lebensqualitit in der Region mitgestalten, eigene Ideen einbringen — das sind wichtige Voraussetzungen fiir die
Arbeit in der Stadtverwaltung Wetzlar. Unsere rund 1.000 Mitarbeiter/-innen sind erste Anlaufstelle fiir alle Anliegen zum Wohnen, Arbeiten
und Leben in Wetzlar. Unser Ziel ist es, die Attraktivitat unserer Stadt fiir alle 54.000 Einwohner/-innen nachhaltig weiterzuentwickeln.

Wir suchen zum nédchstméglichen Termin in Vollzeit eine(n)

Amtsleiter (m/w/d)
fiir unser Tiefbauamt EG 15 TVoD

Die Leitungsfunktion wird gemaB § 31 TV6D zunéchst auf Probe fiir 2 Jahre iibertragen

Ihre Aufgaben

+ Personelle, Fachliche, wirtschaftliche und organisatorische Leitung des Tiefbauamtes mit den Sachgebieten Finanzen/Gebiihren/Beitrage, Planung,
Bauausfihrung/Bauunterhaltung sowie Stadtentwasserung

« Technische Leitung des Abwasserverbandes inkl. Fachberatung des Abwasserverbandsvorsitzenden

« Strategische Gesamtverantwortung fir das Amt in Abstimmung mit dem Dezernenten und Optimierung von Arbeitsablaufen sowie Prozessen in
Zusammenarbeit mit den Sachgebietsleitern

+  Amteriibergreifende Koordination der technischen und haushaltstechnischen Planung und Ausfiihrung aller Bau- und UnterhaltungsmaRnahmen
des Fachamtes inkl. des Abwasserverbandes

* Ansprechpartner fir stéadtische Gremien, Investoren sowie Unternehmen, anderen Behdrden und Biirger/innen

Ihr Profil

» Sie sind Diplom-Ingenieur Uni/TU//FH idealerweise mit dem Schwerpunkt Verkehrswesen/Verkehrsplanung, konstruktivem Ing.-Bau oder Baubetrieb

= Sie verflgen Uber mehrjahrige Flihrungserfahrung von vergleichbaren Organisationseinheiten und haben Kenntnisse der entsprechenden Gesetze
insbesondere der VOB und der HOAI

« Sie verstehen es, fiur die bauliche Entwicklung der Stadt bedeutsame Daten zu analysieren, daraus zukunftsweisende Konzepte zu entwickeln und
die baulichen MalRnahmen zu koordinieren

« Sie sind kommunikativ, stellen sich Konflikten und sind in der Lage, Entscheidungen zu treffen und die Verantwortung dafiir zu ibernehmen

« Sie besitzen Durchsetzungsvermégen und Verhandlungsgeschick

Ihre Chance

« flexible Arbeitszeiten, vielseitige Moglichkeiten zur Vereinbarung von Familie und Beruf
« umfangreiche Mdglichkeiten der Personalentwicklung

« Forderung lhrer Gesundheitsvorsorge

* eine attraktive, betriebliche Altersvorsorge

« bei Bedarf Hilfe bei der Wohnungssuche

Bewerbungen von Frauen sind besonders erwiinscht. Insbesondere méchten wir auch schwerbehinderte Menschen férdern und bitten sie, sich bei
entsprechender Eignung zu bewerben.

Wir bitten Sie, sich ausschlieRlich online Gber www.interamt.de zu bewerben.

Bitte senden Sie uns Ihre Bewerbung bis zum 11. Oktober 2020 Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung!
online liber www.interamt.de

Fragen beantwortet Ihnen vorab gerne:

Frau Sigrid Schneider, Personal- und Organisationsamt,

Tel. 06441/99-1113, E-Mail: sigrid.schneider@wetzlar.de STAD T WETZ LAR
sowie Herr Dr. Viertelhausen, Dez. ||
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Das Regierungsprasidium Kassel

hat zum nachstmdglichen Zeitpunkt am Standort Kassel
eine Stelle als

Technischel/r Sachbearbeiter/in Regionalplanung

im Dezernat 21 — Regionalplanung, Bau- und Wohnungswesen,
Wirtschaft zu besetzen.

Die Einstellung erfolgt unbefristet als Beschaftigte/r. Bei nachgewie-
sener langjahriger aufgabenbezogener Berufserfahrung und sofern
die tarifrechtlichen Voraussetzungen vorliegen, werden Sie in die Ent-
geltgruppe 13 zum Tarifvertrag des 6ffentlichen Dienstes fur das Land
Hessen (TV-H) eingruppiert. Ohne nachgewiesene langjahrige aufga-
benbezogene Berufserfahrung erfolgt die Einstellung zunachst in der
Entgeltgruppe 12 zum TV-H mit absehbarer Entwicklungsmoglichkeit.

Sie besitzen ein nachgewiesenes und erfolgreich abgeschlossenes
Studium (Diplom (FH)/Bachelor) in dem Studiengang Stadt- und
Regionalplanung oder in einem vergleichbaren Studiengang. Des
Weiteren verfligen Sie Uber nachgewiesene Kenntnisse im Bereich
Stadtplanung, Bauleitplanung, Landesplanung und Raumordnung,
besitzen eine Fahrerlaubnis der Klasse B (Klasse 3), sind unein-
geschrankt auBendiensttauglich und bereit Dienstreisen mit einem
Dienstwagen zu fiihren —damit erflllen Sie unsere Voraussetzungen.
Haben Sie Interesse an einer Beschaftigung bei einer der groften
Dienstleistungsorganisationen der Region mit vielfaltigen Aufgaben
und Einsatzbereichen? Suchen Sie berufliche und persénliche Ent-
wicklungsmadglichkeiten? Dann freuen wir uns auf lhre Bewerbung.

Detaillierte Informationen zu den weiteren Anforderungen 15
und den unterschiedlichen Aufgabenbereichen finden Sie
auf unserer Internetseite www.rp-kassel.hessen.de unter
der Rubrik ,Uber uns — Karriere im RP*.

Das Regierungsprasidium Kassel

hat zum nachstmaéglichen Zeitpunkt am Standort Kassel eine Stelle als

Technische/r Sachbearbeiter/in
Marktiiberwachung Bauprodukte

im Dezernat 21 — Regionalplanung, Bau- und Wohnungswesen,
Wirtschaft zu besetzen.

Die Einstellung erfolgt unbefristet als Beschaftigte/r nach Entgelt-
gruppe 12 zum Tarifvertrag des 6ffentlichen Dienstes fur das Land
Hessen (TV-H). Sie besitzen ein nachgewiesenes und erfolgreich
abgeschlossenes Studium im Studiengang Bauingenieurwesen
(Diplom (FH)/Bachelor) und verfligen Gber nachgewiesene Kennt-
nisse im Bereich Baustatik, Baukonstruktion, Baustoffe und Bemes-
sungsverfahren sowie im Bereich der harmonisierten, technischen
Spezifikationen nach der Bauproduktenverordnung. Des Weiteren
sind Sie im Besitz der Fahrerlaubnis Klasse B (Klasse 3), sind
uneingeschrankt auBendiensttauglich und sind bereit, Dienstrei-
sen mit einem Dienstwagen zu fiihren — damit erfiillen Sie unsere
Voraussetzungen. Haben Sie Interesse an einer Beschaftigung bei
einer der grof3ten Dienstleistungsorganisationen der Region mit viel-
faltigen Aufgaben und Einsatzbereichen? Suchen Sie berufliche und
personliche Entwicklungsmdglichkeiten? Dann freuen wir uns auf
lhre Bewerbung.

Detaillierte Informationen zu den weiteren Anforderun- =z
gen und den unterschiedlichen Aufgabenbereichen :§ AIT,
finden Sie auf unserer Internetseite www.rp-kassel. 28258

hessen.de unter der Rubrik ,Uber uns — Karriere im RP*. E h
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Sei DAbei'
Wirke mit .

Bei der Stadt Seligenstadt ist die Stelle der

Leitung des Standesamtes (m/w/d)

mit den unterstrukturierten Bereichen Standesamt, Blirgeramt, Fried- B . B o .
hofsamt sowie Wahlen und Statistik im Angestellten- oder Beamten- Zur Verstarkung suchen wir zum nachstméglichen Zeitpunkt
verhaltnis zu besetzen. Das Standesamt gehort zum Dezernat Il
unter der Leitung des Ersten Stadtrates.
» Die Stelle ist nach Entgeltgruppe 12 des Tarifvertrages fiir :

den 6ffentlichen Dienst (TV5D) bewertet. stellvertretende Amtsleitung

Eb teht eine Planstell h Besold A12 beim Mobilitdtsamt
. enso steht eine Planstelle nach Besoldungsgruppe

zur Verfigung gsgrupp A 15 HBesG bzw. TV4D, Vollzeit

’ (Teilzeitbeschaftigung mdglich), unbefristet

Kennziffer: 1/143

eine Leitung (m/w/d) der Abteilung Bau und Betrieb
sowie

Die Stellenbesetzung erfolgt unbefristet in Vollzeit. Teilzeitbeschaf-
tigung ist unter Beruicksichtigung der dienstlichen Erfordernisse

méglich. Wir freuen uns auf lhre Bewerbung.
Die volistandige Stellenausschreibung und Informationen zur Cuf_uns?rzm Osnline-_ItBewet:rbungitporltlalSa;ulfl %stgdt.de/
Bewerbungsfrist finden Sie auf unserer Internetseite unter: farnere finden Sie wellere tagesakiuetle stellenangebote. Bewer-

ben Sie sich noch heute!

www.seligenstadt.de/stellenausschreibungen ,;.':.. Mitglied

AU im
; . ;..Edalmww
*; Familie

]

Wissenschaftsstadt Darmstadt
Der Magistrat
— Personalabteilung —

HESSEN

—
Das Hessische Ministerium =
des Innern und fiir Sport e -

=Y

bietet zum Einstellungstermin 1. September 2021 das
Duale Studium Bachelor of Arts —
Public Administration (m/w/d) an.
(Beamtenlaufbahn gehobener Dienst allgemeine Verwaltung)

Nahere Informationen zu den Bewerbungsmodalitéten finden Sie
unter karriere.hessen.de/

Bewerbungsschluss: 13. November 2020




	Hessische Staatskanzlei
	Erteilung eines Exequaturs; Herr Vadym Kostiuk, Generalkonsul der Ukraine in Frankfurt am Main
	Erteilung eines Exequaturs; Herr Suwapong Sirisorn, Generalkonsul des Königreichs Thailand in Frankfurt am Main

	Hessisches Ministerium des Innern und für Sport
	Polizeiliche Bekanntmachung des Polizeipräsidiums Frankfurt am Main nach Nr. 43.4.2.4 VwV-HSOG; Aufforderung zur Anmeldung von Rechten an polizeilich sichergestellten Sachen

	Hessisches Ministerium für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Wohnen
	Richtlinie des Landes Hessen zur sozialen Mietwohnraumförderung
	Richtlinie des Landes Hessen zur Verbundausbildung in kleinen und mittleren Unternehmen während der Corona-Pandemie (Stand: 7.9.2020)
	Erlass des Landes Hessen über die Gewährung von Billigkeitsleistungen zum Ausgleich von Schäden im öffentlichen Personennahverkehr im Zusammenhang mit dem Ausbruch von COVID-19

	Hessisches Ministerium für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz
	Ausführungsbestimmungen des Hessischen Ministeriums für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz über die finanzielle Beteiligung der hessischen Städte und Gemeinden am wirtschaftlichen Ertrag aus der Verpachtung landeseigener Flächen im Staatswald für die Errichtung und den Betrieb von Windenergieanlagen durch zweckfreie Mittelabführung
	Entwurf des Luftreinhalteplans für den Ballungsraum Rhein-Main; Zweite Fortschreibung Teilplan Frankfurt am Main

	Hessisches Ministerium für Soziales und Integration
	Richtlinien für die Verleihung der Landesauszeichnung ?Soziales Bürgerengagement? durch die für Soziales und Integration zuständige Ministerin oder den für Soziales und Integration zuständigen Minister für besonderes ehrenamtliches/bürgerschaftliches Engagement im sozialen Bereich
	Erlass zur Benennung der Mitglieder für den Verwaltungsrat des Medizinischen Dienstes Hessen nach § 279 Abs. 5 Satz 5 und 6 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch

	Regierungspräsidien
	DARMSTADT
	Vorhaben der Firma Contargo Rhein Main GmbH in Gustavsburg zur Errichtung und Betrieb eines Gefahrgutumschlagplatzes; Öffentliche Bekanntmachung nach § 5 Abs. 2 UVPG
	Vorhaben der RVE Reinemer Verwertung und Entsorgung GmbH, Rheingaustraße 199, 65719 Hofheim-Marxheim, Änderungsgenehmigungsantrag für die Klärschlammbehandlungsanlage mit Lager; Absage des Erörterungstermins
	Anerkennung der Stiftung Allianz für Entwicklung und Klima mit Sitz in Frankfurt am Main als rechtsfähige Stiftung des bürgerlichen Rechts
	Anerkennung der Belumas Stiftung, Sitz Darmstadt, als rechtsfähige Familienstiftung des bürgerlichen Rechts
	Anerkennung der Jens Sebastian Familienstiftung MMXX mit Sitz in Darmstadt als rechtsfähige Familienstiftung des bürgerlichen Rechts

	GIESSEN
	Festsetzung des gesamten Finanzierungsbedarfs und der Finanzierungsanteile für die berufliche Ausbildung in der Pflege für das Jahr 2021 nach § 26 Abs. 3, § 32 Abs. 1 und § 33 Abs. 1 PflBG in Verbindung mit § 9 Abs. 3 PflAFinV
	Erneuerung der luftseitigen Dammfußdrainage der Krombachtalsperre in der Gemarkung Mademühlen, Flur 46, Flurstück 59/1; Öffentliche Bekanntmachung nach § 5 Abs. 2 UVPG

	KASSEL
	Verordnung zur Änderung der Verordnung zum Schutze der Trinkwassergewinnungsanlagen der Gemeinde Hilders in den Ortsteilen Brand und Simmershausen, Landkreis Fulda, vom 13.7.2020
	Antrag der Gemeinde Bad Salzschlirf, Grundwasser aus den Tiefbrunnen 1 und 2 Bad Salzschlirf zu entnehmen; Öffentliche Bekanntmachung nach § 5 UVPG


	Hessisches Landesamt für Bodenmanagement und Geoinformation
	Flurbereinigungsverfahren VF 1802 Rüdesheim III

	Hessen Mobil ? Straßen- und Verkehrsmanagement
	Ausbau der Landesstraße L 3176, Mitfahrerparkplatz und Umgestaltung Teilknoten an der A 7, Anschlussstelle Hünfeld/Schlitz; Öffentliche Bekanntmachung nach § 5 Abs. 2 UVPG

	Öffentlicher Anzeiger
	Andere Behörden und Körperschaften
	ekom21 ? Kommunales Gebietsrechenzentrum Hessen, Gießen; Änderung der Satzung
	Regionalverband FrankfurtRheinMain, Frankfurt am Main; Änderung des Regionalplanes Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplanes 2010
	Medizinischer Dienst der Krankenversicherung Hessen, Oberursel; Ungültigkeitserklärung eines Dienstausweises
	Rundfunkrat, Frankfurt am Main; Änderung der Satzung des Hessischen Rundfunks über die betriebliche Ordnung
	Steuerberaterkammer Hessen, Frankfurt am Main; Einladung zur ordentlichen Kammerversammlung

	Stellenausschreibungen

